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1. — Beqgriufung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfdhigkeit,

BmO Seefeldt:

,Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir warten noch auf die Ankunft von Herrn Land-
tagsvizeprasidenten Creutzmann, aber wenn er sich etwas langer verspatet, dann glaube
ich, sollten wir doch beginnen, damit wir Sie nicht allzu lange warten lassen. Vielleicht zu-
nachst ein technischer Hinweis: Ich bin von der Haustechnik gebeten wurde, dass doch moég-
lichst alle Handy’s im Saal abgeschaltet werden moéchten, da dies sonst Stérungen in der
Lautsprecheranlage zur Folge haben konnte. Ich darf Sie also bitten, lhre Handy's so lange

auszuschalten, wie Sie hier an der Versammlung teilnehmen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, sehr verehrte Ehrengaste, liebe Kolleginnen und
Kollegen, zur Mitgliederversammlung des GStB 2003 darf ich Sie alle sehr herzlich begruflen
und ich freue mich, dass Sie Ihre Teilnahme mdglich gemacht haben. Es ist sehr wichtig,
dass wir uns hier in der kommunalen Familie zusammenfinden, um uns immer wieder ge-
genseitig mit unseren Problemen, mit unseren Sorgen auseinanderzusetzen und dass Sie

damit auch lhre Erwartungen in unseren Verband artikulieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Mitgliederversammlung soll auch stets ein
Aussenden von Forderungen, Winschen und dringlichen Appellen an die beteiligten Lan-
desvertreter, an die beteiligten Behdrden, an die Organisationen und Institutionen sein, wes-
halb es uns wichtig ist - und wir tun dies gerne -, auch Ehrengaste einzuladen und sie hier
sehr herzlich zu begrifien und willkommen zu hei3en. Ihnen allen, meine sehr verehrten
Damen und Herren Ehrengaste, einen besonders herzlichen Willkommensgrul3. lhnen liegt
eine Gasteliste vor, welche Sie — falls sie nicht bereits vorhanden sein sollte — im Foyer noch
entgegennehmen koénnen. Werfen Sie bitte einen Blick darauf, wer als Ehrengaste an unse-
rer Mitgliederversammlung teilnimmt. Aus zeitlichen Griinden méchte ich die namentliche
BegriRung auf nur wenige Ausnahmen beschranken, fir was Sie sicher Verstandnis haben

und dies vielleicht sogar begriiflien.

Ich freue mich Uber die Zusage des Herrn Landtagsvizeprasidenten Creutzmann, das Gruf3-
wort zu sprechen, ich gehe davon aus, dass er sich nur etwas verspatet hat. Mit ihm begrifRe
ich alle namentlich aufgefiihrten Damen und Herren Abgeordneten des Europaparlamentes,
des Bundestages und des Landtages. Ich begrifie sehr herzlich — stellvertretend fir alle teil-
nehmenden Vertreter der Landesregierung und unserer weiten Landesbehérden — den Pra-
sidenten der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Herrn Dr. Mertes. Ich freue mich, dass

Sie als Chef der Aufsichtsbehdrde flir die Kommunen an unserer Mitgliederversammlung



teilnehmen. Die dritte Gewalt darf in der Begriifiung nicht fehlen. So freue ich mich, den Pra-
sidenten des Oberverwaltungsgerichtes Rheinland-Pfalz, Herrn Professor Dr. Karl-Friedrich
Meyer, herzlich zu begriiRen und ebenfalls willkommen zu heilen. Dass Sie an den Belan-
gen unseres Verbandes und damit aller Gemeinden, Stadte und Kreise in unserem Land
teilnehmen, ist wichtig, denn auch durch die Rechtsprechung werden letztlich Standards ge-
setzt und Probleme aufgezeigt, die von der Landesgesetzgebung und von der vollziehenden

Gewalt zu erbringen sind.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin immer erfreut, wenn gerade auch unser
Spitzenverband, der Deutsche Stadte- und Gemeindebund, an dieser Versammlung teil-
nimmt. So freut es mich, das Geschéaftsfuhrende Prasidialmitglied Dr. Landsberg aus Berlin
sehr herzlich begriRen zu kénnen. Er wird auch ein GruRwort sprechen. Herzlichen Grul} Ih-

nen, Herr Dr. Landsberg.

Leider musste sich wegen Krankheit die Oberblrgermeisterin dieser schdnen Stadt Bingen,
Frau Collin-Langen, entschuldigen. Ich bitte, lhre Entschuldigung entgegenzunehmen und
wulnsche ihr gute Besserung. Dankbar bin ich dennoch der Stadt Bingen, dass wir wieder in
diesem Rhein-Nahe-Zentrum tagen dirfen, das gerade auch fur das Aussenden unserer Mit-

teilungen ein wichtiges Zentrum darstellt.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich die Medien noch sehr herzlich begriif’en, auf

welche wir ebenfalls flir unsere Sendungen angewiesen sind.

Vorab moéchte ich allen, die seit der Mitgliederversammlung 2002 gewahlt, ernannt oder in ir-
gendeine Funktion bestellt worden sind, sehr herzlich gratulieren, auch allen Kolleginnen,
Kollegen und Teilnehmern, welche in dieser Zeit einen runden Geburtstag gefeiert haben.
Stellvertretend flr alle nenne ich den Direktor der Zentralen Verwaltungsschule in Mayen,
Herrn Klaus Weisbrod. Wir sind glicklich dariber, Herr Weisbrod, dass unsere Fachhoch-
schule wieder Uber einen Leiter verfigt. lhnen einen herzlichen Willkommensgrufd und eine
gute Hand zur Nachwuchsausbildung fir die Kommunalverwaltungen, natirlich auch fir die
innere Verwaltung. Stellvertretend fur diejenigen, die in dieser Zeit ein Dienstjubilaum oder
einen runden Geburtstag gefeiert haben, darf ich unseren friheren Geschéaftsfihrer Herrn
Walter Bogner nennen, der inzwischen eingetroffen ist, der am 25. Dezember 2002 seinen
80. Geburtstag feierte und heute zum funfzigsten Mal an einer Mitgliederversammlung des

Gemeinde- und Stadtebundes teilnimmt. Herzlichen Gruf3, lhnen Herr Bogner.

SchlieBlich einen herzlichen Glickwunsch - stellvertretend fiir alle - unserem Vorstandsmit-
glied Burgermeister a.D. und Ortsblrgermeister Hans Appel, der am 16. April 2003 seinen

70. Geburtstag feiern durfte. Herzlichen Gruf3 und Glickwunsch Hans Appel.



Meine Damen und Herren, zunachst zur Feststellung der Tagesordnung, sie liegt Ihnen vor
und ich hoffe, dass Sie damit einverstanden sind. Zunachst aber die Feststellung der Be-
schlussfahigkeit. Der Gemeinde- und Stadtebund verflgt Gber 3.337 Stimmen. Um 10.01 Uhr
waren 1.671 registriert, das sind 50,07 %. Also bereits um 10.01 Uhr waren wir beschlussfa-
hig. Inzwischen erhalte ich die Nachricht, dass bereits 70 % unserer Mitglieder anwesend

sind. Damit stelle ich die Beschlussfahigkeit fest.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr verehrte Ehrengaste, meine Damen und Herren, die
Sorgen von gestern und die Sorgen von heute sind auch leider unsere Sorgen von morgen.
Ich mdchte damit nicht das Jammern fortsetzen, welches uns so gerne vorgehalten wird,
sondern darauf hinweisen, dass die desolate Finanzsituation unserer Gemeinden, Stadte
und Kreise, unserer Kommunen insgesamt, inzwischen Tatsache ist. ,Rettet die Kommunen’,
haben wir hier als Zeichen aufgestellt. Morgen gehen Birgermeister auf die Stralle, begin-
nen Protestaktionen. Ich bin der Auffassung, dass es natirlich wichtig ist, zu protestieren,
aber sind nicht auch die Ortsbirgermeister, die Ortsbeigeordneten, die Beigeordneten, die
Blrgermeister, die Oberburgermeister, Politiker? Ist es da richtig, dass Politiker gegen Politi-
ker protestieren missen? Muss es nicht weiterhin den Dialog, das Gesprach geben, in dem

die berechtigten Bedurfnisse artikuliert und Regelungen gefunden werden?

Wichtig ist deshalb, die Sorgen nicht in Frustration und Perspektiviosigkeit einminden zu
lassen, welche wir teilweise bereits feststellen kdnnen. Gestern bin ich mit der Reisegruppe
unter Leitung unseres Kollegen Franz-Josef Lauer aus Brasilien von einer 10-tagigen kom-
munalpolitischen Studienreise zurlickgekehrt. Ich habe dort festgestellt, dass in Brasilien na-
turlich sehr grolter Nachholbedarf besteht, dass aber auch Aufbruchstimmung vorhanden ist
und was mich besonders stutzig gemacht hat, war der Zusammenhang der globalisierten
Wirtschaft. Wir waren eingeladen zu einer Fihrung durch das dortige ..... werk (?). Dabei
wurde uns ein Ersatzteil vorgefiihrt, welches bisher aus Deutschland importiert wurde, aber
nachdem der Dollar und der Euro teurer wurde, und nachdem damit der Preis gestiegen sei,
habe man sich entschlossen, die Produktion einfach in Brasilien herzustellen. Das bestatigt
die Sorge, dass wir nicht nur europaweit abgehangt werden, sondern auch weltweit. Deshalb
habe ich diesen Zusammenhang hergestellt und darauf verwiesen, wie es in anderen Lan-
dern zugeht und welche Aufbruchstimmung dort herrscht. Nur muss leider auch die Gemein-
definanzreform als gescheitert erklart werden. Die Hoffnung, welche in die dafiir eingesetzte
Kommission gesetzt wurde, ist zunichte. Dennoch hat die Bundesregierung einen Gesetz-
entwurf vorgelegt, der inzwischen vom Bundestag beschlossen wurde und nun noch der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf. Herr Dr. Landsberg wird anschliefend noch in seinem
Referat darauf im Einzelnen eingehen. Lassen Sie mich deshalb zu diesem Punkt nur einige

wenige Bemerkungen machen:



Auch wenn es eine verkirzte Gemeindefinanzreform ist, die im Grunde nur zwei Dinge bein-
haltet, namlich Veranderungen in Bezug auf die Gewerbesteuer und die Zusammenlegung
der Arbeitslosenhilfe und der Sozialhilfe. Dennoch meine ich, missen wir diesen geringen
Schritt auf dem Wege zu einer umfassenden Gemeindefinanzreform zum 01.01.2004 be-

kommen, weshalb es wichtig ist, dass der Bundesrat zustimmt.

Diese kleine Reform, wenn man sie Uberhaupt als Reform bezeichnen darf, beinhaltet im-
merhin, dass die Gewerbesteuerumlage, welche vor wenigen Jahren schrittweise bis zu
30 % erhoht wurde, nun wieder auf hochstens 20 % zurlickgenommen wird, was dann doch
etwas mehr an Einnahmen aus der Gewerbesteuer in den Gemeinde- und Stadtkassen er-
warten lasst. Schlie3lich beinhaltet sie auch, dass die Zinsen, die Mieten und die Leasingra-
ten in der Berechnung der Gewerbesteuer beinhaltet bleiben. Was aber noch wichtiger ist, ist
fur uns die Abschaffung der Organschaften, dass nicht eben Gewinne mit den Verlusten der
Tochter verrechnet werden kénnen, was dazu fuhrt, dass weitgehend in vielen Kommunen -

daraus resultiert ja die desolate Finanzlage — die Gewerbesteuer auf Null gestellt wurde.

Es ist schlimm genug, dass die Bundesregierung diese Veranderungen erst jetzt wieder
rickgangig gemacht hat. Wenn nun aus oppositionellen Griinden im Bundesrat die Zustim-
mung verweigert wirde, ware dies wieder zu Lasten der Gemeinden, Stadte und Kreise. Wir
kénnen daher an den Bundesrat nur appellieren, dem, was jetzt als Stlick der Gemeindefi-

nanzreform auf den Weg gebracht ist, zuzustimmen.

Herr Dr. Landsberg wird hierzu noch einzelne Ausfihrungen machen. Deshalb méchte ich es
bei diesen wenigen Bemerkungen dazu belassen. Ich muss aber leider auch zu dem Ge-
meindefinanzbericht kurz ein paar Satze verlieren, denn er ist doch eine Aussage dariber,
wie desolat die Finanzen in unseren Gemeinden und Stadten inzwischen sind, obgleich er ja
noch die viel schwieriger gewordene Situation 2002/2003 ausblendet. Es ist also nur eine
Analyse, eine Bestandsmitteilung fir die Jahre 2000 und 2001. Aber auch hier wird schon
festgestellt, dass von 2.493 Kommunen 682 Kommunen ihren Haushalt nicht ausgleichen
konnten und dass sich der Gesamtfehlbetrag von 762 Mio. € nahezu verdoppelt hat. Sie se-
hen also, dass hier etwas passiert, was wirklich so nicht bleiben kann, was die Kommunen
auch in ihrer Investitionskraft schwacht und deshalb nicht langer hingenommen werden

kann.

Nun haben wir inzwischen in den Verhandlungen mit der Landesregierung erreicht, dass die
Schlisselzuweisung B stabilisiert wird, dass wir fir die Jahre 2003 bis 2006 in etwa mit der
gleichen — zwar auf niedrigem Niveau - Schlusselzuweisung rechnen kénnen. Die Verrech-
nung derjenigen Betrage, die durch das Land vorfinanziert werden mussen, wird aber spa-

testens 2007/2008 eingeleitet. Da besteht die Beflirchtung, dass auf der einen Seite die Sta-



bilisierung eingehalten wird, auf der anderen Seite aber eine erneute Befrachtung des kom-
munalen Finanzausgleichs erfolgt. Wenn der Entwurf flir den Landeshaushalt 2004 zusatz-
lich 30 Mio. € fiur die Finanzierung der Kindertagesstatten beinhaltet, dann mag es insofern
berechtigt sein, als damit eine Erhéhung der Personalzuschisse verbunden ist, denn das er-
gibt sich aus den abgeschlossenen Tarifvertragen. Aber wenn es dann heifl3t, dass mit die-
sen zusatzlich 30 Mio. € neue Anreize fur die Trager von Kindertagesstatten gesetzt werden
und die Schaffung von mehr Hort- und Krippenplatzen damit bewerkstelligt werden, dann
wird damit erneut ein neuer Standard gesetzt, den ich nicht als solches in Frage stelle, ge-
gen den ich auch gar nichts habe, der aber bitte nicht auf Kosten der Kommunen finanziert
werden darf, denn unsere Kassen sind leer. Der Kommunale Finanzausgleich darf dazu nicht
in Anspruch genommen werden, weil die Verrechnung der dadurch weniger zur Verfligung
stehenden Summe dann eben 2007/2008 fur die Verrechnung fehlt und insofern ebenfalls zu
Lasten der Kommunen geht. Diese Verbundmasse im kommunalen Finanzausgleich, meine
sehr verehrten Damen und Herren der Landespolitik und der Landesregierung, ist das Geld
der Kommunen und muss deshalb auch als solches zur Verfligung stehen. Wenn Sie neue
Impulse geben wollen, geht das nicht mehr zu Lasten der kommunalen Finanzen, weil wir
dazu nicht mehr in der Lage sind. Dann muss das Geld anderweitig daflr bereitgestellt wer-

den.

In diesem Zusammenhang auch einige wenige Satze zu dem jetzt vorliegenden Entwurf fir
ein Standardflexibilisierungsgesetz. Man muss sich die Begriffsveranderungen inzwischen
einmal vorstellen. Wir sind ausgegangen von einem Gesetz, das die Standards 6ffnen sollte.
Das war die Initiative der SGK, das war die Erklarung des Ministerprasidenten hier in diesem
Saal anlasslich der Mitgliederversammlung 2001, indem er ankiindigte, dass das sicherlich
dazu fuhren wird, dass die kommunalen Finanzen dadurch verbessert werden kénnen. Die-
ses Standardoffnungsgesetz wurde dann sehr schnell zu den Akten gelegt, weil es offen-
sichtlich verfassungsrechtliche Bedenken gab. Danach stand ein Standardabbaugesetz zur
Diskussion. Inzwischen haben wir den Entwurf fur ein Standardflexibilisierungsgesetz vorlie-

gen.

Dennoch werde ich heute Nachmittag im Kommunalen Rat den kommunalen Vertretern
empfehlen, diesem Standardflexibilisierungsgesetz zuzustimmen, weil ich es als ersten
Schritt sehe. Wenn ich auch aus den Punkten, die darin geregelt werden, keine Ersparnis —
im Augenblick jedenfalls — fir die kommunalen Haushalte erkennen kann. Wenn beispiels-
weise der unabhangige Kandidat flr den Ortsblrgermeister gleichgestellt wird mit den
hauptamtlichen Kandidaten, dass sie keine Unterschriften mehr herbeifiihren missen, dann
ist das eine Erleichterung fir den Kandidaten als Amtsinhaber, aber wieso es Geld fir die
Gemeinde erspart, ist mir schleierhaft, nicht nachvollziehbar. Dennoch, wenn es dann gleich

in diesem Gesetz mit geregelt werden soll, weil es sich anbietet, dann meine ich, sollten wir

T



es hinnehmen, aber deutlich machen, dass es nur auf diesem Wege ein erster Schritt ist. Wir
dirfen natirlich nicht wieder jahrelang auf den nachsten Schritt warten, denn die Haushalte
2004/2005 werden in keinem besseren Lichte stehen. Ganz wichtig ist natlrlich in diesem
Zusammenhang die Aufnahme der Konnexitat in die Landesverfassung. Ich bin dankbar,
dass inzwischen die Kommunen Gehor gefunden haben und dass inzwischen auch Antrage
in der Enquétekommission vorliegen, um die Konnexitat in die Landesverfassung aufzuneh-
men. Auch wenn es etwas abgeschwacht wird, sollte man es unbedingt ebenfalls als ersten
Schritt wollen, damit die Konnexitat Gberhaupt einmal Eingang in unsere Landesverfassung

findet. Auch hier gilt: ,Ein Weniger ist mehr als gar nichts®.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusammenfassen: Fir unsere Forderungen an
die Landesregierung, an den Landtag und damit dann eingebracht auch in den Bundesrat,
die Forderung, dass jetzt der Gemeindefinanzreform in Bezug auf die Zusammenlegung der
Sozialhilfe und der Arbeitslosenhilfe und insbesondere zu den Anderungen im Bereich der
Gewerbesteuer zugestimmt wird. Man moge Nachbesserungen gleichzeitig zu Protokoll er-
klaren und einfordern, aber man darf die Kommunen jetzt nicht noch langer hangen lassen.
Und Zustimmung natirlich auch zu dem Standardflexibilisierungsgesetz als erster Schritt.
Auch hier mit der Feststellung, das darf und das kann nicht alles sein, es muss nachgebes-
sert werden. Ferner — setzen Sie sich, meine Damen und Herren des Landtages, konsequent
daflir ein, dass es keine neuen Befrachtungen im kommunalen Finanzausgleich gibt, denn
das ist auch Inhalt des Beschlusses der Finanzausgleichskommission. Auf Antrag der kom-
munalen Vertreter wurde namlich beschlossen, dass im Anschluss an die Stabilisierung der
Schlisselzuweisung B gleichzeitig auch eine Vorlage flir den Standardabbau kommen muss.
SchlieBlich: Aufnahme der Konnexitat in die Landesverfassung, in welcher Form und mit
welcher Auspragung auch immer. Wenn wir so hoffen dirfen, dass sich die Bundespolitik
wieder kommunalfreundlicher zeigt, dass die Landespolitik ihrer Verpflichtung, fir die Finan-
zen der Kommunen zu sorgen, nachkommt, dann wird auch wieder alles fiir unsere Gemein-

den und Stadte gut. Ich danke lhnen fir Ihre Aufmerksamkeit.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe eben bereits die Beschlussfahigkeit und

die Annahme der Tagesordndung festgestellt.

Wir kommen nun zu den Gruf3worten. Ich muss noch einmal nachhoéren, ist Herr Creutzmann
inzwischen eingetroffen? Das ist nicht der Fall. Dann beginnen wir mit dem Gru3wort unse-

res Prasidialmitgliedes, Herrn Dr. Gerd Landsberg. Bitteschén.*



2. — GrulBworte

a) Dr. Gerd Landsberg, Geschéaftsfihrendes Prasidialmitglied, DStGB:

~Sehr geehrter Herr |. Vorsitzender Gérisch,
lieber Kollege Steenbock,

meine sehr verehrten Damen und Herren,

Deutschlands Stadte und Gemeinden stehen mit dem Ricken an der Wand und in Berlin
wird geredet, geredet und gestritten. Das kann und darf so nicht weitergehen. Ein kommuna-
les Rekorddefizit von mehr als 10 Milliarden Euro verhindert Wachstum und nimmt den
Blrgerinnen und Birgern jegliche Perspektive fir lebenswerte Kommunen. Die Sozialaus-
gaben explodieren. Allein in den letzten 10 Jahren sind die kommunalen Sozialausgaben
um rund 30 % gestiegen. Im ersten Halbjahr 2003 haben die Kommunen fir Sozialleistun-
gen nach der jingsten Mitteilung des Bundesamtes fur Statistik den schwindelerregenden
Betrag von 15 Milliarden Euro ausgegeben. Wir werden dieses Jahr also insgesamt die 30
Milliarden Euro-Grenze Uberschreiten. Die Finanzkrise entwickelt sich zu einer Katastrophe
und stellt die Zukunft unseres Gemeinwesens massiv in Frage. Langst geht es nicht mehr
nur um die Finanzen. Es geht um die Zukunft unseres Gesellschaftsmodells und damit um
unsere Demokratie. Wenn die Entwicklung so weiterlauft, werden die Kommunen zu Kolo-
nien des Staates. Von allen Politikern in Sonntagsreden immer wieder gelobte Blirger-
nahe und der Grundsatz der Subsidiaritat werden zur Disposition gestellt. Durch immer
neue Aufgabenlbertragungen ohne finanziellen Ausgleich werden wir systematisch ausge-
saugt, frei nach dem Motto, die Politik verkiindet die Wohltaten und die Kommunen zahlen

die Zeche.
Meine Damen und Herren:

Wollen wir eine Gesellschaft, die sich nur noch entmiindigte Stadte und Gemeinden

leistet?

Wollen wir einen Staat, der das Engagement der Burger fur das Gemeinwesen zer-

stort, weil es nichts mehr zu gestalten gibt?

Wollen wir einen Staat, der Gestaltungsspielraume immer mehr einengt und die Stadte

und Gemeinden zu reinen Ausfiihrungsorganen des Staates macht?

Die Antwort ist ganz eindeutig, meine Damen und Herren, diesen Weg wollen wir nicht be-

schreiten, wir missen handeln und zwar sofort.



Was ist zu tun?

Hier hilft ein Blick in die Geschichte, meine Damen und Herren. Im Jahre 1377 besiegten die
Truppen des Schwabischen Stadtebundes ein komplettes Ritterheer, das der Landesherr
ausgesandt hatte, um die Stadte zu unterwerfen. Die Zeiten sind heute sicherlich weniger
blutig, aber nicht weniger dramatisch. Die Truppen meine Damen und Herren, die wir heute
brauchen, sitzen in den Redaktionen der Zeitungen und der Fernsehanstalten. Von nichts
lasst sich Politik so sehr beeindrucken, wie von der ,vertffentlichten“ Meinung. Wir haben
als Deutscher Stadte- und Gemeindebund durch verschiedene Aktionen und durch unsere
Offentlichkeitsarbeit und die permanente Darstellung der katastrophalen Finanzlage der

Kommunen, den Druck immer weiter erhoht.

Noch vor wenigen Monaten wurde aus dem Kanzleramt berichtet, dass dem Bundeskanz-
ler das Lacheln der Wirtschaft wichtiger sei als die Not der Kommunen. Dieses Lacheln
durfte dem Bundeskanzler zwischenzeitlich vergangen sein. Erstmalig seitdem Rot-Grun re-
giert haben die Bundestagsabgeordneten der Koalitionsfraktionen der Regierung die Gefolg-
schaft verweigert. Sie haben den Gesetzesentwurf von Bundesfinanzminister Eichel deutlich
verbessert. Entgegen dem Regierungsvorschlag soll die Gewerbesteuerumlage und auch
ertragsunabhangige Bestandteile — jedenfalls bei verbundenen Unternehmen - beriicksichtigt
werden. Damit wirde zumindest die Aushohlung der Gewerbesteuer gestoppt. Einen sol-
chen politischen Vorgang hat es weder in dieser noch in der letzten Legislaturperiode je ge-

geben.

Den wirkungsvoll 6ffentlich aufgebauten Druck, werden wir in dieser Woche weiter verstar-
ken. Wie Sie wissen, finden diese Woche diverse Aktionen statt, die wir gemeinsam mit dem
Deutschen Stadtetag durchfiihren. Am kommenden Mittwoch werden Uber 400 Blrgermeis-
ter und Oberblrgermeister vor dem Bundesrat demonstrieren. Dies ist in der Geschichte der
Bundesrepublik ein einmaliger Vorgang. Auch wenn der eine oder andere von Ihnen ein be-
fremdliches Geflihl haben mag. Die Presse wird dies wahrnehmen und die Politik wird eben-
falls darauf reagieren. Letztlich tragen wir damit nur den Unmut vor, der sich bei unseren

Birgerinnen und Burgern langst breit gemacht hat.

Die Burgerinnen und Burger sind es leid, von der Politik immer neue Erklarungen zu horen,

ohne das endlich gehandelt wird:
Wir brauchen hier und jetzt Losungen und keine weiteren Versprechungen.
Wir wollen wissen, wie es weiter geht.

Wir wollen klare Antworten und nicht sich immer neue sich widersprechende Bot-

schaften von Fraktionen, Bundesregierung und Parteien.
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Die Kammerer in den Stadten und Gemeinden kénnen wegen fehlender Rahmenbedingun-
gen fur das Jahr 2004 ihre Haushalte nicht aufstellen. Ohne Planungssicherheit setzt sich
der dramatische Absturz der Investitionen weiter fort. Diese Unsicherheit Ubertragt sich
auf das ortliche Handwerk und den Mittelstand, mit fatalen Folgen fir die Arbeitsplatze

und das Wirtschaftswachstum.

Meine Damen und Herren, wir haben keine Zeit mehr. Wir brauchen jetzt einen schnellen
Kompromiss. Ich sage es ganz deutlich, die Positionen liegen gar nicht soweit auseinander,
dass nicht ein schneller Kompromiss maoglich ware. Lassen Sie mich das anhand zweier ein-

facher Beispiele dokumentieren:

Sowohl die Regierung wie auch die Opposition haben sich fur die Senkung der Gewerbe-
steuerumlage ausgesprochen. Dann fragt man sich, warum dies nicht schon langst im Ge-
setzesblatt steht. Immerhin wird es den Kommunen in Deutschland 2,3 Milliarden Euro brin-
gen. Wie es der Ministerprasident Edmund Stoiber immer wieder betont, auch grofl3e gutver-
dienende Unternehmen missten sich an der Finanzierung kommunaler Infrastruktur beteili-
gen. Wenn das ernst gemeint ist, bestehen Uberhaupt keine Bedenken, die Gewerbesteuer
zu stabilisieren und die Ansatze des Koalitionsentwurfs zu Gbernehmen. Alle politischen Par-
teien sind sich auch einige, dass den Kommunen schnell geholfen werden muss. Hier bietet

sich eine hohere Beteiligung an der Umsatzsteuer an.

Entscheidend ist, dass der Kompromiss die finanzielle Lage der Kommunen ab 1. Januar
2004 deutlich und dauerhaft verbessert. Hier nehmen wir den Bundeskanzler beim Wort, der
in seiner Regierungserklarung vom 14. Marz von Milliardenbetragen gesprochen hat. Wort-
bruch hat in der Politik noch immer fatale Folgen gehabt. Gleichzeitig, und das sage ich
gerade mit Blick auf den Landkreistag, ganz deutlich, lehnen wir es ab, dass die Kommunen
auch noch die dauerhafte Verantwortung fir die erwerbsfahigen Arbeitslosenhilfeempfanger
ubernehmen sollen. Das konnen wir nicht und das wollen wir auch nicht, meine Damen und
Herren. Ein GroRteil der Stadte mit hoher Arbeitslosenquote ware mit dieser Aufgabe organi-
satorisch und inhaltlich Gberfordert. Gerade in einer globalisierten Arbeitswelt gibt es eben
nicht nur regionale Arbeitsmarkte sondern immer mehr auch Uberregionale, die nur von der
Bundesanstalt fur Arbeit verwaltet werden kdnnen. Auch an Kreisgrenzen macht der Ar-
beitsmarkt nicht halt, selbst wenn der eine oder andere Landrat dies glauben mag. Deswe-
gen sage ich ganz deutlich: Hier muss die finanzielle Letztverantwortung beim Bund lie-
gen. Der Bund tragt die Verantwortung fur die Arbeitsmarkt- und die Wirtschaftspolitik
und darf diese Verantwortung nicht auch noch bei den Stadten und Gemeinden abla-
den. Dies heif3t nicht — und das sage ich auch ganz deutlich — dass die Stadte und Gemein-
den nicht weiterhin bereit sind, sich in den zu schaffenden Jobcentern einzubringen. Natr-
lich haben die Kommunen ein hohes Interesse, dass die Zahl der Arbeitslosen zurickgeht.

Sie haben auch bei den Sozialhilfeempfangern gezeigt, dass sie durchaus in der Lage sind
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bei der Arbeitsplatzvermittlung wertvolle Dienste zu leisten. Darauf soll und will niemand ver-
zichten. Dies aber nur auf gleicher Augenhdhe mit der Bundesanstalt flr Arbeit und auf der
Grundlage von konkreten Kooperationsvereinbarungen. Wir kdnnen uns auch gut vorstellen,
dass man eine gesetzliche Grundlage schafft, dass die Kommune gemeinsam mit dem Ar-
beitsamt in einer neuen Struktur, z.B. einer GmbH, das Job-Center managt. Entscheidend
muss immer sein, dass die Kommunen nicht zuséatzlich finanziell belastet werden und das wir
endlich einen Schritt vorwarts kommen, damit die Erwerbslosen in den ersten Arbeitsmarkt

zuruckkehren.

Natdrlich, meine Damen und Herren, halt man uns in Berlin vor ,der Bund hat doch auch
kein Geld“. Das verwundert. Denn gleichzeitig ist der Bund offenbar bereit, die Steuer-
reform vorzuziehen. Allein die Kommunen wirden dadurch im Jahre 2004 mit 3,5 Milliarden
Euro durch Steuermindereinnahmen und durch geringere Zuweisung der Lander zusatzlich
belastet. Es ist schon bemerkenswert, dass die Bundesregierung offenbar bereit ist, durch
erhebliche Neuverschuldung die Mindereinnahmen des Bundes in Hohe von 7 Milliar-
den Euro zu kompensieren, auf der anderen Seite aber glaubt, sie kdnne die Kommu-
nen im Regen stehen lassen. Dies ist vollig unakzeptabel und das muss man auch in der
Offentlichkeit sagen. Es wird einmal mehr deutlich, dass wir uns das Vorziehen der Steuerre-
form schlicht nicht leisten kdnnen und anderenfalls nur wieder zusatzliche Schulden fir un-

sere Kinder und Enkel machen.
Wie wird es weitergehen?

Meine Damen und Herren, im kommenden Jahr haben wir acht Kommunalwahlen in
Deutschland. Dann wird sich zeigen, dass eine Geringschatzung der Probleme, die die Bir-
gerinnen und Blrger unmittelbar vor Ort betreffen Folgen fir die Politik hat. Wahlen werden
noch immer in unseren Stadte und Gemeinden gewonnen, aber auch verloren. Dass haben

Sie gerade in Brandenburg eindrucksvoll gezeigt.

Wir brauchen eine Verbesserung der gemeindlichen Finanzausstattung zum
01. Januar 2004. Sie muss dauerhaft sein. Die Gewerbesteuer darf nicht weiter ausge-
hohlt werden. Wir brauchen eine Reform der Arbeitslosen- und Sozialpolitik nach dem

Motto ,Fordern und fordern®.
Wie hat schon Abraham Lincoln gesagt:

,Ihr konnt den Menschen nie auf Dauer helfen, wenn ihr fir sie tut, was sie selber fur

sich tun sollten und kénnten.”

Einen Verschiebebahnhof in der Arbeitsmarktpolitik zu Lasten der Kommunen darf es nicht

geben. Noch in diesen Wochen muss der Grundsatz umgesetzt werden:

»Handeln wir - retten wir die Kommunen jetzt“.
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Ein letztes Wort, meine Damen und Herren, die Situation ist sicher dramatisch, aber gleich-
wohl sollten wir die Hoffnung nicht aufgeben. Ich glaube, dass wir uns in vielen Punkten am

Ende durchsetzen werden. Im Ubrigen muss fiir uns der Grundsatz gelten:
Wem das Wasser bis zum Hals steht, der darf den Kopf nicht hdngen lassen.

Vielen Dank!*

BmO Seefeldt:

»,Meine Damen und Herren, ich danke Herrn Dr. Landsberg fiir seine Ausfiihrungen und ins-
besondere auch dafir, dass er uns ebenfalls Hoffnung gemacht hat, die wir dringender denn
je brauchen. Nun habe ich die Freude, Herrn Vizeprasidenten Creutzmann sehr herzlich zu

begrufen. Ich darf ihm das Wort zum Grul3wort erteilen.”

b) Vizeprasident Jirgen Creutzmann, MdL, Landtag Rheinland-Pfalz:

,Vielen herzlichen Dank Herr Seefeld.

Sie erwarten ein Grufdwort von mir und ich habe gerade die Schlussbemerkungen des Herrn
Dr. Landsberg noch gehort. Als Landtagsprasident kdnnen Sie natirlich keine so eine politi-
sche Rede halten wie Herr Dr. Landsberg, aber es gibt sicher drei Punkte, die ich anspre-
chen mochte. Erstens, Sie haben es auch angesprochen, das Thema ,Gewerbesteuer”. Die
Kommunen brauchen eine Reform der Gewerbesteuer, weil sie auf verlassliche Einnahmen
angewiesen sind. Diese ist allerdings sehr schwierig zu erreichen, wenn man die heutige
Diskussion verfolgt. Auf der einen Seite hat man vor etlichen Jahren die Gewerbekapi-
talsteuer abgeschafft, da sie gerade den Mittelstand immer wieder belastet haben, also eine
Art ,Substanzsteuer” war, und jetzt plant man, um die Gewerbesteuer zu verstatigen, wieder
eine Einfuhrung dieser Gewerbekapitalsteuer, wenn Sie all die vorgeschlagenen Elemente

hinzunehmen.

Die Forderung, die der Stadtetag heute erhoben hat im Rahmen der Protesttage, welche
jetzt stattfinden, und die der Gemeinde- und Stadtebund gemeinsam mit dem Stadtetag
macht, die Beteiligung der Gemeinden an der Umsatzsteuer halte ich fiir sehr richtig. Kurz-
fristig, meine Damen und Herren, wird es nur darauf ankommen, dass ein Kompromiss im
Bundesrat erzielt werden kann, dass die Kommunen im nachsten Jahr wieder auf Mehrein-
nahmen hoffen kénnen. Herr Dr. Landsberg hat es gesagt, die Ausgaben steigen, sie sind
kaum beeinflussbar. Alle, die kommunalpolitisch tatig sind, wissen dies, dass wir immer stei-
gende Belastungen haben, gerade im Sozialhilfebereich, die Einnahmen jedoch dramatisch

weggebrochen sind.

/13



-13-

Ich mdchte ein zweites Thema ansprechen, was den Landtag zur Zeit beschaftigt. Sie wis-
sen, wir haben die Enquétekommission Kommunen und dort ist auch ein Thema das Konne-
xitatsprinzip. Wir erhalten in der letzten Zeit immer wieder Resolutionen von Gemeinderaten,
die unbedingt fordern, das Konnexitatsprinzip in die Verfassung zu verankern. Ich glaube sa-
gen zu kénnen, dass mittlerweile Uber alle Fraktionen im Landtag Einigkeit besteht, das
Konnexitatsprinzip in die Verfassung zu verankern. Ich bin aber auch so ehrlich zu sagen,
versprechen Sie sich davon nicht zuviel, denn das Konnexitatsprinzip kann ja eigentlich nur
fur die Zukunft wirken und wenn man sich betrachtet, was die Bayern gemacht haben, die
das Konnexitatsprinzip in der Verfassung haben, die haben natirlich alle Belastungen, wel-
che aus Europa oder vom Bund kommen, ausgeschlossen. Ich gehe davon aus, ohne ein
Prophet zu sein, dass man im Landtag von Rheinland-Pfalz so etwas ahnliches macht, denn
wir kdnnen keine Zusage fur Belastungen der Kommunen machen, die das Land dann schul-
tern soll, die vom Bund aufgetragen werden. Das ist ein Problem, doch wenn das Konnexi-
tatsprinzip in der rheinland-pfalzischen Verfassung drin steht, ist es natlrlich auch eine Ver-
pflichtung des Parlamentes, nur noch Gesetze zu beschlieen, indem entweder — wenn die
Kommunen belastet werden — die Kosten vom Land Ubernommen werden, oder dass man
halt solche Gesetze, welche die Kommunen belasten, mdglichst lassen sollte. Der Landtag

bemdht sich Gber alle Fraktionen hinweg, aber Sie wissen, dass es nicht immer gelingt.

Ich méchte ein drittes Thema ansprechen in meinem Gruwort, was uns alle berihrt: Wenn
die Einnahmen wegbrechen, die Ausgaben kaum beeinflussbar sind, muss man naturlich
auch Uberlegen, wie kann man Uber Strukturveranderungen Ausgaben einsparen. Struktur-
veranderungen sind eigentlich das einzige, wo man langerfristig — kurzfristig geht das nicht -
Ausgaben sparen kann: Ich bin 20 Jahre im Ortsgemeinderat gewesen, wenn die Legislatur-
periode zu Ende ist 30 Jahre im Verbandsgemeinderat, und stelle immer wieder fest, eine
Sitzung im Jahr im Verbandsgemeinderat wiirde eigentlich ausreichen, um letzten Endes ei-
nen Haushalt zu beschlieRen. Wir haben noch ein paar Dinge im Werksausschuss zu tun,
wenn es um die Kanalisation geht, aber ansonsten ist die Verwaltung tatig. Man muss natur-
lich dann Uberlegen, wie kann man Uber Strukturverdnderungen, Uber Aufgabenverande-
rungen, Uber Kooperationen — ich spreche dies ganz bewusst an — Ausgaben einsparen. Wir
sind alle gespannt, was uns die Enquétekommission in dieser Hinsicht bringen wird. Ich woll-
te lhnen dieses einfach mal als Anregung geben. Die Stadte und Gemeinden sind ja in die-
sen Fragen am kompetentesten. Wenn man Strukturveranderungen will, kann man dies nur
mit den Betroffenen machen, man kann es nur mit den Kommunen machen und man sollte
auch auf den Sachverstand der Kommunen, des Verbandes, des Gemeinde- und Stadte-
bundes, zurtckgreifen. Da sind wir uns sicher einig. Dies wollte ich in meinem kurzen Gruf3-
wort sagen und mich nochmals bei Ihnen entschuldigen und lhrer Veranstaltung einen guten

Verlauf wiinschen. Danke.”
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BmO Seefeldt:

.Herr Vizeprasident Creutzmann, ich danke auch lhnen fir Ihre Ausfihrungen fiir den Land-
tag. Lassen Sie mich zwei Punkte aufgreifen. Einmal ,Konnexitat in die Landesverfassung®.
Mit Recht haben Sie ausgeflihrt, dass das natrlich nur fir die Zukunft gelten kann. Umso
wichtiger ist es aber, dass die Konnexitat schnell in die Landesverfassung hineinkommt und
dort verankert. Ich mache Ihnen dazu einen Vorschlag: Der Landtag sollte eine Selbstbin-
dung eingehen, indem er sich verpflichtet, dass neue kostentrachtige Landesgesetze fir die
Kommunen erst dann wieder verabschiedet werden, wenn die Konnexitat in der Landesver-
fassung steht. Das Zweite: Sie haben die ,Kommunalstrukturen’ angesprochen, die ja eben-
falls im Augenblick untersucht werden. Herr Gorisch wird in seinem Schlusswort darauf noch
eingehen. Deshalb habe ich es in der BegrifRung ausgelassen. Nur soviel: Der Gemeinde-
und Stadtebund hat eine Zuarbeit geleistet. Das Gutachten ist der Enquétekommission
;Kommunen’ zur Verflgung gestellt und ich denke, wenn einige Punkte daraus bertcksichtigt
werden, werden wir mit der Kommunalstruktur, die wir haben und die sich bewéahrt hat, aus-
kommen, insbesondere wenn sie noch einige Veranderungen in Anpassung an die Bedurf-
nisse der heutigen Zeit erfahrt. Darauf vertraue ich, dass es auch hier mdglichst bald zu Er-
gebnissen in der Enquétekommission kommen wird. Vielen Dank noch einmal fur |hre Aus-

fihrungen.*

3. —Jahresrechnung 2002

BmO Seefeldt:

.Meine Damen und Herren, nachdem Frau Oberbirgermeisterin Collin-Langen erkrankt ist,
fallt dieses GruRwort aus. Ich rufe deshalb den Punkt 3 auf. Ich darf bitten, dass unsere Wirt-
schaftsprifer, Herr Bellefontaine und Herr Dr. Hoflich, uns die Prifungsergebnisse vortragen.

Wenn ich richtig informiert bin, wird Herr Bellefontaine im Grunde beginnen. Bitteschon.”

a) Priufungsberichte
— Zweckbetrieb

— Wirtschaftlicher Geschéftsbetrieb

Wirtschaftsprufer Bellefontaine, Mittelrheinische Treuhand

,Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, unsere Gesellschaft hat in diesem Jahr die
Geschaftsfuhrung und die Mitarbeiter der Verwaltung dabei unterstitzt, den Jahresabschluss
aufzustellen. Der Jahresabschluss des Haushaltes 1 ist im laufenden Geschéftsjahr 2002
erstmals nach kaufmannischen Gesichtspunkten aufgestellt worden. Dies hat natlrlich ge-

genuber der Vergangenheit erhebliche Veranderungen mit sich gebracht.
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Der Abschluss zum 31.12. des Jahres 2002 schlief3t mit einer Bilanzsumme von 8,1 Mio. €
ab. Dabei sind die wesentliche Positionen: Grundstiicke, grundstlicksgleiche Rechte mit
1,6 Mio. €, hauptsachlich die Beteiligung an dem Verwaltungsgebaude in Mainz, Finanz-
anlagen in Hohe von 127.000 €, die sich aufteilen auf die Beteiligung an dem Umweltlabor
Westpfalz und an der Kommunalbau. Das Umlaufvermdgen betragt 5,5 Mio. €, davon im
Wesentlichen —und darauf komme ich gleich nochmal zu sprechen — Rickdeckungsver-

sicherungsbeitrage von 2,88 Mio. €.

Finanziert ist das Vermdgen durch Eigenkapital in Hohe von 4.998.228,13 €, Riickstellungen
2.227.277,00 € sowie Verbindlichkeiten in Hohe von 892.533,05 €.

Meine Damen und Herren, die Besonderheit bei dem Abschluss war Folgendes: Wenn Sie
einen kaufmannischen Jahresabschluss aufstellen, missen Sie Pensionsverpflichtungen er-
fassen. Der Verband hat erfreulicherweise in der Vergangenheit Rickdeckungsver-
sicherungen abgeschlossen, die wir — wie ich eben gesagt habe — in einer GréRenordnung
von 2,8 Mio. € als Forderungen in der Bilanz buchen konnten. Die Ruckstellungen fur Pen-
sionen betragen aber 1,9 Mio. €. Leider — und daruber ist im Vorstand lange diskutiert wor-
den— mussen Sie bei einem kaufmannischen Jahresabschluss die Rickdeckungsver-
sicherung einerseits zeigen, aber andererseits auch die Pensionsriickstellung buchen, so
dass wir eine Aufblahung in der Bilanz bekommen. Neben den Pensionsrickstellungen
betragen die sonstigen Rickstellungen insgesamt 323.000 €. Davon Altersteilzeit: 185.000 €,
Urlaubsriickstellung: 106.000 €. In der gemeinsamen Sitzung mit dem Vorstand am
7. Oktober 2003 sind u.a. die Positionen ,Pensionsriickstellungen®, ,Urlaubsriickstellungen®,
JAltersteilzeit* umfangreich diskutiert worden. Gemeinsam wurde im Ergebnis festgestellt,
dass die Betrage, die verbucht sind, ordnungsgemaf sind. Ich darf Ihnen gleichzeitig sagen,
dass der Vorsitzende der Geschéftsstelle empfohlen hat darauf zu achten, dass die Urlaubs-
rickstellungen in dem MalRe wie im letzten Jahr nicht weiter aufgebaut werden, sondern
dass der Urlaub nach Méglichkeit abgebaut wird. Die Sonstigen Verbindlichkeiten betragen,
wie gesagt, rd. 900.000 €.

Meine Damen und Herren, der Jahresabschluss des Haushaltes 1 schlief3t mit einem Verlust
von 254.000 € ab. Ich habe es bereits gesagt, das hangt im Wesentlichen damit zusammen,
dass wir die Pensionen im Grunde genommen zweimal buchen missen, namlich einmal die
Zahlung an die Pensionskasse, andererseits die Zufuhrung zu den sog. Rickstellungen. Im
Ergebnis ist dieses betriebswirtschaftliche Minus von 254.000 € demnach zu kirzen um die
besagte Zuflhrung zu den Pensionsrickstellungen in Héhe von 235.000 € und zu kiirzen um

10.000 € Zufuhrung zu Urlaubsrickstellungen.

Rein kassenmafig betragt der Verlust demnach rd. 9.000 €. Wenn Sie einen Vergleich zie-
hen wollen zu der bisherigen Haushaltsrechnung, kann man sagen, dass die Planansatze,

wie sie vorgesehen waren, weitestgehend erreicht worden sind. Wir haben leichte Abwei-
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chungen in zwei Positionen festgestellt. Die Abschreibungen und die sog. Zufiihrung zu den
Pensionsrickstellungen waren nicht veranschlagt, so dass nahezu punktgenau der aufge-

stellte Haushalt erreicht wurde. Soweit im Ergebnis zum Haushalt 1.

Der Haushalt 2 wird schon seit langerem kaufmannisch gebucht. Er schliel3t mit einer Bilanz-
summe von 3,68 Mio. € ab. Das Anlagevermdgen betragt 1,870 Mio. €. Dabei ist die wich-
tigste Position die Finanzanlagen, d.h. die Beteiligungen. Hier spielt die Beteiligung an der
Orgasoft mit 1,77 Mio. € die dominierende Rolle. Die Ubrigen Beteiligungen wie F-Kom,

KommWis, GeKom und InnoWis stehen mit rd. 100 T€ zu Buche.

Das Umlaufvermdgen betragt 1,213 Mio. €, davon ist der bedeutende Teil mit rd. 950 T€ die

Forderungen gegenuber verbundenen Unternehmen.

Im Jahre 2002 hat der Haushalt 2 einen Gewinn von 153 T€ erwirtschaftet, so dass der auf-
gelaufene Teil des nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrages entsprechend auf
600 T€ verringert werden konnte. Das Dotationskapital des Haushaltes 2 war bewusst gering
bemessen, da das Vermdgen des GStB nicht im steuerpflichtigen Haushalt 2 sondern im i-

deellen Bereich Haushalt 1 gehalten wird.

Die Verbindlichkeiten betragen demnach rd. 3,685 Mio. € und setzen sich im Wesentlichen
aus den Verbindlichkeiten gegentber dem Haushalt 1 in Héhe von 2,185 Mio. € und Ver-

bindlichkeiten gegeniiber Dritten in Héhe von 1,5 Mio. € zusammen.

Die Gewinn- und Verlustrechnung schlie3t bei einer Gesamtleistung von 2,052 Mio. €, wie

gesagt, mit einem Uberschuss von 153 T€ ab.

Dabei waren die Umsatzerldse unverandert gegentber dem Vorjahr bei 1,63 Mio. €, wobei
die Auswertungen Einwohnerwesen die Halfte ausmachte. Die sonstigen betrieblichen Ertra-
ge in Hohe von 366 T€ waren fast ausschlielllich durch Weiterberechnungen gekenn-

zeichnet.

Die wesentliche Aufwandsposition mit 1,23 Mio. € ist der Materialaufwand, wobei, ahnlich
wie bei den Erlésen, die Aufwendungen Einwohnerwesen mit 735 T€ und das GStB Info Sys-
tem mit 386 T€ die Hauptausgabenpositionen darstellen. Unverandert hoch waren die sons-
tigen betrieblichen Aufwendungen 643 T€ und die Zinsen 178 T€.

Ausschlaggebend fur das Jahresergebnis und die Verbesserung gegeniber dem Vorjahr wa-

ren die Beteiligungsertrage aus der Orgasoft in Hohe von 215 T€.

Im Jahr 2002 konnte deshalb ein Gewinn von 153 T€ erwirtschaftet werden gegenuber ei-

nem Vorjahresverlust von 163 T€.

Nun zu den Planansatzen. Wenn ich mir die Abweichungen der einzelnen Planansatze be-
trachte, so haben wir Abweichungen, die liegen durch die Bank unter 10 %, lediglich bei in-

neren Verrechnungen wird der Betrag etwas Uberschritten. Wenn Sie nochmals berlck-
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sichtigen, dass im Vorjahr noch ein Verlust von 163.000 € ausgewiesen wurde, ist es sehr

erfreulich, was im Haushalt 2 passiert ist, mit einem jetzigen Gewinn von 153.000 €.

Konsolidiere ich Haushalt 1 und Haushalt 2, so kann ich feststellen, dass das Eigenkapital
konsolidiert rd. 4,4 Mio. € betragt und dass das Jahresergebnis insgesamt nahezu ausge-
glichen ist. KassenmaRig - also nach haushalterischen Gesichtspunkten - betragt der liqui-
ditdtsmaRige Uberschuss 144.000 €. Berlicksichtige ich die Zufiihrung zu den Pensionsver-
pflichtungen, betragt der saldierte Verlust 101.000 €, wenn ich die gesamte Betrachtung

nach kaufmannischen Gesichtspunkten einbeziehe.

Soweit zu den beiden Jahresabschlissen. Ich méchte Sie nicht mit weiteren Zahlen Uber-
frachten. Sollten Sie jedoch noch Fragen haben, kann ich Ihnen die gerne beantworten, an-

schlielfend wird Herr Dr. Hoflich von seinem Priafungsergebnis berichten.

Sind Fragen im Moment? Dies ist nicht der Fall.

BmO Seefeldt:

.Meine Damen und Herren, haben Sie Fragen zu den Ausfihrungen von Herrn Bellefontai-
ne? Das ist nicht der Fall, dann darf ich Herrn Dr. Héflich bitten, uns das Prifungsergebnis

vorzutragen.”

Wirtschaftsprifer Dr. Hoflich:

~Sehr geehrter Vorstand, sehr geehrte Damen und Herren, zunachst darf ich mich dem Ple-
num vielleicht kurz vorstellen, denn ich habe die Ehre, erstmals vor lhnen hier sprechen zu
dirfen. Mein Name ist Hoflich, ich bin Wirtschaftspriifer, Berufskollege von Herrn Bellefontai-
ne und betreibe mit zwei Sozien in Mainz eine Kanzlei. Ich priife den wirtschaftlichen Ge-
schaftsbetrieb des Gemeinde- und Stadtebundes schon seit einigen Jahren und in diesem
Jahr auch erstmals den Zweckbetrieb nach Einfihrung der doppelten Buchhaltung. Nach-
dem mein Vorredner lhnen bereits Uber die betriebswirtschaftlichen materiellen Sachverhalte
zu beiden Gesellschaften Auskunft gegeben hat, méchte ich Ihnen — kurz gefasst — das Er-
gebnis unserer Abschlussprifung vorstellen. Zunachst zum formalen Umfeld: Wir sind vom
Vorstand am 18.11.2002 zum Abschlussprifer flir den Haushalt 1 und den Haushalt 2 fir
das Geschaftsjahr 2002 bestellt worden. Die Beauftragung durch das geschéftsfihrende
Vorstandsmitglied ist ordnungsgemaf am 9. Januar 2003 erfolgt und zwar fur beide Haus-
halte.

Die Prifung wurde von uns durchgefihrt im September 2003 in den Geschaftsrdumen des
Gemeinde- und Stadtebundes, die Prifung hat zu keinen Beanstandungen geflihrt, so dass

wir sowohl dem wirtschaftlichen Geschéaftsbetrieb als auch dem erstmals gepriften Zweck-
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betrieb den uneingeschrankten Bestatigungsvermerk erteilt haben und zwar fir den Ge-
schaftsbetrieb am 19. September 2003, fir den Zweckbetrieb am 29. September 2003.

Im Verlaufe unserer Prifung konnten wir feststellen, dass die OrdnungsmaRigkeit der Ge-
schaftsflihrung gegeben ist. Das gilt sowohl fiir die Geschaftsflihrungsorganisation wie auch
fur das Geschaftsfiihrungsinstrumentarium und die Geschaftsfiihrungsdurchfiihrung. Die Er-
offnungsbilanz zum 1. Januar 2002 des Zweckbetriebes ist ordnungsgemaf aufgestellt und
bewertet worden und sie ist ordnungsgemaf fortgefiihrt worden und hat in den Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2002 eingemiindet. Die wirtschaftlichen Verhaltnisse — dies ha-
ben Sie bereits konkret anhand von Zahlenangaben durch Herrn Bellefontaine erfahren —
sind geordnet, das gilt sowohl fUr die Ertragslage als auch fur die Vermdgens- und Finanzla-
ge und zwar sowohl beim Haushalt 1 als auch beim Haushalt 2. Die Zusammenarbeit mit
dem Rechnungswesen des Gemeinde- und Stadtebundes war ordnungsgemafl und kon-

struktiv. An dieser Stelle nochmals meinen Dank an die betreffenden Herren.

Damit mdchte ich meine Ausfihrungen schlielen, stehe Ihnen fir Fragen zur Verfigung und

bedanke mich fur Ihre Aufmerksamkeit. Vielen Dank.”

BmO Seefeldt:

»Vielen Dank Herr Dr. Hoéflich, ich darf jetzt Herrn Bellefontaine bitten, die Abstimmung der

Entlastungserteilung durchzufihren.”

b) Beschlussfassung Uber die Entlastung des Vorstandes und der Geschaftsfuhrung

Wirtschaftspriufer Bellefontaine, Mittelrheinische Treuhand

,Meine Damen und Herren, darf ich dann zunachst die Jahresabschllisse feststellen lassen,
und zwar den Haushalt 1 mit einer Bilanzsumme von 8.118.038,18 € und einem Jahresfehl-
betrag von 254.048,23 €, sowie den Haushalt 2 mit einer Bilanzsumme von 3.685.120,31 €
und einem entsprechenden Jahresiberschuss von 153.149,27 €, und das Ergebnis des
Haushaltes 1 sowie das Ergebnis des Haushaltes 2 auf das nachste Geschaftsjahr lber-

tragen?

Wer stimmt gegen diesen Antrag oder gegen diese Feststellung?
Herr Vorsitzender, ich sehe keine Gegenstimme.

Wer enthalt sich?

Das ist auch nicht der Fall, dann ist dieser erste Antrag einstimmig ohne Gegenstimmen und

Enthaltungen angenommen.
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Meine Damen und Herren, jetzt kdmen wir zur Entlastung des Vorstandes. Herr Verbands-

blrgermeister Bess, bitteschén.®

Bm Bess:

,Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, zwei Feststellungen méchte ich an den Anfang des Ent-
lastungsantrages stellen. Ich freue mich, dass unser Verband mit einigem Vorlauf begonnen
hat, flr beide Wirtschaftsplane mit der kaufmannischen Buchfiihrung zu arbeiten. Offensicht-
lich ist er auch bei der Bildung der Ansatze realistisch geblieben. Das zeigen die Abweichun-

gen, wie Herr Bellefontaine sie hier vorgetragen hat.

Zweite Feststellung: Unser Verband funktioniert mit dem Tandem, eine L6sung, die in Rhein-
land-Pfalz ja nicht immer erfolgreich war, hervorragend. Deshalb meinen herzlichen Dank an

unsere beiden Vorsitzenden und auch an den Geschéftsfuhrer.

Ein dritter Punkt: Die Entlastung ist auch der richtige Anlass, allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der Geschéaftsstelle unseres Verbandes herzlichen Dank zu sagen fur eine immer
kompetente und engagierte Arbeit. Ich beantrage die Entlastung des Vorstandes, und weil es
in der Tagesordnung so vorgesehen ist - obwohl es die Satzung eigentlich nicht vorsieht -

auch die Entlastung der Geschaftsfuhrung.”

Wirtschaftsprifer Bellefontaine, Mittelrheinische Treuhand

~Schoénen Dank Herr Blrgermeister Bess. Meine Damen und Herren, ich komme zur Ab-

stimmung. Wer stimmt gegen diesen Antrag, den bitte ich um das Handzeichen?
Ich sehe keine Stimmabgabe.

Wer enthalt sich?

Ich sehe wiederum keine Stimmabgabe.

Damit sind der Vorstand und die Geschéaftsfiihrung einstimmig entlastet. Vielen Dank. Herzli-

chen Glickwunsch an den Vorstand.”

BmO Seefeldt:

.Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, herzlichen Dank
fur Entlastungserteilung gleichzeitig im Namen von Herrn Ernst Walter Goérisch und Herrn
Geschéftsfuhrer Reimer Steenbock, aber auch der gesamten Geschéaftsstelle und des Vor-
standes. Herzlichen Dank auch Herrn Bellefontaine und Herrn Dr. Hoflich fur ihre Ausfihrun-

gen.
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4. —Wahl des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden

Der Vorsitzende, BmO Seefeldt, OG Offenbach a.d. Queich, ruft Punkt 4 der Tagesordnung

,Wahl des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden“ auf.

Er Ubertragt die Durchfihrung der Wahl dem Geschéaftsfiuhrenden Vorstandsmitglied,
VD Steenbock, als Vorsitzendem des Wahlausschusses gemaf Abschnitt IV der Verfah-
rensordnung fir Wahlen vom 18.09.1992 i.d.F. vom 05.11.2001. VD Steenbock weist darauf
hin, dass die Mitgliederversammlung mit 2.596 vertretenen Stimmen (das entspricht

77,79 %) auch bei diesem Punkt der Tagesordnung beschlussfahig ist.

VD Steenbock erldutert, dass die Leitung der Wahldurchfihrung dem Wahlausschuss ob-

liegt, der auch das Ergebnis der Wahl festzustellen hat. Dem Wahlausschuss gehoren an
a) das Geschéftsfihrende Vorstandsmitglied als Vorsitzender,

b) die Bezirksverbandsvorsitzenden
(Bm Weinbach, Bezirk Koblenz; Bm Pitzen, Bezirk Trier; Bm Gebhardt, Bezirk Rhein-

hessen-Pfalz [nicht anwesend, ebenso der Vertreter, Bm Bambey) und
c) weitere funf Beisitzer, die von der Mitgliederversammlung zu berufen sind.
VD Steenbock schlagt fur die Berufung der funf weiteren Beisitzer
Bm Penzer, VG Nierstein-Oppenheim,
Bm Miller, VG Glan-Munchweiler,
Bm Kiefer, VG Eich,
Bm Haag, VG Altenahr, und
Bm Buttstedt, VG Hamm/Sieg,
vor. Weitere Vorschlage oder Gegenvorschlage ergeben sich nicht.

Die genannten flinf Personen sind mit einer Berufung als Beisitzer in den Wahlausschuss

einverstanden.

Die Mitgliederversammlung ist damit einverstanden, dass die vorgeschlagenen flinf Perso-
nen in einem Wahlgang gewahlt und dass dabei offen abgestimmt wird.

Abstimmungsergebnis: Einstimmig.
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Die Mitgliederversammlung beruft einstimmig die genannten funf Personen als Beisitzer in

den Wahlausschuss.

Die Mitgliederversammlung stimmt zu, dass die Einlasskontrolle und die Prifung der Stimm-
berechtigung von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschaftsstelle des Gemeinde-

und Stadtebundes Rheinland-Pfalz durchgefiihrt worden sind.

VD Steenbock gibt den einstimmig beschlossenen Vorschlag des Vorstandes vom
05.09.2003 an die Mitgliederversammlung zur Wahl des Vorsitzenden und des stellvertre-

tenden Vorsitzenden des Gemeinde- und Stadtebundes Rheinland-Pfalz wie folgt bekannt:
- Vorsitzender: Bm Ernst Walter Gorisch, VG Alzey-Land, und
- Stellvertretender Vorsitzender: Bm Manfred Seefeldt, VG und OG Offenbach a.d. Queich.

VD Steenbock erldutert § 11 Abs. 4 der Satzung, wonach der Vorsitzende und sein Stellver-
treter fur vier Jahre gewahlt werden. Nach Ablauf von zwei Jahren seit der Wahl wird der

Vorsitzende Stellvertreter und der Stellvertreter wird Vorsitzender.

Mithin wirde im Falle der Wahl Bm Goérisch, VG Alzey-Land, das Amt des Vorsitzenden bis
zur Mitgliederversammlung des Jahres 2005, danach bis zur Mitgliederversammlung des
Jahres 2007 das Amt des Stellvertreters ausiben; BmO Seefeldt, OG Offenbach
a.d. Queich, wirde im Falle der Wahl das Amt des Stellvertreters bis zur Mitgliederversamm-
lung des Jahres 2005 und danach das Amt des Vorsitzenden bis zur Mitgliederversammlung

des Jahres 2007 ausuben.

VD Steenbock gibt das Verfahren der Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vor-
sitzenden gem. § 15 Abs. 2 der Satzung wie folgt bekannt:

,Die Mitgliederversammlung kann beschlief3en, sofern dem nicht mehr als 5 v.H. der
satzungsmalRigen Stimmen widersprechen, dass der Vorsitzende und sein Stellvertreter

gemeinsam und dass offen abgestimmt wird.”

Danach befragt VD Steenbock die Versammlung, ob es weitere Vorschlage fir die nun
durchzufiihrenden Wahlen gibt. Weitere Vorschlage oder Gegenvorschlage ergeben sich

nicht.

Bm Gorisch und Bm Seefeldt erklaren ihre Bereitschaft, fir die Amter im Falle ihrer Wahl zur

Verfligung zu stehen.
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VD Steenbock befragt die Versammlung, ob der Vorsitzende und der Stellvertretende Vorsit-
zende gemeinsam gewahlt werden kénnen und ob die Wahl in offener Abstimmung durchge-

fuhrt werden kann.

Die Mitgliederversammlung beschliel3t einstimmig, dass der Vorsitzende und der Stellvertre-

tende Vorsitzende gemeinsam und dass offen abgestimmt wird.
In der anschlieRenden Wahl werden einstimmig

- Bm Ernst Walter Gorisch, VG Alzey-Land, zum Vorsitzenden (bis zur Mitgliederversamm-
lung des Jahres 2005) und zum Stellvertretenden Vorsitzenden (von der Mitgliederver-

sammlung des Jahres 2005 bis zur Mitgliederversammlung 2007) und

- BmO Manfred Seefeldt, OG Offenbach a.d. Queich, zum Stellvertretenden Vorsitzenden
bis zur Mitgliederversammlung des Jahres 2005 und zum Vorsitzenden ab der Mitglieder-

versammlung des Jahres 2005 bis zur Mitgliederversammlung des Jahres 2007 gewahlt.

Abstimmungsergebnis: Einstimmig.

Bm Gorisch:

.Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, selbstverstandlich nehme ich die
Wahl an. Ich bedanke mich fiir das groRe Vertrauen und versichere lhnen, wie in der Ver-

gangenheit gemeinsam flr den Gemeinde- und Stadtebund zu arbeiten. Dankeschén.®

BmO Seefeldt:

,Herzlichen Dank fir die einstimmige Wahl. Auch ich nehme selbstverstandlich die Wahl an
und verspreche lhnen ebenfalls, fir die Interessen unserer Gemeinden und Stadte, fir unser
Kommunen insgesamt weiterhin — gemeinsam mit Herrn Goérisch und der Geschaftsstelle —

tatig zu sein. Dankeschon.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Annahme der Wahl haben wir erklart. Wir freu-
en uns beide, weiterhin gemeinsam fir den Gemeinde- und Stadtebund mitverantwortlich zu
sein, naturlich unter Einbeziehung des Vorstandes und des Landesausschusses sowie aller
Kolleginnen und Kollegen innerhalb des Landes. Ich rufe jetzt den Punkt 5 auf ,Die Zukunfts-

fahigkeit der Gesellschaft: Herausforderung fur den landlichen Raum.*

5. — Zukunftsfahigkeit der Gesellschaft: Herausforderung fiir den landlichen Raum
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BmO Seefeldt:

-Wir haben das in der Vergangenheit so gehalten und wollen dies auch heute tun, dass wir
nur wenige Monate vor einer Kommunalwahl nicht die Politiker des Landes zu einem Referat
bitten, sondern einen Wissenschaftler zu Wort kommen lassen. Es wurde uns Herr Prof. Dr.
Radermacher vom Forschungsinstitut flir anwendungsorientierte Wissensverarbeitung in Ulm

empfohlen. Ich darf Herrn Prof. Dr. Radermacher sehr herzlich begriifien.

Ich darf nochmal erinnern, wir befinden uns in der Diskussion und Erarbeitung eines Vor-
schlages fir neue Kommunalstrukturen in unserem Lande, in dem wir die bisherigen Kom-
munalstrukturen auf den Prifstand stellen und entsprechende Zukunftsfahigkeit auch nach-
weisen moéchten. In diesem Sinne denke ich, dass dieser Vortrag fir uns von besonderer
Wichtigkeit sein wird. Ich darf Herrn Prof. Dr. Radermacher bitten, seine Ausfihrungen zu

beginnen.”

Prof. Dr. Radermacher:

~>ehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Prasidiumsmitglieder und Ehrengaste, sehr
geehrte Delegierte des Gemeinde- und Stadtebundes Rheinland-Pfalz, meine sehr geehrten

Damen und Herren,

Herausforderungen an den Standort Deutschland (2003):

Keine einfachen Zeiten
I.  Weltweite Problemlagen

Die Welt befindet sich zum Anfang des neuen Jahrhunderts in einer extrem schwierigen Si-
tuation. Als Folge der 6konomischen Globalisierung und getrieben durch technische Revolu-
tionen, vor allem im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnik, befindet sich das
weltékonomische System in einem Prozess zunehmender Entfesselung und Entgrenzung
unter vollig inadaquaten weltweiten Rahmenbedingungen. Das korrespondiert zu dem einge-
tretenen Verlust des Primats der Politik, weil die politischen Kernstrukturen nach wie vor na-
tional oder, in einem gewissen Umfang, kontinental, aber nicht global sind. In diesem Globa-
lisierungsprozess geht die Entfaltung der technischen Mdglichkeiten wie die partielle Entfal-
tung des Arbeitskraftepotentials der armeren Lander teilweise zu Lasten der Situation der
weniger qualifizierten Arbeitnehmer in den reichen Landern. Dies beinhaltet zwar gewisse
Chancen fur Entwicklung, lauft aber gleichzeitig wegen fehlender internationaler Standards
und Regulierungsmoglichkeiten und der daraus resultierenden Fehlorientierung des Welt-
marktes dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung, also dem Schutz des Sozialen, der Férde-
rung von Fairness und Ausgleich zwischen den Kulturen und vor allem der globalen 6kologi-

schen Stabilitat entgegen.
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Insbesondere das rasche Wachsen der Weltbevdlkerung in Richtung auf 10 Milliarden Men-
schen und das Hineinwachsen von Hunderten Millionen weiterer Menschen in die Lebenssti-
le der reichen Lander drohen in der Summe der induzierten Effekte die dkologischen Syste-

me vollig zu Gberfordern.

Es kénnte deshalb in den nachsten Jahrzehnten trotz massiver Steigerung der Nahrungsmit-
telproduktion eng werden hinsichtlich der Ernahrung der Weltbevdlkerung, vor allem des ar-
meren Teils. Um 2015 ist der Héhepunkt der Olproduktion zu erwarten. Hier drohen erhebli-
che Verwerfungen und Konflikte, wenn der Umstieg auf ein neuartiges, starker auf erneuer-
bare Energiequellen aufbauendes Energiesystem nicht entschlossen in Angriff genommen
wird. Im Bereich der CO2 Emissionen bewegen wir uns wahrscheinlich heute schon auf eine
drohende Klimakatastrophe zu. Die Uberschwemmungen aus jiingerer Zeit sind vielleicht be-

reits wesentlich durch menschliches Tun mit beeinflusst.

Die Frage der Limitation des Verbrauchs nicht erneuerbarer Ressourcen und der Begren-
zung der Umweltbelastungen in einer globalen Perspektive tritt vor dem beschriebenen Hin-
tergrund in das Zentrum aller Bemuhungen um zukunftsfahige Lésungen, denn der techni-
sche Fortschritt alleine, so sehr er pro produzierter Einheit die Belastungen zu senken ver-
mag (Dematerialisierung, Erhéhung der Okoeffizienz), fiihrt aufgrund des sogenannten Bu-
merangeffekts in der Summe zu eher mehr als zu geringeren Gesamtbelastungen der 6kolo-
gischen Systeme. Mit jeder Frage nach Begrenzung, etwa der CO2 Emissionen, stellt sich
aber sofort die weltweite und bis heute unbeantwortete Verteilungsproblematik in voller
Scharfe. Dabei ist zwischen "grofdvaterartigen" Aufteilungsansatzen, bei denen man sich im
wesentlichen am Status Quo orientiert (und dadurch der armen Welt ein "Aufschlieen" an
das Niveau der Erzeugung von Umweltbelastungen der reichen Welt vorenthalt) oder "pro
Kopf gleichen Zuordnungen" von Verschmutzungsrechten und deren 6konomische Handel-
barkeit zu unterscheiden. Letzteres wiirde zu enormen Zahlungstransfers des Nordens an
den Suden im Rahmen eines solchen Rechtehandels flihren, und kénnte die Finanzierung
von Entwicklung ermdglichen, wird aber von den reichen Landern eher abgelehnt. Dabei
verspricht am ehesten eine pro Kopf gleiche Zuordnung weltweite Konsensfahigkeit, diese

wird aber im besonderen durch die USA massiv verweigert.

Blickt man Uber die nachsten 50 Jahre in die Zukunft, so resultieren aus der beschriebenen
Gesamtkonstellation, im Sinne von Attraktoren, drei mogliche Zukunfte, die im weiteren dis-
kutiert werden und von denen zwei extrem bedrohlich und nicht mit Nachhaltigkeit vereinbar

sind.

[.1. Business as usual
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Fahrt man weiter entlang der bisherigen, im wesentlichen an Feihandelsprinzipien orientier-
ten Logik a la WTO, IWF etc., dann befindet man sich in einem Szenario, das die ultimativen
Grenzen der Naturbelastbarkeit nicht in das welt-6konomische System integriert hat und
stark asymmetrisch grof3e Teile der Humanpotentiale auf diesem Globus nicht voll entwickelt
(unzureichende Ausbildung, Gesundheitssysteme etc.) und damit Menschen und Kulturen in
die Zweitklassigkeit zurlickwirft bzw. dort belasst. Dieses System wird schon in 20 bis 30
Jahren gegen definitive Grenzen laufen und mit Kdmpfen um Ressourcen verbunden sein,
die exorbitante Kosten nach sich ziehen werden. Dieser Weg ist daher nicht nachhaltig und
zukunftsfahig. Dies korrespondiert zu der Nicht-Versicherbarkeit der 6kologischen Risiken
("die Natur schlagt zurtick"), wie sie zunehmend im Klimabereich deutlich werden und kann
Konflikte um Ressourcen, z. B. in Bezug auf Ol, zur Folge haben. Insbesondere die momen-
tane US-amerikanische Politik bewegt sich in diesem Rahmen und testet aus, was dieses
System hergibt. Dabei dient der Einsatz von militarischer Macht und die Durchsetzung von
(selektiven) Freihandelsprinzipien der Sicherstellung einer privilegierten Ausgangssituation
im Ringen um Ressourcenzugriffe. Optimismus, Selbstbeglinstigung und sehr einseitige
Vorstellungen von Gerechtigkeit dominieren dabei die Begriundungsmuster. Der Autor halt
die Wahrscheinlichkeit, dass wir letztlich in diesem Szenario mit seinen desastrosen Konse-
quenzen werden leben mussen, fur (nur) etwa 15 %. Dies beruht auf der These, dass die
reichen Lander, und dort insbesondere die Machtzentren der Eigentumsstruktur, eine letzt-
endliche Zerstérung der globalen 6kologischen Systeme nicht zulassen werden, weil dies ih-
ren Reichtum im Kern bedrohen wirde. Der Autor rechnet insofern mit einer Veranderung.

Dies fuhrt dann zu zwei weiteren Szenarien.

l.2.  Oko-diktatorische (ressourcendiktatorische) Sicherheitsregime

Es steht zu erwarten, dass bei einem Zuspitzen der beschriebenen Krisenpotentiale der Nor-
den entschieden flr Losungen zur Begrenzung der Ressourcennutzung und der weltweiten
Umweltverschmutzungen aktiv werden wird. Dies kann im weltweiten Konsens oder durch
Machteinsatz geschehen. Aus Sicht des Autors wird die Zukunft mit etwa 50 % Wahrschein-
lichkeit in einem asymmetrischen Ansatz bestehen, der gemal einer im Kern "groRvaterarti-
gen" Logik dem armeren Teil der Welt, in verdeckter oder gar offener Form, die Entwicklung
erschweren wird mit der offen nie artikulierten, aber des facto handlungsbestimmenden Be-
griindung, auf diese Weise die globalen 6kologischen Systeme vor Uberbelastung zu bewah-
ren. Dabei wird der Norden sicherstellen, dass er auch zukinftig Gber den Grofiteil der knap-

pen Ressourcen und Verschmutzungspotentiale verfligen wird.

Hierzu muss letztlich eine gedeihliche, rasche Entwicklung des Sidens mit heutigen Wachs-
tumsraten a la China verhindert werden. Hier bieten sich unterschiedlichste Formen der De-

stabilisierung an. Alleine schon das Insistieren auf einen (vermeintlich) freien Markt bei vollig
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ungleicher Ausgangssituation, kénnte hierfir angesichts der sich abzeichnenden Knappheit
im Energiebereich ausreichend sein, um diesen Effekt zu erreichen. Das gilt ebenso fir ein
Insistieren auf eine volle und sofortige Umsetzung der Menschenrechte bei armen Landern,
denen daflr die nétigen 6konomischen Voraussetzungen noch fehlen. In Richtung auf a-
symmetrische Lésungen weist auch die aktuelle US-Politik mit der Nicht-Bereitschaft, sich in
faire weltweite Losungen der Klimaproblematik, wie in einem ersten Schritt den Kyoto-
Vertrag einzubringen. In dieselbe Richtung weist die Ablehnung (1) eines Welt-
Strafgerichtshofs, (2) der Mit- Finanzierung von UN-Bevdlkerungsprogrammen oder (3) der

Mit-Finanzierung eines Welt-Marshallplans durch die USA.

Das 6kodiktatorische Muster wird genauso brutal deutlich in der Politik Israels gegen die Pa-
I&stinenser, besonders seit dem Machtantritt von Ministerprasident Scharon. Der Zugriff auf
knappe Ressourcen (Boden, Wasser etc.), die nach Meinung fast der ganzen Welt anderen
(in diesem Fall den Palastinensern) gehéren und die Blockierung von Entwicklung (Aus-
gangsverbote, Behinderung 6konomischer Aktivitaten, "Bantuisierung" etc.) sind offensicht-
lich. Sprachlich dufRert sich das im Begriff des Siedler, ein Muster der Landnahme, von dem
man eigentlich annehmen sollte, dass es spatestens seit 100 Jahren fir immer iberwunden
sein sollte. Deutlich wird das 6kodiktatorische Muster schlie3lich auch in der aktuellen US-
Politik gegentiber dem Irak. Vor allem die unterschiedliche Gewichtung hinsichtlich der Be-
folgung oder Nichtbefolgung von UN-Sicherheitsratsbeschllissen im Vergleich zwischen Irak
und Israel ist hier entlarvend, und ebenso die offenen Diskussionen Uber die spatere Kontrol-
le und Verwendung der Olreserven des Irak und die AnmaRung dariiber entscheiden zu diir-
fen, welche guten Freunde und welche "Stérenfriede" nach dem Krieg an der Ausbeutung

der Olfelder beteiligt werden bzw. eben nicht beteiligt werden.

Das 6ko- oder ressourcendiktatorische Muster ist massiv asymmetrisch, ungerecht und un-
fair, es erzeugt massiven Hass und Ablehnung ("der gedemiitigte Mensch schlagt zuriick").
Die Anschlage vom 11.09.01 und viele Konflikte zwischen den Kulturen haben hier ihre Wur-
zeln. Der 11.09.01 war in dieser Sicht kein Angriff gegen die Demokratie und die burgerli-
chen Freiheitsrechte der USA oder des Westens, es war vielmehr ein Angriff gegen Plinde-
rung via Weltordnungsdesign und gegen die "Freiheit" der reichen Welt und der westlichen
Kultur, die Verhaltnisse auf diesem Globus immer nur zu ihren Gunsten und zu Lasten ande-
rer zu regeln. Die absehbaren Risiken in diesem Bereich sind im Flugverkehr jetzt schon

nicht mehr versicherbar. Die Welt geht einen schweren Weg.

I.3. Okosoziale Marktwirtschaft

Als Ausweg erscheint dem Autor die Ersetzung des naiven neo-liberalen Models (Turbokapi-
talismus) einer immer weiter gehenden Deregulierung, wie sie letztlich auch in den (selekti-

ven) Feihandelsprinzipien der WTO zum Ausdruck kommt, durch den 6kosozialen und im
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Kern ordoliberalen Ansatz regulierter Markte, wie er flir Europa (soziale Marktwirtschaft) und
die asiatischen Volkswirtschaften (Netzwerkdékonomie) typisch ist. Dieses Modell ware im
Rahmen der Weltékonomie fortzuentwickeln. Hierbei wirde die Kraft der Markte mit einem
ausreichenden Schutz der Okosysteme und der Finanzierung von sozialem Ausgleich im
Sinne der vollen Entfaltung und Férderung humaner Potentiale (Ausbildung, medizinische
Versorgung, Starkung der Rolle der Frau, Rentensysteme, Zugang zu Infrastruktureinrich-
tungen, etc.) und dem Ausgleich zwischen den Kulturen verknipft. Dieser Ansatz driickt sich
innerhalb der Staaten in einem Equity Faktor (Faktor des sozialen Ausgleichs/Verhaltnis der
niedrigsten zu den durchschnittlichen pro Kopf Einkommen) von mindestens 45% aus und
wirde als Weltprogramm einen Welt-Marshallplan erfordern, der Strukturbildung und Durch-
setzung von Standards mit der Co-Finanzierung von Entwicklung verknlpft. Co-Finanzierung
zielt insbesondere auf einen minimalen sozialen Standard, eine solide Ausbildung der ge-

samten Bevdlkerung, ausreichende medizinische Versorgung, etc.

Die Europaische Union beweist in ihren Ausdehnungsprozessen permanent die Leistungsfa-
higkeit dieses Ansatzes. International sei hier auch auf das Montrealer Protokoll verwiesen,
das nach derselben Logik vereinbart wurde. In globaler Umsetzung wiirden insbesondere
weltweite Steuern auf Ressourcenverbrauch ein wichtige Rolle spielen, um den Schutz der
Umwelt mit der Co-Finanzierung von Entwicklung zu verknipfen. Hinzu kommen sollte eine
internationale Tobin-Tax auf Finanztransaktionen zur Finanzierung von Entwicklung und zur
Dampfung des Umfangs an (kurzfristigen) globalen Finanztransaktionen. Die Sorge, dass
damit die "kollektive Intelligenz" dieser Markte in ihren vermeintlich segensreichen Wirkun-
gen an voller Entfaltung gehindert wird, hat sich wohl mittlerweile erledigt. Spatestens seit
den flr jeden offensichtlichen Fehlleistungen dieser vermeintlichen kollektiven Intelligenz in
der "New Economy" und bei den Fehleinschatzungen und den Betrugsdelikten an den Welt-
finanzmarkten in den letzten Jahren wird kein Realist einen solchen Glauben mehr haben;

Systemanalytiker hatten ihn nie.

Das europaische Modell ist in dieser Logik der wohl einzige erfolgversprechende Ansatz fur
Friedensfahigkeit und eine nachhaltige Entwicklung und steht in scharfem Kontrast zu dem
neo-liberalen Modell der Entfesselung der Okonomie (Turbokapitalismus) ohne die Durch-
setzung einer Verantwortung fir die Umwelt und das Soziale, also ein im weitesten Sinne auf
"Plinderung" der Umwelt und auf Umverteilung von unten nach oben und hin zu nationalen
und (welt-) sozialen Strukturen unterhalb eines Equityfaktores von 45% ausgerichteten dko-

nomischen Systems.
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Es sollte nicht Uberraschen, dass aus Sicht des Autors die Durchsetzung eines 6kosozialen

Denkmodells gegen einen naiven, neoliberalen weltweiten Deregulierungsansatz (Turbokapi-

talismus) die gréfte politischen Herausforderungen darstellt, die heute weltweit besteht. Das

ist keine Position gegen die Bedeutung von Markten und von Wettbewerb und beinhaltet

durchaus die Sicht, dass in Europa in bestimmten Bereichen Dereglierungen tberfallig sind.

Aber das setzt weltweite verniinftige Rahmenbedingungen gegen Plinderung voraus, und

gerade diese fehlen. Auf der Ebene der Begriffe geht es um folgende Alternativen:

Nachhaltigkeit

Zukunftsfahigkeit

Balancierter Markt

Ordoliberales Modell

Okosoziale Ordnung
Demystifizierung des freien Marktes
Okosoziale Regulierung

Primat der (Welt-)Politik

Keine autistische Sicht auf die Okonomie
Konsens

Globaler Marshallplan

Ausgleich zwischen den Kulturen
Dialog zwischen den Kulturen
Sozialpflichtigkeit von Eigentum
Hilfe zur Selbsthilfe

Reale Chancengleichheit

Equity (Ausgleich)

Umweltschutz

Frieden

Wirde

Respekt

Okoeffizienz

Good governance

Okologisch und sozialvertréagliches -
Tempo der Veranderungen

Realistische Einschatzung der
Intelligenz von Méarkten

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

statt

Plinderung und Verschmutzung
Kurzfristorientierung

freier Markt

neoliberales Modell
Turbokapitalismus

Mystifizierung des freien Marktes
unkontrollierte Deregulierung
Dominanz der (Welt-)Okonomie
autistische Sicht auf die Okonomie
einseitige Interessendurchsetzung
unbalancierte Markt6ffnungen
kulturelle Dominanz

Kampf der Kulturen

Eigentum ohne Gemeinwohlverpflichtung
Schuldenfalle

formale Gleichbehandlung
Spaltung

Raubbau

Konflikt

Demiutigung

Ignoranz

UbermaRiger Verbrauch von Ressourcen
Abwartsspiralen

unkontrollierbare Beschleunigungs-
prozesse

naiver Glaube an die kollektive Intelligenz
der Mérkte
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II. Aktuelle Probleme européischer und deutscher Politik

Der beschriebene Hintergrund globaler naiv neo-liberaler Entfesselung und die damit in
Gang gesetzten "Pliinderungsmechanismen" gegen die Umwelt sowie die Umverteilungs-
prozesse nach oben haben schwerwiegende Auswirkungen auf die verbleibenden Méglich-
keiten von Politik in Europa. "Der Fisch stinkt bekanntlich vom Kopf". Die Sicherung der
Wettbewerbsfahigkeit Europas unter den genannten weltweiten Rahmenbedingungen zwingt
auch die Europaer immer starker dazu, sich der Logik des neo-liberalen, entfesselten
Marktmodells zu unterwerfen, auch weit Gber einen sicher ebenfalls erforderlichen, verninfti-
gen Umfang an Deregulierung hinaus. Dies bedeutet in internationaler Perspektive, dass
man sich beteiligen muss an "Plinderungsregimen" gegenlber der Natur, z. B. weltweiten
Flug- und Schiffsverkehr mit erheblichen negativen Klimaeffekten ohne angemessene Be-
steuerung des Treibstoffverbrauchs. Das bedeutet aber auch, dass es auch in Europa immer
schwieriger wird, eine gedeihliche soziale und kulturelle Entwicklung sicherzustellen, da die
daflr erforderliche Besteuerung von Wertschdpfungsprozessen als Basis der Finanzierung
entsprechender Programme immer weniger durchgesetzt werden kann, da die eigenen Un-
ternehmen in einer ungentigend regulierten Welt wettbewerbsfahig gehalten werden miissen
und dazu das eingesetzte Kapital mit Uberzogenen Renditen bedienen missen, da dieses
sonst an andere Standorte ausweicht. Dies gilt Gbrigens auch fir viele gut verdienende
Steuerzahler. Steueroasen, Off-shore Bankplatze, und manche Sonderentwicklungszonen

sind Teil des Problems.

Die Folgen dieser Prozesse sind in Europa bzw. Deutschland zunehmend zu beobachten
und zwar in Form des Riickbaus der Sozialsysteme, Privatisierung von Gemeinguitern und
am Horizont erkennbar auch bereits ein Rickbau der bisher guten, 6ffentlich gestitzten Ver-
sorgung im Gesundheitsbereich sowie ein Riickbau der breiten Ausbildung der gesamten
Bevolkerung, die bisher noch auf das Ziel der vollen Entfaltung aller humanen Potentiale

ausgerichtet ist.

In der praktischen Politik fhren die Zwéange, die aus dieser Situation resultieren, zu merk-
wurdigen Eiertdnzen zwischen Regierung und Opposition und sie fihren unter den Bedin-
gungen von Mediendemokratien auch dazu, dass die hier angesprochene Problematik nicht
offen diskutiert wird. Vielmehr missen aus weltdkonomischen Zwangen resultierende, rick-
wartsgewandte Mallnahmen dann letztlich mit merkwdirdigen Begrindungen als vernunftig,
modern und intelligent verkauft werden ("intelligente Modernisierung"), was aber letztlich bei
den Burgern weder verstanden noch anders als mit Verwirrung und Ohnmacht akzeptiert

werden wird.

Der Autor halt in dieser Situation Doppelstrategien a la Nato-Doppelbeschluss flir den einzig
gangbaren Weg. Sie bestehen darin, dass man gegeniber den Blirgern kommuniziert, dass

und warum bestimmte Veranderungen nun durchgeflihrt werden mussen, selbst wenn die
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Meinung der Mehrheit der Bevdlkerung dem entgegen steht und sie im Grunde genommen
schadlich sind, etwa Malinahmen des sozialen Rickbaus oder die Nicht-Durchsetzung welt-
weiter 6kologischer Standards. Man muss das Falsche tun, um ékonomisch zu tberleben,
sollte aber zugleich an besseren weltweiten Rahmenbedingungen arbeiten, um diese schad-
liche Situation baldmoglichst durch internationale Abkommen zu tGberwinden. Doppelstrate-
gisch wirde hier etwa am Beispiel der Green-Card bedeuten, dass man diese 6ffentlich als
eine Form des Diebstahls von Humanressourcen bezeichnet. Dies ist aber ein Diebstahl, an
dem man sich dennoch beteiligen muss, um wettbewerbsfahig gegentiber den USA und an-
deren zu sein, die dieses Instrument schon immer sehr geschickt zum eigenen Vorteil nut-
zen. Gleichzeitig wirde man auf Weltordnungsebene einen Lésungsvorschlag unterbreiten,
der darin besteht, dass reiche Lander armere Lander dafiir entschadigen, wenn sie ihre Hu-
manressourcen (bernehmen und wir als Europaer uns dazu bereit erklaren, solche Entscha-
digungen zu zahlen, allerdings nur unter der Voraussetzung, dass andere Lander, insbeson-
dere die USA, dazu ebenfalls bereit sind, um auf diese Weise Wettbewerbsnachteile fir Eu-
ropa zu vermeiden. Auf diese Weise werden fur die Burger zumindest die Zwange verstand-
lich, die dazu fihren, dass wir eigentlich falsche Malknahmen verfolgen. Es wirde aber
zugleich deutlich werden, wie man tber adaquate Weltordnungsstrukturen zu besseren L6-
sungen kommen koénnte. Und schlieBlich wird deutlich, wer hier blockiert und wer der Profi-

teur des Status Quo ist und diese Zustande zu Lasten anderer erhalten will.

Doppelstrategieartig kénnten in Deutschland die aktuellen Probleme angegangen werden,
die neben der beschriebenen weltdkonomischen Dramatik vor allem auch mit Veranderun-
gen der Alterspyramide in Deutschland zusammenhangen, also mit der Tatsache, dass die
Bevdlkerung im Mittel immer alter wird, zum Teil auch wegen der immer besseren medizini-
schen Mdoglichkeiten. Aus Sicht des Autors sollten hier insbesondere folgende Punkte ange-

sprochen werden.

[I.1. Demographie/Rolle der Familie

Wenn eine Bevolkerung immer alter wird, wenn nicht mehr geniigend Kinder nachwachsen,
wenn die Medizin immer neue Mdglichkeiten eroffnet, das Leben zu verlangern, dann sind
Strukturveranderungen unvermeidbar, vor allem, wenn Globalisierungszwange hinzukom-
men. Die demographische Situation beinhaltet, dass man in Bezug auf die Renten tenden-
ziell im Standard zurlick muss, sofern nicht der technische Fortschritt und dadurch induzierte
hohe Wachstumsraten eine Aufrechterhaltung oder Erhéhung des Standards erlauben bei
gleichzeitig ausreichender Honorierung der Jungeren, die zur Zeit aktiv das Bruttosozialpro-
dukt erarbeiten missen. Es ist politisch nicht durchhaltbar, das bei uns deutlich werdende
Problem der Finanzierung der Renten durch dauernde Mehrbelastung dieser, relativ gese-

hen, immer kleineren Gruppe von jingeren Menschen zu organisieren. An dieser Stelle ist
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auch zu beachten, dass trotz der weltweiten Notwendigkeit einer Verkleinerung der Weltbe-
volkerung Uber die nachsten 250 Jahre das Tempo hinsichtlich des Abschmelzens der deut-
schen und europaischen Bevdlkerung viel zu hoch ist. Hier wird auch deutlich, dass bei uns
die Férderung von Familien mit Kindern und insbesondere von berufstatigen Frauen mit Kin-
dern nicht in ausreichendem Umfang stattfindet. Starkung der Familie, Starkung von Famili-
en mit Kindern ist notwendig und notwendig sind auch Veranderungen im Bereich der Rente,
auch zu Lasten der alterer Bevdlkerungsgruppe, die im Mittel immer altere Menschen und
zugleich anzahlmafig immer mehr Menschen umfasst. Eine Verlangerung der Lebensar-
beitszeit, auch in Form der Betreuung noch alterer Menschen durch auch schon altere Men-

schen, wird wahrscheinlich hinzukommen missen.

Als Alternative oder Erganzung bietet sich, abhangig von der zukiinftigen Reproduktionsrate
in Deutschland, eine gezielte Einwanderungspolitik an, die versucht, den fehlenden eigenen
Nachwuchs durch Aufnahme geeigneter Menschen anderer Lander zu kompensieren. Wenn
man dies tut, muss man sich dann aber den Integrationsproblemen an dieser Stelle voll und
anders stellen, als das bis heute der Fall ist. Ferner wird man die oben angesprochene
Greencard-Problematik doppelstrategieartig thematisieren missen. Hinzu kommen muss ei-
ne Entlastung der Rente von nicht versicherungstechnischen Leistungen und eine Einbezie-
hung des gesamten Wertschopfungspotentials (und nicht nur der Léhne und Gehalter der

Arbeitnehmer) in die Finanzierung der Renten.

[1.2. Ausbildung

Fur die Entfaltung der humanen Potentiale und der Sicherstellung des sozialen Ausgleichs
ist kein Thema wichtiger als ein breiter, gut ausgebauter Ausbildungsbereich, verkntpft mit
leistungsfahigen Gesundheitssystemen. Hier hat Europa auch im Verhaltnis zu den USA viel
zu bieten. Wir brauchen diese Dimension aber auch, um zukinftig unsere weltokonomische
Stellung zu verteidigen. Zu beachten ist dabei allerdings, dass Ausbildung teuer ist. Es muss
gelingen, durch veranderte Strukturen, mit nicht oder nur kaum erweiterten 6ffentlichen Mit-
teln, die Leistungsfahigkeit in Deutschland in diesem Bereich zu erhalten, wenn nicht sogar
zu steigern. Das wird (leider, wenn wohl auch unvermeidbar) eine starkere Ausrichtung der
(begrenzten) Finanzierung nach unterschiedlichen Qualitaten erforderlich machen. Anzu-
streben ist auch eine starkere Einbringung privater Finanzierungsbeitrage, auch wenn dies
viele Probleme aufwirft. Vor allem scheint es unvermeidbar, tber eine Verkirzung der Gym-
nasialzeit Mittel frei zu machen, um insbesondere die Grundschulausbildung (und auch
schon den Vorschulbereich) zu starken, wobei hier die Integration von Menschen und insbe-
sondere auch Kindern aus anderen Kulturen, die bei uns leben, unbedingt sehr viel starker

gefordert werden muss als bisher. Das gilt sowohl unter dem Aspekt Ausgleich, als auch un-
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ter dem Aspekt der vollen Entfaltung der humanen Potentiale und damit der Sicherung der

Leistungsfahigkeit unseres Gesellschaftssystems.

[1.3. Gesundheit

Gesundheit hat fiir die Menschen einen hohen Stellenwert und betrifft zugleich ein beson-
ders wichtiges und zukunftstrachtiges Wertschopfungssegment. Gesundheit ist zudem ein
besonders sensibler Bereich des sozialen Ausgleichs flir die Menschen in Deutschland und
Europa. Es gilt daher, den Medizinsektor eher zu starken, als ihn zurlick zu bauen, aber mit
einer anderen Leistungslogik und einem anderen Finanzierungsmodus als bisher. Gedank-
lich ist zwischen einer gut ausgebauten Basisversorgung, die durchaus noch oberhalb des
heutigen gesetzlichen Kassenversorgungsniveaus liegen sollte und privat finanzierten Zu-
satzniveaus Uber diesen Standard hinaus zu denken. In die Finanzierung der Basisversor-
gung ist die gesamte Wertschopfung einzubeziehen. Insbesondere steht also eine Einbezie-
hung von Beamten und privat Versicherten fur den Basisbereich an, und zwar prozentual bis
zu erheblichen Teilen des steuerpflichtigen Einkommens. Dadurch kann die prozentuale Be-
lastung der allgemeinen Arbeitseinkommen trotz Leistungssteigerung im medizinischen Ba-
sisbereich reduziert werden. Sonderlésungen wie Beamten- oder Privatversicherungen soll-
ten sich zukulnftig Gber die Basisversorgung hinausgehend allein auf Zusatzversicherungen
fur Zusatzleistungen beziehen. Es wird auf dem beschriebenen Weg moéglich werden, ein
hoheres allgemeines (Basis-) Versorgungsniveau zu einem geringeren Beitragsatz als heute
und damit in gerechterer Weise als bisher zu realisieren und zugleich vielfaltige private Zu-
satzmittel flir den medizinischen Bereich zu erschlieRen. Wie an anderen Stellen auch, wird
man hierfur politisch wahrscheinlich eine grof3e Koalition oder Allparteienregierung brauchen,
die letztlich den notwendigen Konsens und zugleich die notwendigen rechtlichen Verande-

rungen bis in den grundgesetzlichen Bereich umsetzen kann.

I1.4. Rente

Das flr den Gesundheitsbereich Gesagte gilt entsprechend auch fiir die Rente, auch wenn
hier der soziale Ausgleich eine geringere Rolle im Verstandnis der Bevolkerung besitzt. Zu
denken ist an Lésungen a la Schweizer Modell mit Finanzierungsansatzen, bei denen auch
in diesem Segment letztlich die gesamte Wertschopfung in die entsprechenden Finanzie-
rungsstrukturen mit einbezogen wird, also auch Beamte, Selbstandige, hohe Einkommen,
Kapitalertrage etc. Dabei muss sichergestellt werden, dass bei hohen Einzahlungen Begren-
zungen im Umfang der spateren individuellen Auszahlung vorgesehen sind, um auch an die-

ser Stelle einen gewissen Umverteilungseffekt zu erreichen.
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I1.5. Offentlicher Sektor

Der offentliche Sektor ist angesichts der Globalisierungsbedingungen in seinem Umfang e-
her zuriickzufahren, zumindest insofern, als dies die Personalkosten betrifft. Der technische
Fortschritt (z. B. eGovernment) kann hier vielleicht einen gewissen Ausgleich leisten, also
auch bei verringertem Personalbestand hohe 6ffentliche Leistungen ermdéglichen. Die Ar-
beitsbedingungen im (nah-) éffentlichen Sektor sind in Erganzung zu den bereits beschrie-
benen Malinahmen in den Bereichen Gesundheit und Rente zu modifizieren. Als Kompensa-
tion fir die vergleichsweise hohe Beschaftigungssicherheit missen und konnen die sonsti-
gen Konditionen um einiges ungunstiger ausfallen als in der Gbrigen Wirtschaft, um Ausge-
glichenheit herzustellen. In einer doppelstrategieartigen Perspektive ist die Begriindung die-
ser Mallnahme nicht, dass entsprechende groRere 6ffentliche Leistungen nicht sinnvoll oder
qualitativ in Ordnung waren. Die Begriindung ist vielmehr, dass wir uns in der Welt, wie sie
im Moment nun einmal ist, all dieses in dem eigentlich winschenswerten Umfang nicht mehr

wie bisher erlauben konnen.

[1.6. Neue Arbeit

Wir brauchen dringend Losungen zur Reduktion der viel zu hohen Zahl der Arbeitslosen. Aus
Sicht des Autors kdnnen mehr Arbeitsplatze aber nicht aus naiven Veranderungen im Be-
reich der Lohnnebenkosten resultieren, etwa bei Gesundheit und Rente, denn damit wiirden
die bestehenden Anpassungsprobleme unserer Gesellschaft einseitig auf bestimmte Bevol-
kerungsgruppen und auf die 6konomischen Akteure und Leistungserbringer verschoben, die
sich Uber diese Lohnnebenkosten finanzieren. Was auch keine Ldsung ist, sind massive
Verschlechterungen des sozialen Ausgleichs und der Arbeitsbedingungen in Form einer Um-
verteilung nach oben. Das bedeutet, dass es nicht hilfreich ist, die Struktur heutiger Arbeits-
verhaltnisse von der Nettolohnseite her systematisch zu verschlechtern. Was wir demgegen-
Uber brauchen ist eine Entlastung niedriger Einkommen bei den Sozialabgaben, z. B. durch
die oben beschriebenen Veranderungen im Gesundheitsbereich und bei der Rente (Dani-
sches Modell). Zur Kompensation konnten hohere Verbrauchssteuern oder die Finanzierung
aus dem allgemeinen Staatshaushalt, vor allem bei versicherungsfremden Leistungen in den

Sozialsystemen, vorgesehen werden.

Hinzukommen mussen Niedriglohnsegmente neuer Arbeit, die bisher Uberhaupt nicht wahr-
genommen oder angeboten wurden oder angeboten werden konnten. Hier bieten aus Sicht
des Autors insbesondere Stiftungen, Vereine und gemeinnitzige Organisationen einen sehr
interessanten Ansatzpunkt. Bis heute werden in diesem Bereich viel zu wenige professionel-
le Kapazitaten eingesetzt, und zwar aus Finanzierungsgrinden. Wenn aber freiwerdende
Mittel aus (1) dem Rickbau des 6ffentlichen Sektors, (2) der Arbeitslosenversicherung, (3)

Sozialhilfe mit (4) geringeren Steuern und Sozialabgaben in diesem Umfeld und mit (5) eini-

.../ 34



-34-

gen Mitteln von so geférderten Stiftungen, Vereinen und NGO's gekoppelt werden kénnten,
ware ein interessantes Niedriglohnsegment neuer Arbeit finanzierbar, das in einem Bereich
attraktiv sein kdnnte, in dem bisher ohnehin primar ehrenamtliche Leistungen erbracht wur-

den.

II.7. Regelwerke und Innovation

Wir brauchen einen Rickbau unserer an sich vernlinftigen Regelwerke, weil wir uns so viele
Regelwerke in der Welt, wie sie heute nun einmal ist, nicht mehr erlauben kdnnen. Wir muis-
sen insbesondere dem Neuen mehr Chancen eroffnen, sich zu entfalten. Innovation ist der
Schlussel zu Wachstum und wirtschaftlicher Wettbewerbsfahigkeit, so problematisch und
schmerzhaft Innovationen in der gesellschaftlichen Umsetzung auch sein kdnnen. Mehr In-
novationen ermdglichen mehr Spielrdume, durchaus auch bei Anerkennung der Problematik,
die mit den induzierten Veranderungen verbunden ist bzw. sein kann. Dies gehort zu einem
doppelstrategieartigen Programm fir eine Neuausrichtung der deutschen Gesellschaftsstruk-
tur als Antwort auf die Globalisierung mit ihren Chancen und Risiken und den oben be-
schriebenen Zwangen. Dies musste im Konsens Uber Parteien und gesellschaftliche Grup-
pen umgesetzt werden, durchaus in dem Verstandnis der Verluste, die damit auch verbun-
den sind, und musste verbunden werden mit dem Ringen um eine bessere, 6kosozial orga-
nisierte Welt, in der man dann global und damit auch bei uns wieder eher zu den Zustanden
zurtickkehren kann, die wir heute aufgrund der Zwange der Globalisierung aufgeben mus-

sen.

[ll. Die Sicht der Unternehmen, insbesondere der kleinen und mittelstdndischen
Unternehmen
Die Herausforderung an unsere Unternehmen, vor allem die kleinen und mittelstandischen
Unternehmen, die fir das Wohlergehen unseres Landes eine zentrale Bedeutung besitzen,
besteht darin, in der beschriebenen, in gewisser Hinsicht doppelt falsch organisierten Welt,
zu Uberleben. Diese Welt wird auf absehbare Zeit dadurch gekennzeichnet sein, dass sehr
viel gesellschaftlicher Druck auf diesem wichtigsten Segment unserer wirtschaftlichen Wert-
schopfung lasten wird. Denn die Gerechtigkeitsanliegen a la europaischer Logik missen -
selbst wenn die Umfange reduziert werden - finanziert werden, aber Uber wen? Angesichts
der unvermeidbaren Entlastungszwange flr international operierendes Kapital und internati-
onal operierende Unternehmen, denen wir uns aus Wettbewerbsgrinden nicht entziehen
kdnnen, solange ein vernunftiger, fairer Weltvertrag nicht geschlossen ist, fuhrt dies indirekt
zu immer mehr Druck auf diejenigen in unserem Land, die "captive" sind. Das sind diejeni-
gen, die mit diesem Standort eng verbunden sind und die diesen Standort auch so ohne wei-

teres nicht verlassen kdnnen. Dazu gehdren u. a. die Mittelstandler, Handwerker, Kassenarz-
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te, Apotheker, Architekten etc., aber auch "Hauslebauer" und Autofahrer. Dahinter steckt
keine Boshaftigkeit und kein Unverstandnis der Politiker, dahinter stecken die beschriebenen

Sachzwange.

Fir den mittelstandischen Unternehmer heil3t das, dass die Politik seine Probleme auf ab-
sehbare Zeit nicht I6sen kann und wird, egal, wer nun gerade die Regierung stellt, und dass
seine konkrete Uberlebenschance darin besteht, dass er selber zu seinem und unser aller
Wohl mit diesen Bedingungen zurecht kommt, wie sie sind. Wir brauchen die Energie, Intelli-
genz, Smartness, und den Einsatzwillen des Unternehmers. Er muss sich in dem undurch-
sichtigen und teilweise falsch geordneten "Dschungel” zurecht finden, den die Weltdkonomie
heute bildet und er kann dies vielfach auch, wenn er sich auf seine Fahigkeiten besinnt, und
die "Gesetze des Dschungels" besser verstehen lernt. Auf die Qualitat der Fihrung und der
konkreten Entscheidungen kommt es dabei heute viel mehr an als in "entspannteren” Zeiten.
Erfolg ist dabei in viele Bereichen trotzdem mdglich und es gibt durchaus gute Firmen dieses
Typs in Deutschland, gerade auch im Stden, die mit diesen schwierigen Bedingungen sehr
gut fertig werden (sogenannte "Hidden Champions"). Diese Firmen reussieren uUbrigens trotz
(oder manchmal gerade wegen?) einer teilweise schlechten Verkehrsanbindung, denn er-
staunlich viele dieser Firmen sitzen an vermeintlich ungunstigen Standorten in Schwarzwald-
talern, Talern der Schwabischen Alb und im Allgau. Die Frage ist, was wir von solchen Un-

ternehmen lernen konnen.

[11.1. Technik und technischen Fortschritt noch besser nutzen

Die hohen Arbeitsléhne in Deutschland korrespondieren zu einer hohen Qualitat der Mitar-
beitern und zu einer enormen Kompetenz in der Nutzung hochwertigster Maschinen. Wenn
weniger, aber hoch bezahlt Mitarbeiter mit sehr guten Maschinen sich als leistungsfahiger
erweisen als in anderen Landern mehr Mitarbeiter, die preiswerter sind aber schlechter aus-
gebildet und mit schlechteren Maschinen ausgestattet, dann ist das durchaus wettbewerbs-
fahig. Wir haben eine hohe Produktivitat, haben einen exzellenten Maschinenbau und sind
Exportweltmeister genau aus diesen Griinden. Und der grof3e Erfolg der Autoindustrie, Luft-
fahrtindustrie oder beispielsweise der Mobilfunkanbieter folgt derselben Logik. Es ist also
insbesondere immer zu prifen, an welchen Stellen Unternehmen durch Einsatz von Technik
und massive Nutzung des technischen Fortschritts, heute z. B. der modernen Informations-
und Kommunikationstechnik, oft unter Einschluss senso-motorischer Komponenten, entspre-
chende Qualitaten produzieren kénnen. Hier sind die Chancen bei uns gut, wie auch bei
hochwertiger intellektueller und wissensbasierter Dienstleistung und ganz allgemein im inno-
vativen Bereich. Schwierig ist die Lage bei uns bei vergleichsweise einfachen personenna-
hen und personalintensiven Dienstleistungen. Hier ist das aus sozialstaatlichen Griinden e-

tablierte hohe Lohnniveau und der hohe soziale Ausgleich (Equity) in Deutschland 6kono-
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misch kaum darstellbar, vor allem angesichts der Tatsache, dass gerade die niedrigen Ein-
kommen auch noch wegen der Mit-Abdeckung versicherungsfremder Leistungen in erhebli-
chem Umfang mit Lohnnebenkosten belastet werden. Konsequenterweise gibt es auch Ge-
schaftsfelder, die in Deutschland nicht zu halten sind. Hier ist ein geeigneter Ausstieg zu or-
ganisieren, und es ist zu vermeiden, dass die eigenen Kinder ebenfalls noch in ein nicht zu

haltendes Segment der Selbstandigkeit einsteigen.

[ll.2. Far sich die richtige Wettbewerbsnische identifizieren

Innovation ist eine Schliisselfrage, innovative Produkte erlauben substantielle Gewinne.
Nur Innovationen erlauben in hoch entwickelten LaAndern noch substantielles Wachstum. Hier
setzen viele Hidden Champions in Deutschland an. Aber alternativ kann auch fur ein ganz
normales Produkt ein Uberlegener Entstehungs- und Produktionsprozess der Grund
sein, warum eine Firma gut platziert ist. Die dritte Option ist eine besondere Nahe zum
Kunden. Nichts ist wichtiger als die Kundenbedurfnisse perfekt zu verstehen und sich sehr
gezielt auf die jeweilige Kundengruppe einzustellen. Hier gilt es dann insbesondere zu diffe-
renzieren zwischen einem "Highend Segment" von etwa 10-15 % der Bevdlkerung, die Uber
sehr viel und immer mehr Geld verfigen und einem "Lowend Segment" der Normalverdie-
ner, die auch nur normale Preise zahlen kénnen. Der erfolgreiche Umgang mit diesen beiden
Gruppen erfordert ganz unterschiedliche Qualitaten. Es handelt sich namlich um total unter-
schiedliche Marktsegmente, die jeweils eigene Produkte und Dienstleistungen erfordern und
auch ein total verschiedenes Marketing. Firmen mussen sich geeignet platzieren. Entweder
operieren sie auf einem grofRen Markt hinsichtlich der Anzahl der Kunden, bei dem allerdings
der Preis eine extrem wichtige Rolle spielt oder sie operieren in einem speziellen, sehr krea-
tiven, in manchem fast klinstlerische Qualitaten erfordernden Bereich, der ein kleines aber
attraktives Segment darstellt, das aber dann auch eine ganz besondere Kundenorientierung
benétigt und entsprechende, auf den Kunden hin zugeschnittene Vermittlungs- und Sach-

qualitaten.

[11.3. Nutzung der Informations- und Kommunikationstechnik

Als wesentlicher Treiber der Veranderung aller 6konomischen Gegebenheiten, auch der im-
mer weitergehenden Substituierbarkeit von Menschen durch Maschinen, bleibt die Informati-
onstechnik, gekoppelt mit immer mehr sensomotorischen Mechatronik- und Automatisie-
rungskomponenten, die wichtigste Schllsseltechnologie in fast allen Bereichen. Insofern
wird dieser Bereich auch bald wieder boomen, wenn auch nicht mehr in so Ubersteigerter
Weise wie vor einigen Jahren im "Rausch" der vermeintlichen "New Economy". Unterneh-
men mussen die sich hier auftuenden Potentiale, etwa hinsichtlich der effizienteren Organi-

sation von Zusammenarbeit und Koordinierung oder der Verbesserung der Produktions- und
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Serviceprozesse zu Gunsten ihrer Kunden nutzen. In dieses Segment der Informationstech-
nik ist daher zu investieren, und ebenso in die Entwicklung der entsprechenden Mitarbeiter-
qualifikationen durch lebenslanges Lernen, Ausbildung und Training on the Job. Praktisch
jede Firma muss dieses Segment neben ihren eigentlichen Fachfeldern als ein Feld der

Kernkompetenz verstehen und weiterentwickeln.

[1l.4. Selber globalisieren /geschickter Umgang mit Transparenzanforderungen

Alle Untenehmen sollten priifen, inwieweit sie die Mdoglichkeiten der Globalisierung fiir sich
selber positiv nutzbar machen kénnen. Es geht, wo immer gut umsetzbar, darum, selber
weltweit aktiv zu werden, um durch weltweiten Austausch Synergien, auch auf der Kosten-
seite zu erschliefen und zugleich neue Markte und Kompetenzen hinzu zu gewinnen. Hinzu
kommt ein weiterer Aspekt. Globalisierung ist ein Ansatzpunkt, um letztlich nicht immer zu
denjenigen zu gehoren, die, weil sie "captive" sind, die Hauptbelastung des Standorts
Deutschland fiir sich und bei sich tragen missen. In diesem Sinne sind die sich heute bie-
tenden rechtlichen und steuerlichen Moglichkeiten voll zu nutzen. Globalisierung ist dabei in
der Regel hilfreich. Und das gilt fir die hieraus resultierende hdhere Intransparenz - bei Be-
achtung aller Transparenzanforderungen -, die einen hohen dkonomischen Vorteil darstellen
kann vor allem angesichts der immer rascheren Veranderungen im Bereich der wirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen, sowohl national als auch weltweit.

l11.5. Psychologie

Ein weiterer Punkt ist besonders wichtig. Die Situation ist am Standort Deutschland viel
besser, als sie erscheint. Wir sollten uns auch nicht einreden lassen, dass 0,5 % Wachs-
tum pro Jahr eine Katastrophe sei. Und beim Vergleich mit Landern wie China sollten wir
vorsichtig sein, wenn die reinen Zahlen verglichen werden. Auf niedrigem Niveau ist eine ho-
he Wachstumsrate oft absolut weniger Zuwachs als auf hohem Niveau eine niedrige Wachs-
tumsrate. Lander, die aufholen, konnen aber auch deshalb schnell wachsen, weil sie Losun-
gen kopieren konnen ("Leap-frogging"), wahrend Lander an der Spitze alles Neue erfinden
mussen, also nur noch durch Innovation wachsen kénnen, und das ist inharent langwie-
rig und teuer. Wir wissen auch, dass die manchmal besseren Zahlen in den USA teilweise
mehr eine Folge phantasievoller Berechnungsmethoden (hedonic accounting) als einer
wirklich hdheren Leistungsfahigkeit sind. In vielem ist die Situation fur die meisten Menschen
bei uns in Deutschland besser als fur die Menschen in den USA. In dieser Lage sollte man
fur sich selber Motivationschancen aus einer richtigen Betrachtung der Situation entwickeln.
Dabei erscheint die Aktivierung des "Trotzes" als einer wichtigen menschlichen Charakter-
dimension wichtig. Hierbei geht es um den Willen, sich gegen widrige Umstande zu behaup-

ten, insbesondere wenn diese auf unfaire und nicht zukunftsfahige Praktiken und Politikmus-
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ter anderer, wie sie in Teil | und Il beschrieben wurden, zurtickzufihren sind. Sich nicht un-
terkriegen zu lassen, kann eine wichtige Triebkraft flir besondere Leistungen sein. Hinzu
kommen muss eine zweite Dimension, die sich trefflich in dem Satz , Life is a disaster” au-
Rert. Hier geht es um die Erkenntnis, dass die Dinge schwierig sind und dass es keinen
Rechtsanspruch darauf gibt, dass sie immer angenehm und komfortabel sein miissten. Aber

genau damit gilt es zurecht zu kommen.

Tatsachlich ist die Situation wie folgt: Der Standort Deutschland ist viel besser als die
Stimmung im Lande. Viele Menschen und Unternehmer wollen aus guten Griinden nur hier
leben, aber wir sind dann teilweise infrastrukturell auch verwohnt und erwarten zuviel. Es gilt
zu verstehen, dass Schwierigkeiten zu managen sind, und dass die Fahigkeit zum Manage-
ment eben dieser Schwierigkeiten unter den Bedingungen der heutigen Komplexitat teilweise
auch der Grund dafur ist, dass man als Mittelstandler eine herausgehobene gesellschaft-
lich-6konomische Position einnimmt. Statt sich psychologisch negativ darauf zu konzent-
rieren, wie mihselig es ist, wenn es immer wieder einmal nicht so klappt, wie erhofft, sollte
man sich lieber auf die vielen Falle konzentrieren und sich daran erfreuen, in denen es
klappt, in denen Partner verlasslich sind, in denen man Dinge trotzdem hinbekommt ("a-

gainst all odds"). Das erleichtert oftmals die Bewaltigung des Alltags.

[11.6. Die Bedeutung der "relativen Performance”

Zum Abschluss erscheint folgender Gedanke und folgendes Verstandnis als nitzlich und hilf-
reich. Es geht in der Okonomie um eine relative Performance, und das ist ein realistisches
Ziel. Relative Performance heif3t nicht, dass man immer der Beste sein muss, es heifldt nur,
dass geniigend viele andere schlechter sein miissen. In Fragen der Okonomie, wie der bio-
logischen Evolution, geht es letztlich immer nur ums Uberleben. Es geht darum, ob und wie
man immer und auf lange Sicht zu denen gehort, die lberleben. Dies ist oft nicht eine Frage
der modischen Wendungen, dies ist eine Frage des gesunden Menschenverstandes, der O-
rientierung an Erfahrungswissen, an "Bauchwissen". Hier haben die Entwicklungen der
letzten Jahre, vor allem nach dem Zusammenbruch der New Economy und der Voodoo-
Okonomie an den Finanzmarkten, vieles wieder zurechtgeriickt. Das hat den realwirtschaftli-
chen Teil der Okonomie gestérkt. Und wenn das heute auch insgesamt keine einfache Situa-
tion ist, so hat sie doch mit der Riickbesinnung auf das Eigentliche in der Okonomie die Lage
fur die meisten Mittelstandler in Deutschland in den Prinzipfragen - Uber alles betrachtet -
gestarkt, insbesondere gegen viele vermeintlich attraktive modische neuen Varianten wirt-

schaftlicher Tatigkeit.
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Die Zukunft der Wirtschaft:

Nachhaltigkeitskonformes Wachstum,

sozialer Ausgleich, kulturelle Balance und Okologiel

Die Welt sieht sich spatestens seit der Weltkonferenz von Rio vor zehn Jahren vor der Her-
ausforderung, eine nachhaltige Entwicklung bewusst zu gestalten. Das bedeutet insbesonde-
re eine grofRe Designaufgabe bzgl. der Wirtschaft, namlich die Gestaltung eines nachhaltig-
keitskonformen Wachstums bei gleichzeitiger Herbeiflihrung eines (welt-)sozialen Ausgleichs
und den Erhalt der 6kologischen Systeme. Das ist ein komplexes Thema, und die Dramatik
der Konstellation hat nach dem 11.9.2001 und jetzt nach dem weitgehenden Scheitern der
Weltkonferenz Rio+10 in Johannesburg und jetzt nach den Ereignissen im Irak weiter zuge-
nommen. Eine faire Wechselwirkung zwischen den Kulturen dieser Welt wird dabei zu einer
Schlisselfrage, wenn die Uberwindung der Armut bei gleichzeitiger Beachtung vom Umwelt-
schutzanliegen und einem vorsichtigen Umgang mit knappen Ressourcen gelingen soll.
Technische und gesellschaftliche Innovationen sind dabei unverzichtbarer Teil jeder Losung,

reichen aber allein nicht aus.

Die Herausforderung eines adaquaten weltweiten Ordnungsrahmens

Nachhaltigkeit ist die groRe weltpolitische Herausforderung beim Ubergang in ein neues
Jahrtausend. Es ist dabei ein internationaler Konsens, dass Nachhaltigkeit zwei Dimensio-
nen zusammen bringen muss: einerseits den Schutz der Umwelt, vor allem in einer globalen
Perspektive, dann aber auch die Entwicklung der armeren Lander, insbesondere mit dem

Ziel der Uberwindung der Armut und der Herbeifiihrung weiterer Gerechtigkeitsanliegen.

Die Kernfrage, vor der die Welt seit dem Fall der Mauer steht, ist dabei, ob man dieses Ziel
am besten dadurch erreicht, dass man Markte immer weiter dereguliert und dann aus-
schliellich auf die Kraft dieser Markte setzt, oder ob dieses Thema auch einen geeigneten
gesellschaftlich-politischen Rahmen der Weltwirtschaft erfordert, so wie er typisch ist z.
B. fUr die europédischen Marktwirtschaften, ndmlich einen 6kosozialen 6konomischen

Rahmen im Sinne eines ordoliberalen Modells, das Modell des sogenannten Rheinischen

! Beitrag zu der Tagung des Universitats.Clubs Klagenfurt ,,Der Preis des Profits — Gesunde Wirtschaft auf Kos-
ten von sozialer Sicherheit, Umwelt und Lebensqualitat?!“, Abbazia di Rosazzo, Friaul / Italien, 2003

Uberarbeitung des Beitrags "Mit- und Gegeneinander der Kulturen in der globalen Informationsgesellschaft -

Ein "Balanced Way" als Zukunftsentwurf*, erschienen in TECHNIK WELT KULTUR, Int. Kolloguium des Fo-
rums "Technik und Gesellschaft", Aachen, 01. Oktober 2002
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Kapitalismus. Jedenfalls erscheint es als offensichtlich, dass heute die Entwicklungserfolge,
die in Globalisierungsprozessen stattfinden, zu teuer erkauft werden, namlich zum einen mit
einer massiven Zerstérung der Umwelt weltweit und zum anderen mit einer zunehmen-
den sozialen Spaltung sowohl im Norden, als auch im Siiden dieses Globus. Das ist nicht
friedensfahig. Das ist keine zukunftsfahige Entwicklung. Hier steht die Welt vor einer schwie-
rigen Situation, und diese materialisiert sich beispielsweise in einem Ereignis wie dem

11.09.2001 und auch in der Frage, wie man damit umgehen soll.

Plunderung statt Zukunftsorientierung

Studiert man die Herausforderung einer nachhaltigen Entwicklung, dann ist man insbesonde-
re mit dem Problem konfrontiert, dass heute in einer globalisierten Okonomie mit inadaqua-
ten weltweiten Ordnungsbedingungen das "Nachhaltigkeits"-Kapital, also die sozialen,
kulturellen und 6kologischen Bestande, von denen unsere Zukunft abhangt, massiv angegrif-
fen werden. Wir organisieren heute einen internationalen Transport um den Globus fast zum
Nulltarif mit enormen negativen Konsequenzen fiur das Weltklima, und wir haben in Form
der Green Card Plinderungsmechanismen des Sozialkapitals armerer Lander durch reiche-
re Lander etabliert. In der Summe flhrt das zu Instabilitdten, die die zuklinftigen Lebens-

chancen bedrohen.

GrofR3e Teile der Menschheit, im Moment etwa drei Milliarden Menschen, sind extrem arm,
missen mit weniger als zwei EURO pro Tag auskommen, und wir merken, dass wir trotz der
enormen wissenschaftlich-6konomisch-organisatorischen Potenz der Menschheit offenbar
nicht in der Lage sind, so elementare Anforderungen wie eine adaquate Wasserversorgung
aller Menschen sicher zu stellen. Eine tiefere Ursache scheint dabei die Freihandelslogik
der WTO in Verbindung mit den Wirkungsmechanismen der Weltfinanzsysteme zu sein.
Dies ist ein Ordnungsrahmen, der soziale, kulturelle und 6kologische Fragen eher nachran-
gig thematisiert bzw. zurlck verweist auf die Ebene der Nationalstaaten. In der heutigen
Globalisierung kdmpfen dann aber die Nationalstaaten gegeneinander, z. B. um investives
Kapital und befinden sich damit in einem gewissen Sinne in einer Gefangenen-Dilemma-
Situation, die alle eher zwingt, Standards abzubauen als Standards international abge-

stimmt durchzusetzen.

Insbesondere ergibt sich dadurch ein vergleichsweise unkoordinierter, teilweise chaotischer
Wachstumsprozess mit erheblichen sozialen Verwerfungen, der u.a. dadurch gekennzeich-
net ist, dass er einen enormen Druck auf 6konomisch schwéachere Kulturen ausuibt.
Diese Kulturen werden Uber das dauernde Angebot neuer Mdglichkeiten, vor allem in Form
von Werbung Uber die Medien, und angesichts der aus ihrer 6konomischen Schwache resul-
tierenden Fahigkeit, diese Angebote fir die eigene Bevdlkerung in Breite nutzbar zu machen,

unter einen erheblichen Druck gesetzt, der in der konkreten Umsetzung dann mit sehr vielen
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materiellen Durchgriffen des reichen Nordens zu Lasten dieser Kulturen verbunden ist.
Dies ist ein Zustand, aus dem eine hohe Frustration und letztlich ein enormer Hass resul-
tieren, ein nachvollziehbarer Hass, der flr das Miteinander auf diesem Globus eine enorme

Belastung darstellt.

Die Religionen sind dabei in der Regel nicht, wie manchmal unterstellt wird, der eigentliche
Treiber von Konflikten im Sinne eines ,Kampfes der Kulturen®. Eher ist es so, dass tieflie-
gende Gerechtigkeitsfragen, die nirgendwo geeignet adressiert werden, dann gelegentlich in
Religionen ihre kulturelle Separierungslinie finden, tber die die eine Seite von der anderen
Seite abgegrenzt werden kann, eine Funktion, die manchmal auch die Hautfarbe und
manchmal die Sprache Ubernehmen. Nordirland zeigt uns, dass solche Konflikte im Kern of-
fenbar nicht religiéser Art sind. Katholiken und Protestanten leben in Deutschland sehr har-
monisch zusammen. In Nordirland offenbar nicht. Warum? Weil tieferliegende historische
Gerechtigkeitsfragen das eigentliche Thema sind. Gerechtigkeitsfragen betreffen auf die-
sem Globus vor allem auch den sozialen Bereich und die Umweltsituation, die durch die Wir-
kungsmechanismen des globalen 6konomischen Systems massiv belastet wird. Die grof3en
Themen der Zukunft sind hier: Wasser, Bdden, Meere, Walder, Klima und der Erhalt der ge-

netischen Vielfalt.

Die Okosoziale Marktwirtschaft und das Beispiel Europa

Die Frage ist: Muss der Globalisierungsprozess so zerstorerisch ablaufen, wie das heute der
Fall ist? Oder gabe es einen besseren Weg? Ja, es gibt ihn! Es gibt eine Alternative. Diese
ist das europaische Marktmodell, die Okosoziale Marktwirtschaft, der ,Balanced Way*.
Es ist dies die Logik, nach der insbesondere auch die Erweiterungsprozesse der Europai-
schen Union als eine kleine Form der Globalisierung gestaltet werden. Hier steht jetzt der
nachste grofle Schritt der Erweiterung der EU nach Mittel- und Sidosteuropa an. Das ent-
scheidende Prinzip, auf das die EU setzt, ist ein fairer Vertrag zwischen den entwickelten
und weniger entwickelten Landern, in dessen Rahmen die weniger entwickelten Lander die
hohen Standards der EU (den sogenannten aquis communitaire) tibernehmen und damit
auch einen Teil ihrer Wettbewerbsvorteile aufgeben oder anders ausgedriickt: uns vor dem
bewahren, was wir gerne Dumping nennen, was aber aus Sicht dieser Lander ihr komparati-
ver Vorteil ist. Ein solches abgestimmtes Vorgehen ist aber nur deshalb méglich, weil der
reichere Teil der EU bereit ist, in Form einer Co-Finanzierung die Entwicklung dieser 6ko-
nomisch schwacheren Lander zu férdern. Das entspricht etwa der Idee eines Marshall-
Plans, wie ihn die USA nach dem Zweiten Weltkrieg in Europa ebenfalls betrieben hat. Man
muss vergleichsweise geringe Mittel einsetzen, groRenordnungsmanig 1 bis 2 % des Brutto-
sozialprodukts, dann scheint es mdglich zu sein, Aufholprozesse ganz wesentlich zu be-

schleunigen und insbesondere sozial und fair auszugestalten. An dieser Stelle ist insbeson-
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dere auf den deutlichen Unterschied zwischen der EU und der nordamerikanischen NAFTA
hinzuweisen. Dort muss die Grenze zwischen den Mitgliedsstaaten mit Militar bewacht wer-

den. Innerhalb der EU kénnen die Grenzen irgendwann ganz abgeschafft werden.

Ein Welt-Marshall-Plan als politische Strategie

Es ware heute notig, diese Idee der Okosozialen Marktwirtschaft auf den ganzen Globus
zu erweitern. Das wlrde bedeuten, dass internationale Abkommen die Angleichung von
Standards, z. B. bzgl. Ausbildung, Rechte der Frauen, Wasserversorgung, Umweltschutz
etc. koppeln mit der Co-Finanzierung der Entwicklung der armeren Lander durch die reichen
Lander. Entsprechende Vorschlage eines Welt-Marshall-Plans liegen auf dem Tisch, vor al-
lem von europaischer Seite. Zentral ist dabei die Co-Finanzierungsfrage. Hier wéare etwa an
eine faire Besteuerung von internationaler Mobilitat, eine Welt-Kerosin-Steuer, moglicher-
weise eine Tobin Tax auf Finanztransaktionen etc. zu denken, um die entsprechenden

Mittel aufzubringen.

Aber das Problem ist heute, dass in allen weltweiten Prozessen dieses Typs die USA bzw.
die jetzige US-Administration blockieren, und das, obwohl der friiherer Vize-Prasident Al
Gore einer der ,Vater“ dieser Idee ist und dazu auch ein bemerkenswertes Buch geschrieben
hat. Die USA sind jedenfalls nicht bereit, sich an Co-Finanzierung substantiell zu beteiligen.
Das reichste Land der Welt kommt gerade mal auf absolut unzureichende 0,12% (vom Brut-
tosozialprodukt) Entwicklungshilfe. Allein die Erhéhung des US-Militaretats nach dem
11.09.2001 hat den 4-fachen Umfang, der Militaretat umfasst in 2003 das 32-fache Volumen
der Entwicklungshilfe der USA, also etwa 3,8 % des US-Bruttosozialprodukts. Aber die z. Z.
amtierende US-Administration argumentiert, dass mehr Entwicklungshilfe oder Co-
Finanzierung eben auch der falsche Weg waren. Die Verantwortlichen sind iberzeugt davon
bzw. versuchen - gegebenenfalls militarisch flankiert, bzw. immer mit einer militdrischen Dro-
hung im Hintergrund - durchzusetzen, dass deregulierte freie Markte das beste Entwick-
lungsprogramm darstellen, obwohl ganz offensichtlich ist, dass die Armut auf diesem Globus
so nicht ziigig Uberwunden und die Umwelt so nicht ausreichend geschiitzt werden kann.
Gerade auch die enormen Probleme der New Economy und der Weltkapitalméarkte in
jungster Zeit und die dort erfolgten betriigerischen Umverteilungsprozesse hin zu Insidern im
Zentrum des 6konomisch-finanziellen Systemkerns haben gezeigt, dass eine immer weiter-
gehende Deregulierung nicht einmal zur Organisation klassischer 6konomischer Prozesse
das geeignete Instrument ist, um vom Erreichen einer nachhaltigen Entwicklung erst gar

nicht zu reden.
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Die Rolle des technischen Fortschritts: Faktor-4- und Faktor-10-Konzepte

Viel geeigneter ist ein 6kosozialer Rahmen, der die Méglichkeiten des technischen Fort-
schritts geeignet koppelt mit der Beachtung von Standards im Umweltbereich und im sozia-
len Bereich. Von der technischen Seite her ist dabei der entscheidende Ansatzpunkt der so-
genannte Faktor-4 bzw. Faktor-10-Ansatz, der auf Wissenschaftler wie von Weizsacker
und Schmidt-Bleek vom Wuppertal Institut zuriick geht und letztlich darauf abzielt, dass man
versucht, tber die nachsten flinfzig bis hundert Jahre das Weltbruttosozialprodukt zu verviel-
fachen, z. B. zu verzehnfachen, aber nur bei einer simultanen Erhéhung der Okoeffizienz
in einer Weise, dass man diesen vermehrten Umfang an Gltern und Services produzieren
kann, ohne die Umwelt mehr zu belasten und ohne kritische Ressourcen in groRerem Um-

fang zu verbrauchen als bisher.

Es geht also darum, mit demselben Volumen an Ressourceneinsatz, mit derselben Umwelt-
belastung wie heute dank besserer Technik substantiell mehr zu produzieren, mehr Guter
und Services verfligbar zu machen. Hier ist das entscheidende Instrument der technische
Fortschritt, um fir immer mehr Menschen auf diesem Globus menschenwirdige Verhaltnis-

se herbei zu fiihren.

Die Begrenzung kollektiven Tuns als gréf3te Herausforderung: Bewaltigung des Bumerang-
Effekts

Es ist allerdings an dieser Stelle wichtig zu beachten, dass eine Erhéhung der Okoeffizienz
und eine Dematerialisierung nicht etwas prinzipiell Neues darstellen, sondern etwas, was der
technische Fortschritt schon immer leistet. Ob damit letzten Endes eine nachhaltige Entwick-
lung erreicht wird, ist eine andere Frage, denn hierzu ist neben Technik noch etwas anderes
notwendig: Hier sind vor dem Hintergrund ethischer Positionen gesellschaftliche Innovatio-
nen, noch genauer Weltvertrage notwendig, die dem kollektiven Tun Grenzen setzen,
namlich dieses innerhalb bestimmter 6kologisch-sozialer sowie kulturell akzeptabler Grenzen
halten. Dabei ist das Durchsetzen solcher Limitationen und die Implementation solcher
Grenzen in dem heutigen weltdkonomischen System die eigentliche politische Herausforde-

rung far eine nachhaltige Entwicklung.

Betrachtet man etwa die Klimafrage und die Herausforderung einer weltweiten Begrenzung
der CO,-Emissionen, dann geht es darum, dass man die kollektiven Emissionsumfange li-
mitiert, also zu insgesamt weniger Emissionen als heute kommt, das aber in einer Situation,
in der China, Indien, Brasilien massiv aufholen und dadurch sukzessive immer mehr Emissi-

onen erzeugen, weil man dort unserem Lebensstil - véllig nachvollziehbar - nacheifert.

Wie soll man in dieser Situation mit der Knappheit umgehen, mit der notwendigen Limitation?
Es gibt hier sehr delikate Diskussionen zwischen Nord und Sid um die Frage, ob das Vertei-

lungsschema "groRvaterartig" sein soll, also jeder in etwa auf seinem bisherigen Niveau

...l 44



-44 -

bleibt, was bedeuten wirde, dass die Menschen in den bisher reichen Landern auf Dauer
sehr viel mehr CO.-Emissionsrechte zugewiesen erhalten als die Menschen in den armeren
Lander. Oder ob die Menschen in den armeren Lander dasselbe Recht haben wie die Men-
schen in den reichen Lander, also im Prinzip aufholen dirfen und wir zu einer pro-Kopf-
gleichen Ausgangsverteilung der Emissionsrechte kommen sollten. Letzteres wirde be-
deuten, dass jeder Mensch als Ausgangspunkt die gleichen Verschmutzungsrechte erhalt -
das ware heute dann etwa ein sechs Milliardstel des als zuldssig erachteten Gesamtumfangs
— und dann diese Rechte versteigert werden kénnen. Dies wirde bedeuten, dass der, der
Uberproportional verschmutzt bzw. verschmutzen will, wie z. B. heute die US-Amerikaner,
aber auch die Européer, sich bei den armeren Landern dann zunachst einmal die dazu er-
forderlichen Verschmutzungsrechte kaufen missten, was solche Emissionen erheblich ver-

teuern und die Wirkung einer globalen Okosteuer haben wiirde.

Das heif’t, es geht im Kern darum, Folgewirkungen des technischen Fortschritts zu beherr-
schen. Oder anders ausgedruckt: Zu verhindern, dass wir trotz technischem Fortschritt und
trotz immer hoherer Effizienz dennoch gleichzeitig immer mehr ,Natur® verbrauchen, immer
mehr Ressourcen verbrauchen und immer mehr Umweltbelastungen erzeugen, so wie das
historisch bisher immer der Fall war. Man kann riickblickend sagen: ,Die Geister, die ich rief,
die werde ich nicht mehr los*. Die Technik hat immer Chancen fiir die Entlastung der Natur
eroffnet, aber in der Summe haben immer mehr Menschen auf einem immer héheren Kon-
sumniveau die Natur eher immer mehr belastet. Das nennt man den Bumerang-Effekt, den

Rebound-Effekt (vgl. hierzu das Buch ,Der géttliche Ingenieur” von J. Neirynck).

Die Bewaltigung dieses Bumerang-Effekts ist das zentrale weltweite Thema zur Errei-
chung einer nachhaltigen Entwicklung. Und dieser Bumerang Effekt begegnet uns tberall.
Die Computer werden immer kleiner, aber die Menge an Elektronikschrott nimmt dauernd zu.
Das papierlose Buro ist der Ort des gréfliten Papierverbrauchs in der Geschichte der
Menschheit. Trotz Telekommunikation reisen wir immer mehr und nicht weniger. Und wah-
rend wir reisen, nutzen wir die Moglichkeiten der Telekommunikation und organisieren schon

die nachste Reise.

Das heil3t, die Technik ist immer nur eine Chance. Aber die Chance in eine L6sung umzu-
setzen erfordert, dass wir gleichzeitig Uber Weltvertrage die notwendigen Limitationen in das
weltékonomische System inkorporieren. Die WTO mit ihrer heutigen Freihandelslogik ist da-
zu nicht in der Lage. Wir missen den Ordnungsrahmen der WTO inhaltlich fortentwickeln
bzw. wir missen diesen geeignet verknupfen mit den internationalen Abkommen zum Schutz
der Umwelt, mit den internationalen Abkommen zum Schutz der Arbeitnehmer und z. B. den

internationalen Vereinbarungen zum Schutz der Kinder im Umfeld Kinderarbeit.

Und noch einmal: Dieses scheitert heute daran, dass gerade die armsten Lander Wert dar-

auf legen, solche Standards gegebenenfalls nicht einhalten zu missen, obwohl sie diese ei-
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gentlich zweckdienlich finden, damit sie namlich auf dem Weltmarkt eine Chance haben. Und
nur wenn die reichen Lander ihnen vernilinftige Perspektiven und Co-Finanzierung, z. B. im
Sinne der Logik der EU-Erweiterungsprozesse bieten, besteht eine Chance, mit ihnen zu-

sammen die notwendigen Vertrage auf dem Konsensweg abschliefien zu kénnen.
Die soziale Frage als Schliisselthema: Uberwindung der globalen Apartheid

Das heildt, richtig betrachtet ist die Frage der nachhaltigen Entwicklung heute vor allem eine
Frage der Einigungserfordernisse zwischen Nord und Sud bzw. zwischen Reich und
Arm. Dabei geht es um Umweltstandards und Umweltschutzvorschriften, die man weltweit
durchsetzen musste, verbunden mit der Co-Finanzierung von Entwicklung, die es dann den
armeren Landern erlauben wiirde, in diesem Prozess dennoch wirtschaftlich aufzuholen.
Oder wenn man es anders ausdrickt: Es geht um eine Perspektive flr einen weltweiten so-
zialen Ausgleich unter gleichzeitiger Beachtung von Umweltschutzanliegen. Nach
Aussagen von Prof. Tépfer, dem aus Deutschland stammenden UN-Verantwortlichen fir die
globale Umweltthematik, ist die weltweite soziale Frage heute die zentrale Frage Gberhaupt

fur das Erreichen einer nachhaltigen Entwicklung.

Wenn man sich dieser sozialen Frage nahert, dann ist zunachst einmal zu begriinden, wie
man den Umfang an sozialem Ausgleich in Ldndern messen will. Die EU-Logik nimmt hier
den Vergleich der niedrigsten Einkommen im Verhaltnis zum Durchschnitt zum MaRstab.
Nach EU-Logik sollte niemand weniger Einnahmen haben als etwa die Halfte des Durch-
schnitts (Bruttosozialprodukt pro Kopf) in dem jeweiligen Land, das entspricht einer Equity

von 50 %.

Dies ware zu kontrastieren mit einem extremen Kommunismus, bei dem die Equity bei 100 %
liegt. Wir wissen historisch, dass ein zu hoher sozialer Ausgleich nicht gut funktioniert, er ist zu
demotivierend, er férdert keine 6konomische Leistungsfahigkeit. Stattdessen braucht man Dif-
ferenzierungen, man braucht durchaus die Mdglichkeit, dass bestimmte Leistungstrager
zwanzig Mal das Durchschnittsgehalt verdienen, wenn auch vielleicht nicht zu viele solcher
Personen. Und dazu korrespondiert eben unvermeidbar, dass die meisten Menschen sich ein-
kommensmaRig unterhalb des Durchschnitts befinden. Aber wie viele und wie weit? Schaut
man sich die erfolgreichen Staaten auf dieser Welt an, dann haben sie alle eine Euqity, die
oberhalb von 45 % liegt. Die Deutschen liegen bei etwa 57 %, die Nordeuropder und die Ja-
paner oberhalb von 60 %. Das einzige erfolgreiche Land mit einer Equity unterhalb von 50 %

sind die USA mit etwa 47 %. Und nicht viel darunter befinden sich Indien und China.
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Es ist also empirisch so, dass alle erfolgreichen, d. h. alle pro Kopf reichen Lander dieser
Welt in Bezug auf den sozialen Ausgleich einen Equityfaktor zwischen 45 und 65 % haben.
Man kann auch inhaltlich begriinden, warum unterhalb von 45 % Equity Lander nicht erfolg-
reich sein kbnnen, warum bei zu geringem sozialen Ausgleich ein Land in Bezug auf das
Bruttosozialprodukt pro Kopf arm sein muss. Der tiefere Grund ist, dass in solchen Landern
nicht genugend in die Ausbildung und Gesundheit aller Blirger investiert werden kann.
Man bekommt dann koloniale oder Apartheid-Strukturen mit sehr viel Dienstpersonal auf
niedrigstem Ausbildungs- und sehr niedrigem Einkommensniveau - und das muss ein Land
in einer Pro-Kopf-Perspektive arm machen. An dieser Stelle bricht das neoliberale Argu-
ment zusammen. Es ist zwar wahr, dass ausgehend von sozialistischen oder kommunisti-
schen Gesellschaften die Erhéhung der Ungleichheit ein Land reicher macht und letztlich far
(fast) alle Menschen Vorteile bringt, aber etwa ab einer Equity von 65 % ist diese Aussage
nicht mehr generell richtig, und spatestens unterhalb einer Equity von 45 % ist sie falsch.
Die Unmdéglichkeit, unter so niedrigen Equity-Bedingungen genligend viele qualifizierte Leh-
rer, Arzte, usw. aufzubringen, um die gesamte Bevélkerung gut auszubilden, gesund zu hal-
ten etc. bedeutet, dass zum Schluss zu viele Menschen nicht mehr ausreichend wertschop-
fungsfahig sind, zumindest nicht auf internationalem Niveau. Und die anderen, die dies sind,
kénnen fir ihre Dienstboten in einer Pro-Kopf-Betrachtung das Geld nicht gleich noch mit-
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verdienen. Insofern finden wir die niedrigsten Equity-Faktoren unter den groRen Staaten auf
diesem Globus heute in Landern, die ein vergleichsweise niedriges Bruttosozialprodukt pro
Kopf haben und in denen heute noch Zustande bestehen, die an frihere Kolonial- und A-
partheidregime erinnern, wie z. B. in Lateinamerika (u. a. Brasilien) oder Afrika (inklusive
Sudafrika) mit Equity-Faktoren von nur etwa 27 — 30 %. Und naturlich ist diese Ungleichheit
auch auf Dauer eine Wachstumsbremse. Ein Wachstum hin zu einem hohen Bruttosozial-
produkt pro Kopf ist auf Dauer nur zu erreichen, wenn die Equity parallel zur Erweiterung der
wirtschaftlichen Aktivitaten hin zu einem Niveau von mindestens 45 % entwickelt wird. Indien
und China haben deshalb bessere Chancen als Lateinamerika und Afrika, einmal ein reiches

Land zu werden.

Das grofRte Problem auf dieser Erde sind aber heute nicht die ungunstigen Verhaltnisse in
den meisten Landern. Noch schlimmer ist heute vielmehr der Ungleichszustand des gan-
zen Globus, wenn man diesen als eine 6konomische Einheit sieht, was in Zeiten der Globa-
lisierung zunehmend die richtige Betrachtungsweise ist. Der gesamte Globus befindet sich
heute auf einem Equityniveau von unter 12,5 %. Das ist globale Apartheid, aber in einer
deutlichen Verscharfung gegenuber den friiheren Verhaltnissen in Sidafrika. Das ist ein ab-
solut unertraglicher Zustand. Er signalisiert, dass die Ungleichheiten heute auf diesem Glo-
bus primar zwischen Landern und nicht innerhalb der Lander liegen. Das Weltbruttosozial-
produkt pro Kopf liegt heute bei etwa 5.000 €. Nach europaischer Armutsdefinition, ange-
wandt auf den Globus, sollte kein Mensch unter einer Finanzausstattung von 2.500 Eu-
ro/Jahr liegen, also sicher nicht unterhalb von 6 Euro/Tag. De facto liegen heute 3 Milliarden
Menschen unterhalb von 2 und 1 Milliarde innerhalb dieser 3 Milliarden sogar unterhalb von
1 Euro/Tag. Das ist ein Zustand, der absolut nicht friedensfahig ist, der auch mit Hass und
Gegnerschaft verbunden ist. Die Ereignisse am 11.09.2001 sind sehr gut in diesem Kon-
text interpretierbar. Das entspricht dem Muster bei allen vorherigen Revolutionen der Welt-

geschichte.

Damit soll nicht gesagt werden, dass die Armsten selber Revolutionen anzetteln oder effekti-
ven Widerstand leisten. Daflr sind diese viel zu mide, abgearbeitet und zu schwach. Aber
Armut und Ungerechtigkeit flihren zu Konstellationen, in denen andere Personen im Zentrum
des Systems sich berechtigt sehen, als - selbsternannte - Vertreter der Armen bzw. ihrer In-
teressen entsprechend zu agieren. In diesem Kontext sei daran erinnert, dass am 11.09.
4000 Menschen gestorben sind. Aus Sicht der USA rechtfertigt das heute Angriffskriege der
starksten Macht der Welt gegen vergleichsweise schwache Staaten, die als Gefahr empfun-
den bzw. dargestellt werden, und sei es nur, weil sie Uiber Waffen verfigen und diese in den
Handen von Terroristen ein Problem werden konnten. Aber es sei daran erinnert, dass auf
diesem Globus jeden Tag 24.000 Menschen verhungern. Seit dem 11.09.2001 sind jeden

Tag 24.000 Personen verhungert. Und wenn auch die meisten Menschen und vor allem
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Machtpromotoren im Norden nichts davon wissen wollen, dass sie irgend einen Anteil an
diesem Verhungern haben, so wissen doch die meisten Menschen auf diesem Globus, dass
das anders ist, und das ist auch die Position des Autors. Aber das sind im wesentlichen doch
schwache Menschen und schwache Staaten, die sich nicht wehren konnen. Sie miissen hin
nehmen, was 6konomisch und militarisch starkere Lander ihnen aufoktroyieren. Wobei diese
dann auch noch versuchen, mit verlogenen Argumenten wie ,gleiche Chancen fir alle” (und
das bei vollkommen ungleicher Ausgangssituation), das als gerecht zu "verkaufen", was un-

ertraglich und ungerecht ist — eine doppelte Entwirdigung.

Aber diese Akteure im Zentrum des Systems sollten nicht glauben, dass das jemals so ak-
zeptiert werden wird. Da baut sich ein Hass auf und dieser sucht sich Ventile, und wir mis-
sen uns nicht wundern Uber das, was dann zum Schluss herauskommt und die Situation, wie

sie dann ist, gerade auch im Bereich der Terror- und Selbstmordanschlage.

Hier liegt fur eine nachhaltige Entwicklung sicher die gréfte Herausforderung. Die immer
weitergehende Deregulierung der Markte bringt alleine nicht die Antwort. Wer in einer globa-
lisierten Okonomie Sicherheit will, kann die sozialen Folgen der Globalisierung nicht den
armen Nationalstaaten im Suden dieses Globus zuschieben. Was wir stattdessen brauchen,
ist der Ubergang zu einer Weltinnenpolitik, orientiert an der Art, wie wir in der EU Erweite-
rungsprozesse organisieren. Dabei wirden wir alle miteinander fir soziale Entwicklung und
Armutstiberwindung verantwortlich sein und gemeinsam daran arbeiten, dass weltweit leis-
tungsfahige Infrastrukturen aufgebaut werden, dass die Rolle der Frauen gestarkt wird, dass
Ausbildungssysteme, Rentensysteme usw. etabliert werden, so dass wir dann insgesamt
auch in einen Zustand kommen, bei dem die Bevolkerung weltweit nicht mehr wachst, die
Zahl der Menschen irgendwann sogar wieder abschmilzt von absehbar neun bis zehn Milli-

arden Menschen im Jahr 2050, statt immer nur weiter zu wachsen wie bisher.

Frieden zwischen den Kulturen: Eckpfeiler jeder nachhaltigen Entwicklung

Die Frage der Wechselwirkung der Kulturen miteinander und der kulturelle Kontext als
solcher ist wesentlicher Teil der angesprochenen (welt-)sozialen Thematik, denn das So-
ziale entfaltet sich im Rahmen der Kultur und die Kultur reflektiert die Tradition. Diese ist z.
B. dadurch (mit-)bestimmt, dass und wie GroBmutter und GrolRvater bestimmte Ansichten
Uber die Welt und das Leben an ihre Enkelkinder weitergeben. Kulturelle Pragungen sind
deshalb sehr tiefgehend und nicht rasch zu dndern und beinhalten zudem ein erhebliches
seelisches Verletzungspotential, weil tiefste Gefuhle der Zugehdrigkeit und Tradition und

Erwartungen aus Kindheit und Jugend unmittelbar berthrt werden.

Wesentliche kulturelle Themen betreffen u. a. den Umgang der Generationen miteinander,
ebenso das Verhéltnis von Mann und Frau und den 6ffentlichen Umgang mit dem The-

ma der Sexualitat. Diese Lebensbereiche haben héchste humane Signifikanz und sind teil-
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weise in vielen Kulturen tabuisiert. Das kulturelle Gedachtnis reicht leicht Gber 50 bis 200
und mehr Jahre. Gesellschaftliche Veranderungen kultureller Muster gelingen in diesen Be-
reichen auf friedlichem Wege allenfalls Uber gro3e Zeitraume. Die Globalisierung erlaubt
wegen der engen 6konomischen Verkniupfung aller Lander und der weltweiten Verfligbarkeit
von Informationen solche Anpassungszeitraume nicht mehr. Das Neue bricht wie eine
Flutwelle nach einem Dammbruch tGber Menschen herein, die darauf nicht vorbereitet
sind. Dabei wird erst gar nicht mehr die Frage gestellt, ob etwas an der westlichen Kultur
falsch sein kdnnte. Und das, obwohl auf diesem Globus die Frage, wer recht hat, langst nicht
zweifelsfrei und abschlielend entschieden ist. Sind auf Dauer diejenigen konservativen
(rickstandigen?) Kulturen, die vieles verbieten, die nachhaltigsten, oder ist es der Westen
mit seiner fast grenzenlosen Freiheit, eine Welt, in der (fast) alles erlaubt ist? Was sind die
Resultate dieser Grenzenlosigkeit im Westen fiir den sozialen Zusammenhalt oder flr
Nachhaltigkeit?

In jedem Fall sollten, wenn Friedensfahigkeit das Ziel ist, Globalisierungsprozesse so aus-
gestaltet werden, dass sie den Frieden und den Ausgleich der Kulturen untereinander
fordern, nicht die Konflikte verscharfen. Im Vordergrund steht insofern die Frage des kultu-
rellen Ausgleichs, des wiirdevollen Umgangs miteinander, und zwar unabhangig von der
Frage, wer 6konomisch, technisch oder militarisch im Moment starker oder schwacher ist.
Insbesondere darf Geld und Macht nicht immer wieder allein entscheiden, wer als Person
oder Organisation oder welche Kultur sich im Konfliktfall durchsetzt und sei es nur in dem
Sinne, dass die Kinder der "Verlierer" mit Informationen bzw. Angeboten eines Typs Uber-
schwemmt werden, die in dem jeweiligen anderen kulturellen Kontext nicht zulassig sind.
Dabei geht es auch um subtile Verfihrungen bzw. auch um 6konomische Zwange, die in
ihren Wirkungen mit den Lebensmustern der jeweils unterlegenen Kultur nicht vertraglich

sind.

Um es noch deutlicher auszudriicken: Das, was mit der weitgehenden Ausrottung der Indi-
aner und ihrer Kultur in Amerika oder der Versklavung und kulturellen Vergewaltigung
substantieller Teile der afrikanischen Bevolkerung wahrend der Zeit der Kolonialisierung auf-
grund 6konomisch, technischer und waffenmaBiger Uberlegenheit der westlichen Kultur
stattgefunden hat, sollte so nie wieder stattfinden und dies auch nicht in subtil verborgener
Weise unter dem Deckmantel freier, formal auf Chancengleichheit hin ausgerichteter 6ko-
nomischer Prozesse bei absolut asymmetrischer Ausgangssituation, die inharent nie fair

sein kdnnen, weil wirkliche Chancengleichheit a priori nicht besteht.
Das heil3t andererseits auch, dass ein verninftiger weltweiter sozialer Ausgleich, also eine

(Welt-) Equity a la EU-Armutsdefinition eine ganz wichtige Voraussetzung dafur ware,
dass wir zwischen den Kulturen zu besser balancierten Verhaltnissen kommen wiirden, als

das heute der Fall ist. Alle Investitionen in einen hoheren weltsozialen Ausgleich sind
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insofern auch Investitionen in einen héheren kulturellen Ausgleich. Und zwar einfach
deshalb, weil sich in der Folge dieses hdheren Ausgleichs andere Kulturen 6konomisch bes-
ser als bisher gegen das heute dominierende westliche Modell behaupten kdonnten. Diese
Beobachtung fallt in den Bereich einer weiteren sozialen Ausgleichsforderung (lUber eine
hohe Equity insgesamt hinaus), dass namlich klar separierbare Gruppen von Menschen
nach Kategorien wie Hautfarbe, Religion, Geschlecht etc. alle in einer relativ ausgegliche-
nen Weise mit materiellen Giitern ausgestattet sein sollten. Es ist wenig friedensfahig, wenn
sich die Armen dieser Welt offensichtlich unter einzelnen dieser Kategorien haufen, also die
Zugehorigkeit zu einer dieser Gruppen zu einem Armutsrisiko wird. Es sei an dieser Stelle
zum Vergleich daran erinnert, welch unglaublicher Aufwand z. B. in einem deutschen Bun-
desland wie Baden-Wirttemberg betrieben wird, um zwischen zwei kulturell separierbaren
Gruppen - "Baden" und "Wurttemberg" - Ausgleich zu schaffen, und das bei materiell und
kulturell vergleichsweise kleinen Unterschieden. Und dann Uberlege man, wie wenig auf die-
sem Globus z. B. zwischen einer reichen westlichen Kultur und einer sich zurtckgesetzt fuh-
lenden islamischen Welt an Ausgleichsanstrengungen unternommen wird und wie viel Ol

hier der Westen regelmaRig in aufreizender und selbstzufriedener Manier ins Feuer gief3t.

Das bedeutet in der Konsequenz dann auch, dass rein individualistisch ausgerichtete
Menschenrechtspositionen, wie sie insbesondere im angelsachsischen Raum vertreten
werden, fir eine Balance der Kulturen nicht adaquat sind. Menschenrechte sollten viel-
mehr mit Menschenpflichten verkniipft gesehen werden, wie das auch in einem sehr
schonen Buch, das Helmut Schmidt herausgegeben hat, dargestellt wird. So wiirde man
auch eine Brucke von den westlichen Denkansatzen hin nach Asien und den sehr viel star-
ker auf den Zusammenhalt von Gruppen ausgerichteten dortigen Philosophien schlagen. Die
heutige Uberbetonung von Individualrechten (z. B. freie Ortswahl) und deren Einforderung
in armsten Landern, die sich um Entwicklung bemuhen, kann durchaus auch als 6ko- bzw.
ressourcendiktatorische Aggression gewertet werden, namlich als ein sehr subtiler Me-
chanismus, mit dessen Hilfe reichere Lander armere Lander an einer zugigen Entwicklung
hindern, indem sie diesen "Unmogliches" abverlangen, namlich Verhaltnisse, die wir auch
bei uns nicht realisieren bzw. nicht bezahlen konnten, als wir uns auf einem &hnlich niedrigen

Entwicklungsstand befanden wie diese Lander heute.

Weltethos und fairer Weltvertrag?

Letztlich geht es, wie oben dargestellt, um einen fairen Weltvertrag, den wir miteinander
schlielfen missen, wenn Nachhaltigkeit und Friedensfahigkeit erreicht werden sollen. Ein

solcher Vertrag muss fair zu allen Seiten sein. Er muss zustimmungsfahig sein. Ist das das

?Dies ist das besondere Anliegen der Stiftung Weltvertrag (www.weltvertrag.org), deren Kuratoriumsvorsit-
zender der Autor ist.
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Ziel, dann spielen Gesprache zwischen den Kulturen eine grof3e Rolle. Hier sind die Beitrage
des Weltparlaments der Religionen, aber auch die Anstrengungen zur Herausarbeitung ei-
nes Weltethos (Prof. Kling) als beispielgebend zu nennen. In solchen Diskussionsprozessen
werden die gemeinsamen universellen ethischen Prinzipien herausgearbeitet, auf die
sich alle grofl3e Kulturen und Religionen dieser Welt verstandigen kénnen. Wenn man dieses
Ziel ehrlich verfolgt, dann erweisen sich die Intaktheit der Natur und die Unversehrtheit
des einzelnen Menschen, seine Wirde und die Gleichheit der Menschen untereinander als
grolte Themen und dann muss insbesondere verhindert werden, dass de facto Double-
Standards etabliert werden, so wie das heute oft passiert, wenn die USA z. B. einerseits den
Irak angreifen, weil dort angeblich UN-Sicherheitsratsbeschlisse boykottiert werden, Israel
genau dieses aber permanent vorexerziert und das offenbar nicht einmal eine Erwahnung
wert ist, vor allem auf Seiten der USA, die sich nichtsdestotrotz immer als Garant fur Fair-

ness und Gerechtigkeit zu prasentieren versuchen.

Ein weltethischer Entwurf ist kein einfaches Thema. Sicher wird man mit extremen Posi-
tionen konfrontiert werden, die wohl unter keinen Umstanden - auch nicht temporar - duldbar
sind, beispielsweise Beschneidungen von Frauen oder Steinigung von Verurteilten im Rah-
men der Scharia in einigen islamischen Landern. Allerdings sollte der Westen auch hier auf
sich selber schauen. Das Justizsystem der USA setzt nicht nur nach wie vor die Todesstrafe
ein, sondern sogar die Todesstrafe flr Kinder. Die USA sind neben Somalia das einzige
Land auf der Welt, das die Weltkinderkonvention nicht unterschrieben hat. Wir finden in den
USA zudem auch heute noch einen religidsen Fundamentalismus, der nicht nur alle bevol-
kerungspolitischen Mainahmen der UN aktiv bekampft, sondern auch in einigen US-
Bundesstaaten den "Kreationismus" als offizielle Alternative zur biologischen Evolution im
Schulunterricht durchgesetzt hat. Dies gilt in derselben Weise fiir eine religités begriindete
Landnahme Israels an palastinensischem Land, die sich immer wieder auf vermeintliche

jahrtausendalte Rechte beruft und dabei dem Vdlkerrecht diametral zuwider lauft.

Eine Diskussion Uber ethische Standards, die versucht, zustimmungsfahig auf diesem Glo-
bus zu sein, muss also neben dem einen Fundamentalismus auch die anderen benennen
und auch dort zu Anderungen kommen. Zumindest dann, wenn es das Ziel ist, dass eine
solche Ordnung im Herzen aller Menschen, auch im Herzen der Bevdlkerung der grof3en

arabischen Staaten, angenommen werden kann.

Jedenfalls zeigt das gute Zusammenleben von Katholiken und Protestanten z. B. in Deutsch-
land, dass ein Konflikt wie derjenige in Nordirland verninftigerweise nicht als im wesentli-
chen religiés begrindet und als in seinem Kern nicht Gberwindbar verstanden werden sollte.
Es handelt sich nicht primar um einen Konflikt zwischen Kulturen (im Sinne eines Kampf der
Kulturen) oder um einen Konflikt zwischen zwei Formen des Christentums. Es geht eher

darum, bestimmte ungerechte Konstellationen zu Gberwinden, die sich rein lebensprak-
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tisch manchmal tber Religionen, manchmal tGber Sprache, manchmal iber Hautfarbe von-
einander differenzieren, wie das oben bereits beschrieben wurde. Und auch der Islam ist
nicht per se eine Religion, die Modernisierungs- und Sakularisierungsprozesse von vorne
herein ausschliefsen wiirde. So gibt es mit der "Anhdrungsdimension” im Islam eine Bri-
cke hin zur Demokratie, die ausgebaut werden kann. Die Toleranz islamischer Staaten ge-
genuber anderen Religionen im Mittelalter war vorbildlich. Die Férderung von Frauen im
Bereich der Wissenschaft ist in manchen islamischen Landern sehr viel friiher erfolgt als
im Westen. Das heil}t, dass es offensichtlich eine Chance der Weiterentwicklung des Islam
und der islamischen Staaten hin zu einem verninftigen globalen Kontrakt gibt. Hieran, wie
an einem Weltethos, ist zu arbeiten. Das ist mihseliger als rasches militarisches Zu-
schlagen. Und es erfordert sicher mehr Intelligenz, namlich Empathie, also die Fahigkeit,
von der eigenen Position zu abstrahieren und zu versuchen, den anderen zu verstehen und
auch von ihm zu lernen: Nicht Gberheblich und immer alles besser wissend, sondern

eher bescheiden.

Was jetzt Not tut; die 10~>4:34 Formel fur einen Balanced Way

Entscheidend fir die Bewaltigung der beschriebenen Probleme und Herausforderungen ist,
was nun auf Weltordnungsebene passiert. Entscheidend ist, was wir tun, um z. B. die WTO
geeignet mit anderen Regimen, mit anderen globalen Ordnungssystemen zu verknipfen.
Und das ist dann die Frage eines 6kosozialen Konsenses, der anzustreben ware. Wenn
man das Ganze richtig angeht, dann haben wir durchaus fir die Welt eine verniinftige Per-
spektive, eine 6kosoziale Perspektive. Es ware denkbar, einen Faktor 10 an Wachstum tber
die nachsten 50 bis 100 Jahre in eine Vervierfachung des Reichtums im Norden dieses Glo-
bus und eine dazu korrespondierende moégliche Vervierunddreifligfachung des Wohlstands

im Siden dieses Globus zu Uberfiihren.

Der Norden wirde sich dabei von heute 80 % des "Kuchens" in Richtung auf 32 % des ver-
zehnfachten Volumens der Weltékonomie bewegen. Der Stiden kdnnte sich als Folge dieser
Entwicklung von heute nur 20 % des "Kuchens" hin zu 68 % des dann zehnmal grofieren
Weltbruttosozialprodukts bewegen. Das ware eine VervierunddreiRigfachung des dortigen
Bruttosozialproduktes. In Wachstumsraten entspricht das im Norden in etwa einer mittleren
Wachstumsrate von 2,8 %, im Suden einer mittleren Wachstumsrate von etwa 8 % Uber 50
Jahre. Dies ist besser als die heutige Rate in Indien, schlechter als die Rate in China und
insgesamt nicht unrealistisch. Lander, die aufholen, missen primar nur kopieren, kénnen
deshalb hohe Wachstumsraten erzielen. Lander an der Spitze, reiche Lander, miissen In-
novationen erfinden. Tats&chlich I&sst sich auf Grund prinzipieller Uberlegungen zeigen,
dass in entwickelten reichen Landern Wachstumsraten tber 1 — 2 % kaum madglich sind.

Die immer wieder Uiberraschenderweise hoheren Werte der USA sind — neben indirekten Ef-
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fekten von rein spekulativen Finanzmarkt-Blase - vor allem eine Folge einer anderen Buch-
fuhrungsmethode, bei der der technische Fortschritt weit Gber die Marktpreise hinaus als
Wachstum gewertet wird (sogenanntes Hedonic Accounting). Das mag aus systemati-
schen Grinden durchaus berechtigt sein, so lange aber andere Lander das nicht tun, sind
Vergleiche irrefihrend. Die hier besprochene Limitation auf 1 - 2 % Wachstum reicher Lan-
der bezieht sich darauf, dass man kein Hedonic Accounting betreibt, also das Wachstum zu

Marktpreisen wertet.

Wenn wir allerdings weltweit beides vernlnftig miteinander kombinieren, also die hohen
Wachstumsraten aufholender und die niedrigeren (aber im absoluten Zuwachs ahnlich ho-
hen) Wachstumsraten reicher Lander, kdnnten wir uns im Jahr 2050 in einer Situation befin-
den, in der die Menschen im Norden pro Kopf durchschnittlich nicht mehr sechzehn mal so
reich sind wie die Menschen im Siden, so, wie das heute als Ausdruck einer ,, Globalen A-
partheid” der Fall ist, sondern nur noch etwa doppelt so reich, wobei sie zugleich im Schnitt
viermal so reich waren wie heute. Das ware dann ein Ausgleichsniveau a la Européische
Union und wiirde durchaus auch eine Perspektive flir eine Weltdemokratie eréffnen. Nicht
viel anders als jetzt im Prozess der Ausgestaltung der EU die Chance, die der Europaische

Konvent flr Europa bietet.

Das 6kosoziale Modell eréffnet insofern eine hoffnungsvolle Zukunftsperspektive. Es ist die-
ses ein Ansatz, der Menschenwiirde und Schutz der Umwelt gleich ernst nimmt, und von ein-
fachen Lésungsphilosophien Abschied nimmt. In dieser Sicht wird eine immer weitergehende
Deregulierung und immer mehr soziale Ungleichheit die vor uns liegenden Probleme nicht
I6sen, hoffentlich aber die Aktivierung der Krafte der Markte unter verntinftigen Rah-
menbedingungen sozial-kulturell-6kologischer Art. Der Autor gibt diesem hoffnungsvol-
len nachhaltigen Programm allerdings nur 35 % Wahrscheinlichkeit. Was waren dann die Al-
ternativen? Diese Frage wird weiter unten nach Voriberlegungen zu Wohlstand, Wachstum

und sozialem Ausgleich behandelt.

Wohlstand, Wachstum, sozialer Ausgleich: Einige neuere Ergebnisse

Der Autor hat sich in den letzten Jahren vor allem im Kontext des EU-Projekts TERRA® ver-
tieft mit dem Zusammenhang von Wohlstand, Wachstum und sozialem Ausgleich be-
schaftigt. Einiges hierzu wurde bereits an anderer Stelle in diesem Text erwahnt. Versteht
man unter Wohlstand ein hohes Bruttosozialprodukt pro Kopf, so ist zunachst zwischen rei-
chen und armen Landern zu unterscheiden. Alle reichen Lander auf dieser Welt haben einen
hohen sozialen Ausgleich, genauer eine Equity zwischen 45 und 65 % und sind Demokra-

tien. Es gibt dabei systemimmanente Begriindungen, warum bei Staaten mit hohem

* TERRA (www.terra-2000.0rg)
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Wohlstand die Equity einerseits nicht oberhalb von 65 %, aber andererseits auch nicht unter
45 % liegen kann. Es geht dabei zum einen um eine ausreichende Honorierung von Spitzen-
leistungen und Risikolibernahme und damit um eine ausreichende Differenzierung (deshalb
keine Equity Uber 65 %), zum anderen aber um die Mdglichkeit, eine exzellente Ausbildung
und medizinische Versorgung flr die gesamte Bevolkerung sicherzustellen. Letzteres ver-
langt entsprechend viele gut bezahlte Spezialisten. Daraus resultiert ein soziales Aus-

gleichsniveau von mindesten 45 %.

Wachstum in reichen Landern geschieht im wesentlichen nur noch durch Innovation. Hier
muss Forschung geférdert werden, hier missen Innovationen erfolgen und in Markten um-
gesetzt werden. Demokratien mit einer massiven Forderung von Forschung und Technologie
bieten hierfur die besten Voraussetzungen. Die Wachstumsraten selber sind dabei, wenn
man kein Hedonic Accounting zuldsst, auf gut 1 - 2 % beschrankt. Das ist angesichts des

Reichtums dieser Lander dann auch schon eine ganze Menge.

Ganz anders ist die Situation bei Landern, die aufholen. Diese Lander sind vergleichsweise
arm, sie haben teilweise keinen hohen sozialen Ausgleich, und sie kdnnen in jedem Fall, weil
sie so weit zurlickliegen, hohe Wachstumsraten erzielen, einfach schon dadurch, dass sie
Ldsungen kopieren und zugleich immer mehr Menschen in eine formalisierte Okonomie ein-
beziehen. Wachstumsraten bis zu 10 % sind denkbar (Leapfrogging), wenn auch nicht
selbstverstandlich. Eine Demokratie ist flir die Organisation solcher Aufholprozesse nicht un-
bedingt die vorteilhafteste Struktur. Autoritare Systeme wie in Singapur oder heute in China
kénnen von Vorteil sein, obwohl andererseits Japan gezeigt hat, dass zumindest unter den
japan-spezifischen Demokratiebedingungen ebenfalls ein hohes Wachstum méglich war. Auf
Dauer reich werden kénnen die Menschen allerdings nur, wenn eine hohe Equity besteht, so,
wie das in Japan und Korea und auch in Singapur der Fall war und ist, und sich in China und
Indien andeutet, und zumindest am Ende des Aufholprozesses scheinen demokratische
Strukturen notwendig zu sein. Lander wie Brasilien und Stidafrika haben aus dieser Sicht im
Gegensatz zu China und selbst Indien wenig Chance, auf Dauer wirklich reich zu werden, es
sei denn, dass irgendwann das Problem des sozialen Ausgleichs geldst wird. In Brasilien ist
dazu u. a. endlich eine andere Verteilung des Bodens (Bodenreform) durchzusetzen. Bis
heute wirken in diesen Landern frihere koloniale Muster des "Oben" und "Unten" weiter, e-
benso wie in Studafrika, wo im 6konomischen Bereich und im Bereich der Ausbildung die al-
ten Apartheidstrukturen bis heute nicht wirklich Giberwunden werden konnten, obwohl doch

immerhin Fortschritte erkennbar sind.

Ein gewisses moralisches Dilemma liegt darin, dass die Reichen entsprechender Lander
nicht unbedingt ein Interesse daran haben, den Wohlstand pro Kopf zu erhéhen. Aufgrund
der sehr viel niedrigeren Equity-Rate gibt es z. B. in einem Land mit einer Equity von etwa 30

% mehr Menschen eines bestimmten absoluten Reichtumsniveaus als in einem pro Kopf
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doppelt so reichen Land mit einer Equity-Rate von 60 %. D. h., es gibt dort mehr Reiche mit
mehr als dem Zehnfachen des Durchschnittseinkommens als in den reichen Land Reiche mit
dem flinffachen Durchschnittseinkommen. Es gibt also mehr Reiche in einem absoluten Sin-
ne, in einem relativen ohnehin, zudem profitieren diese ein weiteres Mal von den sehr preis-
werten personennahen Dienstleistungen, die in reichen Landern mit hohem Equity-Faktor

praktisch gar nicht finanziert werden koénnen.

Bei einer entsprechenden Ungleichheit haben die Eliten zudem extrem viele Moglichkeiten,
ihre eigene Position politisch und intellektuell durch Einsatz von Geldmitteln zu stabilisieren,
wahrend die sozial schwache Seite, also die gro3e Mehrheit der Bevolkerung, gar nicht in
der Lage ist, einen entsprechenden intellektuellen Gegenprozess zu organisieren und das
auch unter formal demokratischen Bedingungen. Man sieht dies in Teilen heute auch bereits
in den USA, wo es mittlerweile der "Spitze der Pyramide" gelingt, den intellektuell-politischen
Betrieb auf die Abschaffung der Erbschaftssteuer hin zu formieren. Die hier von der ,Spitze®
eingesetzten substantiellen Geldmittel zur politischen Beeinflussung Uber Think Tanks und
Universitaten waren extrem ,wertschopfend® investiert und wiirden mit extrem hohen Rendi-
ten an die reichen Geldgeber zurtckflieBen, wenn es auf diese Weise gelange, in den USA

die Abschaffung oder substantielle Absenkung der Erbschaftssteuer durchzusetzen.

Wege ins Desaster: Plinderung bis zum Zusammenbruch oder 6kodiktatorische Si-

cherheitsregime

Oben wurde einem 6kosozialen, zukunftsfahigen Weltordnungsrahmen im Sinne einer 6ko-
sozialen Marktwirtschaft nur 35 % Erfolgswahrscheinlichkeit eingerdumt und es wurde die
Frage nach den Alternativen gestellt. In Zukunft drohen zwei Alternativen: Die eine ist, dass
wir weiter so wie bisher tun, als konnten wir die 6kologischen und sozialen Systeme weltweit
weiter Uberstrapazieren, soviel wir wollen. Wir werden dann irgendwann die Basis untermi-
nieren, von der unsere Zukunft und die Zukunft unserer Kinder abhangt. Wir werden in ex-
treme Knappheiten hinein laufen, z. B. in den Bereichen Wasser, Ernahrung und Energie
oder in Form zu hoher Co,-Emissionen und wir werden Mord und Totschlag erleben bei
dem Versuch, sich im Kampf gegeneinander knappe und zu knappe Ressourcen bzw. Ver-
schmutzungsrechte zu sichern in einem Rennen, das langfristig so oder so fur niemanden
mehr eine Perspektive erdffnet. Dieser Fall bedeutet, dass wir "6kologisch gegen die Wand
fahren" und in nicht mehr versicherbare Zustande hinsichtlich der Umweltproblematik kom-
men. Dies ist das Angstszenario aller Grinen und umweltbewegten Menschen auf diesem

Globus. Der Autor halt dieses Szenario allerdings fur sehr unwahrscheinlich.

Aus seiner Sicht wird die Menschheit, vor allem die reiche Welt, nicht so dumm sein, dass sie
letztlich diesen desastrosen heutigen Weg auf Dauer weiter verfolgen wird, denn sie wirde ih-

re eigene Basis zerstéren. Die Wahrscheinlichkeit flr diesen Desaster-Weg liegt aus Sicht des
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Autors bei vielleicht 10-15 %. Um es noch deutlicher zu sagen, die Spitze der Pyramide in Ei-
gentumsfragen ist normalerweise eigentums-obzessiv und geht hart und brutal gegen jede
Entwicklung vor, die ihre als legitim empfundenen Eigentumsinteressen bedroht. Von Rechts-
anwalten und Polizei bis hin zum Militar sind hier in der Historie immer wieder alle Mittel zum
Schutz des Eigentums eingesetzt worden, koste es, was es wolle. Der Autor geht deshalb
davon aus, dass dies auf diesem Globus nicht anders sein wirde, wenn es je zu ernsten Res-
sourcenkonflikten kdme oder auch zu Konflikten, die aus Umweltverschmutzungsproblemen
resultieren (z. B. beziglich der CO,-Problematik). Insofern ist es die Position dieses Textes,
dass wir dkologisch wahrscheinlich nicht gegen die Wand fahren werden, was aber noch nicht
notwendigerweise bedeutet, dass wir eine verninftige zukunftsfahige L6sung bekommen. Zu-
nachst bedeutet es aber, dass wir aus Sicht des Autors mit etwa 85 % Wahrscheinlichkeit auf
Dauer in der Weltékonomie mit dem Problem der physikalischen Grenzen verninftiger umge-
hen werden, als wir das heute tun, dass wir also zu L6sungen kommen werden, die letzten
Knappheiten, also physikalische Notwendigkeiten, irgendwie in das weltdkonomische System
integrieren. Die Problematik der Vermeidung einer 6kologischen Katastrophe verschiebt sich

dann aber auf die Frage, wie dieses Ziel erreicht werden wird.

Es bleiben dann zwei Méglichkeiten. Die eine Mdglichkeit ist der 6kosoziale Weg, ein fairer
Vertrag. Das ist das, was oben ausfihrlich beschrieben und mit der Wahrscheinlichkeit 35 %
eingeschatzt wurde. Aber es gibt eine Alternative, eine zunachst undenkbare, aber beim lan-
geren Nachdenken dann doch naheliegende, verflihrerische Perspektive, namlich eine Oko-
bzw. Ressourcendiktatur, verbunden mit einem Sicherheitsregime. Dieser 3. Fall ist aus
Sicht des Autors der wahrscheinlichste (50 %). Hier wirde irgendwann der reiche Norden
dem armen Siden die Entwicklung verwehren, so wie die Reichen den Armen gerne die
Entwicklung verwehren, einfach deshalb, weil es in einem "Business as usual"-Ansatz 6kolo-
gisch nicht auszuhalten ware, wenn die Armen téten, was die Reichen schon immer tun.
Hier mussten dann insbesondere die Reichen die Entwicklung der armeren Lander (z. B.
schon relativ bald Chinas) behindern oder diese Lander sogar destabilisieren. Und da die
reichen Lander allesamt Demokratien sind, stehen wir vor der Frage, ob so etwas denkbar

ist.

Sieht man sich die Politik der letzten Jahre an, insbesondere die Politik der USA seit dem
11.09.2001 und die Politik in Israel seit der Regierungsibernahme von Premierminister
Scharon, dann sieht man bereits ganz offensichtlich Elemente einer solchen 6ko- oder res-
sourcendiktatorischen sicherheitsorientierten Strategie. In Israel ist dies in besonderer
Weise zu verfolgen in der dauernden Zerstérung der Infrastruktur der Palastinenser durch
das israelische Militar und beispielsweise in der Vorenthaltung medizinischer Hilfe fur schwer
kranke Palastinenser. Konkret durchgesetzt wird dies beispielsweise durch die Verhangung

von Ausgangssperren und durch die Verweigerung des Durchlasses von Krankenwagen in
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Richtung Krankenhauser an Kontrollpunkten. Dies wird beispielsweise von Seiten medizini-

scher Hilfsorganisationen, die in den Palastinensergebieten tatig sind, dauernd als skandal6s
beklagt. Es ist nach Aussage dieser Nichtregierungsorganisationen geradezu eine Ungeheu-
erlichkeit, was da taglich vor den Augen der Welt ohne vernehmbare Proteste der demokrati-

schen Staaten stattfindet.

Auf der US-Seite ist die Verweigerung, sich fair in den Kyoto-Vertrag einzubringen, entlar-
vend. Noch deutlicher gilt dies flir den fast obsessiven Kampf der USA gegen einen Interna-
tionalen Strafgerichtshof. Symptomatisch ist die regelmaflige Weigerung der USA, sich im
Rahmen fairer globaler Vertrage zu bewegen, und ebenso eine dauernde Einforderung spe-
zieller, stark individuell-orientierter Menschenrechte in armen Landern, die dies alles nicht
bezahlen kdnnen. In eine ahnliche Richtung zielen Bemihungen auf OECD-Ebene, Kredite
fur Investitionen in armeren Landern nur noch dann staatlicherseits Uber Birgschaften abzu-
sichern, wenn Produkte héchsten technischen Standards gekauft werden. Dies nimmt, wenn
keine Co-Finanzierung erfolgt, armen Landern grol3e Teile ihrer Wettbewerbsfahigkeit. Be-
sonders gravierend ist desweiteren die Bekampfung bevdlkerungspolitischer Mal3nah-
men der Vereinten Nationen durch die USA. All das erschwert natlrlich Entwicklung. Am
wenigsten akzeptabel ist aber das dauernde Beharren der USA auf dem Recht, alleine ent-
scheiden zu durfen, ob eine Aggression vorliegt, gegen die sie praventiv operieren dirfen,
so wie dies der neuen militar-strategischen Doktrien der USA entspricht. Dies fuhrt zu
Willkiirentscheidungen aus Sicht der Betroffenen. Der durch nichts zu rechtfertigende An-
griffskrieg gegen den Irak zeigt dieses Muster, vor allem wenn man den Vergleich mit Isra-
el hinsichtlich der Nichtbeachtung von UN-Sicherheitsratsbeschlissen und daraus abgeleite-

ten Konsequenzen betrachtet.

Mit dem Irak-Krieg haben die USA hier klar Stellung bezogen. Es ist dies kein durch die UN-
Charta oder durch die UN legitimierter Krieg. Es ist dies vielmehr ein klassischer Angriffs-
krieg einer Nation zur Durchsetzung und Wahrung ihrer Interessen, und seien es die offiziell
genannten Interessen, also der Versuch, sich vor einer befiirchteten Gefahr zu schiitzen,
wobei angesichts der niedrigen Wahrscheinlichkeit dieser Gefahren und angesichts der ver-
gleichsweise immer noch kleinen Schaden, die im schlimmsten Fall zu erwarten waren, die
Schadigungen einer gedemiitigten arabischen Bevolkerung im Irak um Grof3enordnungen
dariber liegen. Es wird nur versucht, dies als einen Befreiungsakt darstellend bzw. mora-
lisch-ethisch zu legitimieren, wofur angesichts eines menschenverachtenden Despoten wie
Saddam Hussein ja auch gute Ansatzpunkte bestehen. Ware es aber das Anliegen der USA,
Menschenrechten weltweit zum Durchbruch zu helfen, dann bote ein Welt-Marshall-Plan
vielfache Chancen, dieses auf friedlichem Wege zu tun. Aber das wirde ja bedeuten,
dass man vom eigenen Geld etwas einsetzen musste flr andere, etwa in Formvon 1 -2 %

Co-Finanzierung von Entwicklung. Davon ist aber keine Rede. Da steckt man das Geld doch
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lieber in das eigene Militar und versucht, mit Gewalt die eigene Position selbst da abzusi-
chern, wo sie indirekt massivste Probleme und massenhafte Totungen flir andere nach sich

zieht.

Vergleicht man etwa die Verhaltnisse von Toten und Verletzten auf beiden Seiten des jlings-
ten Irak-Krieges, dann sind die Risiken der Angreifer bei dieser Art von Krieg mit dem Risiko
vergleichbar, das Jager bei Groliwildjagden immer wieder freiwillig auf sich nehmen. Mit ei-
ner klassischen Vorstellung von Krieg hat das nichts mehr zu tun, wenn man etwa selber
Nachtsichtgerate hat und der Gegner keine, ist es fast so, als wiirde man gegen Blinde
kadmpfen, und wenn die eigenen Waffen sehr viel weiter reichen als die des Gegners, besteht

das Risiko primar in Zufallstreffern bzw. ,Friendly Fire®.

Ein Zugriff & la Irak-Krieg ist richtig verstanden ressourcendiktatorisch und massiv asym-
metrisch. Er setzt voll umfanglich auf die Absicherung eigener Eigentumsinteressen, egal
welchen Preis die Betroffenen dafiir zahlen missen. Man muss sich nicht wundern, dass die
arme Seite, die der Willkir des Starkeren ausgesetzte Seite, die schwache Seite, dieses
nicht als gerecht empfindet und sich irgendwie zur Wehr setzt. Und wie kann ,David“ sich
gegen ,Goliath* zur Wehr setzen? Das flhrt dann zu Terror und noch mehr Terror, der dann
auf Dauer in seinen Folgen auch nicht mehr beherrscht werden kann. Man wird den Terror
dann mit noch mehr staatlichem "Gegenterror" beantworteten, gegen den neuer Terror fol-
gen wird, z. B. in Form von Selbstmordattentaten. Dies ist eine Form der Gegenwehr, die
sehr schwer zu bekampfen ist, und uns nebenbei die blrgerlichen Freiheitsrechte im Ab-
wehrkampf gegen den Terror kosten kann. Ein Prozess, der in den USA schon ein gutes
Stlick vorangeschritten ist. Selbstmordattentate setzen voraus, dass Menschen — sich
selbst als Freiheitskampfer empfindend - ihr Leben fur eine Uberzeugung hinzugeben
bereit sind. Wie falsch muss eine Welt organisiert sein, zu wieviel Hass muss eine Welt-
ordnung Anlass bieten, wenn sie solche Reaktionen hervorruft? Und gibt es daraus nicht
etwas zu lernen, z. B. Uber Verletzungen, die man anderen - vielleicht unbewusst und unbe-

absichtigt - zugeflugt hat?

Der reiche Norden muss sich jedenfalls Uberlegen, ob er den momentanen Weg der Entfes-
selung weiter gehen will, oder ob nicht das europaische Modell des Ausgleichs in Form einer
weltweiten Okosozialen Marktwirtschaft die bessere Alternative ist. Diese kostet 1 bis 2 %
des Weltbruttosozialprodukts als Co-Finanzierung von Entwicklung in Form eines Welt-
Marshall-Plans, wie ihn z. B. — darauf wurde oben schon hingewiesen - der friihere US-
Vizeprasident Al Gore vorgeschlagen hatte. Im Grunde genommen ist es erstaunlich, wie
preiswert bei intelligenter statt rechthaberischer Vorgehensweise eine Chance auf Frieden
und nachhaltige Entwicklung er6ffnet werden kann. Noch erstaunlicher ist es allerdings, wel-
cher intellektuelle Aufwand von Seiten der grof3ten Gewinner der heutigen deregulierten

Strukturen der Weltokonomie betrieben wird, diesen Preis nicht zu zahlen, und welche Be-
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reitschaft da ist, die entsprechenden Mittel lieber in immer noch mehr Aufriistung zu

stecken statt in humane Entwicklung rund um den Globus.

Okosoziale Marktwirtschaft als wohl einzige realistische Chance

Offensichtlich ist, dass heute die Hoffnung flir eine bessere Zukunft und eine nachhaltige
Entwicklung primar bei Europa und den entwickelten asiatischen Volkswirtschaften liegt. Wir
mussen miteinander die USA fiir eine andere Sicht der Dinge gewinnen. Deshalb missen wir
insbesondere bereit sein, dartber zu reden, dass bestimmte Dinge richtig und bestimmte
Dinge falsch sind, damit wir nicht durch dauerndes Schweigen den Eindruck erwecken, als
wurden wir implizit zustimmen an Stellen, an denen wir gar nicht zustimmen kénnen. In die-
sem Sinne war die prinzipielle Ablehnung des Irak- Krieges durch den gr6i3ten Teil der
Welt die einzig richtige Position. In diesem Kontext hat auch die Weltzivilgesellschatft,
hier haben NGOs wie Amnesty International, Arzte ohne Grenzen, BUND, Greenpeace, Stif-
tung Weltbevdlkerung, Terre des Hommes etc. oder auch die Rotarier, Lions und andere
Servicebewegungen einen grofl3en Einfluss auf die Entwicklung der Weltmeinung und fir die
Ermdglichung von Verstandnis und Aufklarung im besten Sinne dieser philosophischen Po-
sition. Eine grof3e Hoffnung bilden in diesem Kontext auch die neuen informationstechni-
schen Vernetzungsmoglichkeiten der Weltzivilgesellschaft, die immer effizienter genutzt wer-
den. Wenn es hierbei in dem Ringen um eine bessere Weltordnung auch nur gelingt, in ei-
nem Schneeballsystem pro Jahr immer wieder eine weitere Person zu gewinnen, die fir eine
neue, bessere Weltordnung eintritt und zugleich pro Jahr immer wieder eine weitere Person
mit derselben Art zu denken dazu gewinnt und so weiter, hat man in dreiunddreiBig Jahren in
einem Schneeballsystem jeden Menschen erreicht, da 2** gleich acht Milliarden ist. — Und
die Uberzeugung einer Person pro Kopf und Jahr, das sollte doch bei einem so wichtigen

Thema zu schaffen sein.

Politisch lastet in dieser Lage heute auf Europa eine besondere Verantwortung. Deshalb war
die Einfuhrung des EURO so wichtig. Deshalb ist der weitere Ausbau der EU wichtig. Des-
halb ist die Starkung der EU wichtig. Und das musste in dieser schwierigen Welt auch den
Ausbau der militarischen Starke der EU beinhalten, um in diesen zentralen Fragen der
Weltordnung eigenstandig agieren und auf gleicher Augenhdhe mit den USA sprechen zu

kbnnen.

Ist die Okosoziale Marktwirtschaft eine Chance oder eine Utopie? Fur eine friedliche
nachhaltige Zukunft ist sie wahrscheinlich die einzige Chance, die wir haben und die viel-
leicht beste je gemachte Innovation im politischen Bereich, namlich die Kopplung verninfti-
ger Ausgleichsmechanismen und strikter UmweltschutzmaRnahmen mit der Kraft der Markte
und dem Potential von Innovationen. Man kann nur hoffen, dass Europa, ein Kontinent mit
einer schwierigen Historie und noch nicht abgeschlossener Selbstfindung, in dieser schwieri-
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gen Phase der Weltpolitik in der Lage ist, trotz der Spaltung in der Irak Frage die Verantwor-

tung zu Ubernehmen, die in diesem Moment auf diesem Teil der Welt lastet.”

BmO Seefeldt:

.Herr Professor Radermacher, der lang anhaltende Beifall zeigt, wie gut und interessant lhr
Vortrag war. Ich bin dankbar, dass wir mit lhnen fiir unsere heutige Mitgliederversammlung
auch den richtigen Redner gefunden haben. lhr Vortrag war nicht nur interessant, er hat
auch nachdenklich gemacht. Ich bin lberzeugt, dass er manches Gesprach in der nachsten
Zeit zum Gegenstand haben wird und es wird manche Uberlegung geben, wie man an die-
sen Problemen auch arbeiten kann. Noch einmal herzlichen Dank fir diesen wirklich guten,

interessanten und wunderbaren Vortrag.

Noch ein Hinweis wird mir gegeben: Herr Prof. Radermacher sagte ja, dass er ein Buch ge-
schrieben hat, in dem er die wesentlichen Dinge, welche hier vorgetragen wurden, zusam-

mengefasst hat. Dieses Buch wird draulen zum Verkauf angeboten.”

6. — Aussprache

BmO Seefeldt:

Meine Damen und Herren, wir kommen in der Tagesordnung zu Punkt 6, ,Aussprache”. Das
bezieht sich natirlich nicht nur auf das vorangegangene Referat, sondern ist eine Ausspra-
che, die allumfassend verstanden werden soll. Ich darf fragen, ob dazu von lhnen das Wort

gewdlnscht wird.

Ich stelle fest, dies ist nicht der Fall. Dann lassen Sie mich auf folgendes hinweisen, insbe-
sondere auch fir diejenigen, die den Saal schon verlassen: Mit der Einladung wurde auch zu

einem Mittagessen eingeladen. Dazu lade ich Sie noch einmal sehr herzlich ein.

Ebenfalls mochte ich Sie noch auf eine Ausstellung im Kulturzentrum Villa Sachsen hier in
Bingen, in der Mainzer StralRe 184, aufmerksam machen. Wenn Sie also noch etwas Zeit
hier in Bingen verbringen mochten, kénnen Sie gerne diese Ausstellung besuchen, die von

der Ingenieurgesellschaft veranlasst wurde und ,Stralen/Briicken zum Thema hat.

Letztlich noch fur einige Wenige der Hinweis, dass die Vorbesprechung flir den Kommunalen

Rat um 13.00 Uhr hier im Hotel in Raum 2, rechts neben der Rezeption, stattfindet.

Mit diesen Hinweisen, meine Damen und Herren, darf ich dann auch meinerseits den
Punkt 6 abschlieen und Herrn Ernst Walter Gorisch das Wort zum Schlusswort erteilen. |hm

hiermit gleichzeitig den Vorsitz fur die nachsten zwei Jahre ubergeben.

Dankeschon.”
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7. —Schlusswort des neu gewéahlten Vorsitzenden

Bm Gorisch:

.Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, meine Damen und Herren,

die Lage der Stadte und Gemeinden in der Bundesrepublik und insbesondere in Rheinland-
Pfalz wurde deutlich beschrieben. Der Reformbedarf dirfte — misste - allen in der Republik
zwischenzeitlich bewusst geworden sein und es besteht keine Zeit mehr zum Taktieren und

zu strategischen parteipolitischen Uberlegungen. Es muss jetzt gehandelt werden.
Lassen Sie mich drei Zahlen nochmals in Erinnerung rufen:

In Rheinland-Pfalz sind bei 1.000 Gebietskorperschaften von rd. 2.350 in diesem Jahr die
Haushalte nicht ausgeglichen. Die Altfehlbetrage belaufen sich auf eine Milliarde Euro und
die Kassenkredite betragen zum 30.06. rd. 1,4 Milliarden Euro — und die Einnahmen sinken

weiter.

Gleichzeitig brauchen wir Anreize, Impulse fur die Akteure unserer Volkswirtschaft und Mittel

fur notwendige Investitionen der Gemeinden um die Wirtschaft anzukurbeln.

Eine schwierige Aufgabe bei der bekanntermaflen hohen Verschuldung der o6ffentlichen
Hand.

Gleichzeitig muss endlich Vertrauen in die Politik entstehen. Nur dann kdnnen fir die Gesell-

schaft und fir die Stadte und Gemeinden neue Perspektiven geschaffen werden.

Und dies alles bei einer demographischen Entwicklung, die die Planungen der Gemeinden
wesentlich beeintrachtigt und erschwert. Die zu erwartenden Veranderungen haben erhebli-
che Auswirkungen auf die Sozialversicherungssysteme und auf alle Wirtschaftssubjekte. Wir

befinden uns in einer der schwierigsten Situation seit Bestehen der BRD.
Dennoch ist schnellstens Handeln angesagt.

Infolge der bekannten Situation bei der Beratung und Verabschiedung der anstehenden Ge-
setze — Gewerbesteuer. Einkommenssteuerreform, Hartz IV Sozialhilfe — ist mit der Anrufung
des Vermittlungsausschusses zu rechnen. Das Schicksal der Gemeinden und Stadte liegt in
den wenigen Handen der Vertreter im Ausschuss aus den Landern und dem Bundestag, so
wie wir es immer befirchtet haben. Wir kénnen also nur hoffen, dass unsere existenziellen
Interessen angemessen bertcksichtigt werden. Hierzu sind alle verpflichtet, wobei die Lan-

der eine besondere verfassungsrechtliche Verpflichtung haben.

Wir erwarten als Gemeinde- und Stadtebund endlich auch in Rheinland-Pfalz eine Veranke-
rung des Konnexitatsprinzips in der Verfassung. Die gefiihrten Diskussionen in der Enquete-

Kommission und im Hinblick auf die anstehende Sitzung am kommenden Freitag lassen hof-
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fen, dass es nunmehr gelingen kann. Wir erwarten eine klare und saubere Regelung, die die
Aufgaben- und Ausgabenverantwortung desjenigen der Aufgaben Ubertragen will, deutlich

macht und entsprechende finanzielle Verpflichtungen festschreibt.

Die Verankerung des Konnexitatsprinzips im Grundgesetz ist ein weiterer notwendiger
Schritt. Eine Forderung des Deutschen Stadte- und Gemeindebundes gegeniiber dem Bund

die wir nachhaltig unterstitzen.

Auch hier muss gelten ,wer bestellt bezahlt“. Wir wissen, dass mit der Konnexitat die Fi-
nanzprobleme der Stadte und Gemeinden nicht gelost werden. Wir sehen jedoch im Konne-
xitatsprinzip die Chance neue Lasten abwehren zu kénnen bzw. die entsprechende Finanz-
ausstattung im Falle neuer Aufgaben zu erhalten. Ich denke, dies ist auch im Sinne einer

Partnerschaft zwischen dem Land und dem Bund zu den Stadten und Gemeinden angezeigt.

Das erste Standardflexibilisierungsgesetz ist, und dies darf ich so offen formulieren, aus
Sicht der Stadte und Gemeinden und im Hinblick auf die Ankindigungen und Hoffnungen
die damit verbunden waren, eine Enttduschung. Dennoch stimmen wir diesem Gesetz zu,
weil wir erwarten durfen, dass die Ressorts und die Fachschaften endlich die Gesamtsituati-
on erkennen und weitere Schritte zum Abbau von Standards mit dem Ziel der Kostensen-
kung einleiten. Der Ministerrat hat dies ausdrucklich beschlossen und noch in der laufenden

Periode zum Bericht aufgefordert.
Meine Damen und Herren,

in Anbetracht der Problemlage, die sowohl im Standardflexibilisierungsgesetz als auch im
Gesetz zur Anderung ,Besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften“ beschrieben

wurde, ich zitiere:

,Angesichts der gegenwartigen haushalts- und gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen

kann auf Einsparungen auch im Personalkostenbereich nicht verzichtet werden’,
bzw.

,Viele Gemeinden bewegen sich schon am Rande ihrer finanziellen Leistungsfahigkeit und

kostentrachtige Vorgaben haben Eingang in das Landesrecht gefunden’.

Also in Anbetracht der Problemlage dirfen bei der Diskussion Uber Standards und Flexibili-
sierung keine Bereiche fur Tabu erklart werden. Ich betone dies deshalb, weil gewaltige Ein-

sparpotentiale nicht ausgeschlossen werden dirfen.

Wir brauchen auf der Aufgabenseite im kommunalen Bereich dringend Entlastungen. An-
sonsten ist die Selbstverwaltung ernsthaft in Gefahr. Wir haben nicht nur ein Einnahmeprob-

lem sondern ein Einnahme- und Ausgabenproblem.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einen letzten Punkt nur kurz ansprechen.
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Wir sind alle aufgefordert in Sachen Verwaltungsmodernisierung und Verwaltungsreform un-
seren Beitrag zu leisten nicht zuletzt aus finanziellen Grinden. Ich sage dies auch selbstkri-

tisch.

Wir erwarten von der Enquete-Kommission entsprechend dem Aufgabenkatalog Vorschlage

und AnstoRe fir die Gesetzgebung und dies in einem adaquaten Zeitrahmen.

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen fiir einfachere Verfahrensablaufe und fir mehr Ko-
operation unter den Gebietskorperschaften missen entsprechend verandert werden. Selbst-
verstandlich muss Kooperation bereits bei den derzeitigen Rahmenbedingungen ausgelotet

und praktiziert werden.

Oberstes Ziel aller Reformbemuhungen mussen leistungsfahige und burgernahe Kommunal-

strukturen sein, wobei die neuen IT zu berlcksichtigen sind.

Ich darf Sie, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, verehrte Gaste, alle auffordern mitzuwirken,
dass die kommunale Selbstverwaltung zukunftsfahig und die tragende S&ule in unserem
Staatswesen bleibt, auch in einem grélker werdenden Europa, nicht zum Selbstzweck, son-

dern zum Wohle der Biurgerinnen und Burger.

Die Stimme der Gemeinden und Stadte in Europa muss starker werden. Die kunftige Verfas-
sung bietet der kommunalen Seite eine hervorragende Chance. Wir sollten dies erkennen

und uns mehr denn je engagieren.

Gewaltige Aufgaben liegen vor uns. Ich wiinsche uns und den kiinftigen, den neuen Man-

datstragern, die am 13. Juni 2004, gewahlt werden, hierbei viel Erfolg.
Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

Ich schlie3e hiermit unsere Mitgliederversammlung 2003.*

Ende der Mitgliederversammlung: 13.00 Uhr

Mainz, den 03.11.2003

( Ernst Walter Gorisch ) ( Manfred Seefeldt ) ( Reimer Steenbock )
Vorsitzender Stv. Vorsitzender Verbandsdirektor
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Auszug aus der
Niederschrift der Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Stadtebundes Rhein-
land-Pfalz am 03.11.2003 in Bingen am Rhein
4: Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vorsitzenden

4. - Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vorsitzenden

Der Vorsitzende, BmO Seefeldt, OG Offenbach a.d. Queich, ruft Punkt 4 der Tagesordnung
-Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vorsitzenden® auf.

Er Ubertragt die Durchfihrung der Wahl dem Geschaftsfiihrenden Vorstandsmitglied,
VD Steenbock, als Vorsitzendem des Wahlausschusses gemaf Abschnitt IV der Verfahrens-
ordnung fir Wahlen vom 18.09.1992 i.d.F. vom 05.11.2001. VD Steenbock weist darauf hin,
dass die Mitgliederversammlung mit 2.596 vertretenen Stimmen (das entspricht 77,79 %) auch
bei diesem Punkt der Tagesordnung beschlussfahig ist.

VD Steenbock erlautert, dass die Leitung der Wahldurchfiihrung dem Wahlausschuss obliegt,
der auch das Ergebnis der Wahl festzustellen hat. Dem Wahlausschuss gehdren an

a) das Geschéftsfiilhrende Vorstandsmitglied als Vorsitzender,

b) die Bezirksverbandsvorsitzenden
(Bm Weinbach, Bezirk Koblenz; Bm Pitzen, Bezirk Trier; Bm Gebhardt, Bezirk Rheinhes-
sen-Pfalz [nicht anwesend, ebenso der Vertreter, Bm Bambey) und

c) weitere funf Beisitzer, die von der Mitgliederversammlung zu berufen sind.
VD Steenbock schlagt fiir die Berufung der finf weiteren Beisitzer

- Bm Penzer, VG Nierstein-Oppenheim,
- Bm Miller, VG Glan-Munchweiler,

- Bm Kiefer, VG Eich,

- Bm Haag, VG Altenahr, und

- Bm Buttstedt, VG Hamm/Sieg,

vor. Weitere Vorschlage oder Gegenvorschlage ergeben sich nicht.

Die genannten funf Personen sind mit einer Berufung als Beisitzer in den Wahlausschuss ein-
verstanden.

Die Mitgliederversammlung ist damit einverstanden, dass die vorgeschlagenen fiinf Personen
in einem Wahlgang gewahlt und dass dabei offen abgestimmt wird.
Abstimmungsergebnis: Einstimmig.

Die Mitgliederversammlung beruft einstimmig die genannten flnf Personen als Beisitzer in den
Wahlausschuss.

Die Mitgliederversammlung stimmt zu, dass die Einlasskontrolle und die Prifung der Stimmbe-
rechtigung von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschéaftsstelle des Gemeinde- und
Stadtebundes Rheinland-Pfalz durchgefiihrt worden sind.
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VD Steenbock gibt den einstimmig beschlossenen Vorschlag des Vorstandes vom 05.09.2003
an die Mitgliederversammlung zur Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vorsit-
zenden des Gemeinde- und Stadtebundes Rheinland-Pfalz wie folgt bekannt:

- Vorsitzender: Bm Ernst Walter Gorisch, VG Alzey-Land, und
- Stellvertretender Vorsitzender: Bm Manfred Seefeldt, VG und OG Offenbach a.d. Queich.

VD Steenbock erlautert § 11 Abs. 4 der Satzung, wonach der Vorsitzende und sein Stellvertre-
ter fur vier Jahre gewahlt werden. Nach Ablauf von zwei Jahren seit der Wahl wird der Vorsit-
zende Stellvertreter und der Stellvertreter wird Vorsitzender.

Mithin wurde im Falle der Wahl Bm Gdrisch, VG Alzey-Land, das Amt des Vorsitzenden bis
zur Mitgliederversammlung des Jahres 2005, danach bis zur Mitgliederversammlung des Jah-
res 2007 das Amt des Stellvertreters ausiben; BmO Seefeldt, OG Offenbach a.d. Queich,
wlrde im Falle der Wahl das Amt des Stellvertreters bis zur Mitgliederversammlung des Jah-
res 2005 und danach das Amt des Vorsitzenden bis zur Mitgliederversammlung des Jah-
res 2007 auslben.

VD Steenbock gibt das Verfahren der Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertretenden Vor-
sitzenden gem. § 15 Abs. 2 der Satzung wie folgt bekannt:

,Die Mitgliederversammlung kann beschlieRen, sofern dem nicht mehr als 5 v.H. der sat-
zungsmaRigen Stimmen widersprechen, dass der Vorsitzende und sein Stellvertreter ge-
meinsam und dass offen abgestimmt wird.*

Danach befragt VD Steenbock die Versammlung, ob es weitere Vorschlage fir die nun durch-
zufuhrenden Wahlen gibt. Weitere Vorschlage oder Gegenvorschlage ergeben sich nicht.

Bm Gorisch und Bm Seefeldt erklaren ihre Bereitschaft, fiir die Amter im Falle ihrer Wahl zur
Verfligung zu stehen.

VD Steenbock befragt die Versammlung, ob der Vorsitzende und der Stellvertretende Vorsit-
zende gemeinsam gewahlt werden kénnen und ob die Wahl in offener Abstimmung durchge-
fuhrt werden kann.

Die Mitgliederversammlung beschliefl3t einstimmig, dass der Vorsitzende und der Stellvertre-
tende Vorsitzende gemeinsam und dass offen abgestimmt wird.

In der anschlielRenden Wahl werden einstimmig
- Bm Ernst Walter Gorisch, VG Alzey-Land, zum Vorsitzenden (bis zur Mitgliederversamm-

lung des Jahres 2001) und zum Stellvertretenden Vorsitzenden (von der Mitgliederver-
sammlung des Jahres 2003 bis zur Mitgliederversammlung 2005) und

- BmO Manfred Seefeldt, OG Offenbach a.d. Queich, zum Stellvertretenden Vorsitzenden
bis zur Mitgliederversammlung des Jahres 2005 und zum Vorsitzenden ab der Mitglieder-
versammlung des Jahres 2005 bis zur Mitgliederversammlung des Jahres 2007 gewahlt.

Abstimmungsergebnis: Einstimmig.

Mainz, 04.11.2003
Fir die Richtigkeit
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Steenbock

Verbandsdirektor

Beglaubigungsvermerk:

Hiermit wird bestatigt, dass Verbandsdirektor Reimer Steenbock, Geschéftsfiihrendes Vor-
standsmitglied des GStB, die vorstehende Unterschrift heute persdnlich vor mir geleistet hat:
Offenbach a. d. Queich, 04.11.2003

Manfred Seefeldt
Ortsblrgermeister



	a) Vizepräsident Jürgen Creutzmann, MdL, Landtag Rheinland-Pfalz
	b) Geschäftsführendes Präsidialmitglied  Dr. Gerd Landsberg, Deutscher Städte- und Gemeindebund, Berlin
	a) Prüfungsberichte
	- Zweckbetrieb
	- Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
	b) Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung
	Ökosoziale Marktwirtschaft als wohl einzige realistische Chance

